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Druck und Papier 
von Carl Tanzer in Grätz. 
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Viertes Hauptſtück. 
Von der Verjährung und Erſitzung. 


5. 1451. 
Berjähbrung. 
Die Verjährung iſt der Verluſt eines Rechtes, wel⸗ 
ches während der von dem Geſetze beſtimmten 
Zeit nicht ausgeübt worden iſt. 


9. 1452. 
Erſit ung. 

Wird das verjährte Recht vermöge des geſetzlichen 
Beſitzes zugleich auf jemand Anderen übertragen; 
ſo heißt es ein erſeſſenes Recht, und die Erwer— 
bungsart Erſitzung. 

1) Jedes Recht iſt, als freyes Befugniß zu handeln, ſeiner 
Natur nach immerwährend. Die bloße Nichtausübung desſelben von 
Seiten des Berechtigten kann weder den Verluſt, noch die Aus— 
übung desſelben von Seiten eines Andern den Erwerb desſelben 
nach ſich ziehen. Indeſſen können poſitive Beſtimmungen es mög— 
lich machen, daß die Nichtausübung eines Rechtes den Verluſt 
deöfelben zur Folge hat. — Dieſen Verluſt eines Rechtes, welcher 
ſich darauf gründet, daß Jemand binnen einer gewiſſen Zeit ſeine 
Rechte nicht geltend machte, nennt man Verjährung (praescriptio 
sensu lato), 5 

2) Die Verjährung als poſitives Inſtitut im allgemeinen Ver— 
ſtande kann feſtgeſetzt ſeyn durch einen Vertrag, durch einen 
letzten Willen, durch eine richterliche Verordnung, 

Nippel's Commentar IX. Thl. 1 
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oder durch ein eigentliches pofitives Geſetz y. Ganz rich⸗ 
tig bemerkt Pachmann, es ſey doch ſicher nicht rechtswidrig, mit 
Jemanden, der ein Recht gegen uns hat, das Uebereinkommen zu 
treffen, daß, wenn er dieſes Recht eine beſtimmte Zeit über nicht 
ausüben würde, er desſelben verluſtig werde, oder mit Jemanden 
den Vertrag zu machen, daß, wenn er ein beſtimmtes Recht ir⸗ 
gend eine zeitlang redlicher Weiſe gegen uns ausgeübt haben wür— 
de, er ſolches erworben haben ſolle 2), obſchon dieſer letztere Ver— 
trag wohl unter die juridiſchen Seltenheiten und Sonderbarkeiten 
zu zählen ſeyn dürfte. Eben fo wenig kann einem Erblaffer ver— 
bothen ſeyn, der Erbeseinſetzung oder dem Vermächtniſſe die Be— 
dingung beyzurücken, daß, wenn der Erbe oder Legatar von dem 
ihm zugedachten Rechte binnen einer beſtimmten Zeit keinen Ge— 
brauch machen ſollte, er desſelben wieder verluſtig werden ſollte. 
— Das, was aber die Parteyen unter ſich feſtgeſetzt haben, oder 
der Erblaſſer durch letzten Willen beſtimmet, kann nun auch im 
Falle eines hierüber entſtehenden Rechtsſtreites der Richter durch 
Urtheil normiren; auch geſchieht es, daß der Richter in einem Pro— 
zeſſe einer Partey die Ausübung eines Rechtes binnen einer be— 
ſtimmten Zeit unter dem Rechtsnachtheile des Verluſtes desſelben 
aufträgt. — Es gibt alſo auch nach dem öſterreichiſchen Rechte eine 
conventionelle, teſtamentariſche, richterliche Ver— 
jährung. Hiervon iſt aber der Fall zu unterſcheiden, wenn durch 
den Vertrag, letzten Willen, oder durch den Ausſpruch des Rich— 
ters die Ausübung des Rechtes ſelbſt auf einen gewiſſen Zeitraum 
beſchränkt wird, fo, daß mit Ablauf deöfelben das Recht verloren 
geht, ohne Unterſchied, ob es während dieſes Zeitraums ausgeübt 
worden iſt, oder nicht. Von dieſem Falle handelt der $. 1449. 

3) Das gegenwärtige Hauptſtück handelt aber eigentlich von 
der geſetzlichen Verjährung. Darum paſſet auch die im §. 1451 
aufgeſtellte Erklärung nur auf dieſe. In wie fern die oben Nr. 2 
erwähnten Verjährungsarten der geſetzlichen Verjährung derogiren, 


1) Thibaut über Beſitz und Verjährung. Jena 1802. 2 Thl. (ö m u. 2. Deſſen Sy⸗ 
ſtem des Pandekten- Rechtes. Jena 1323 \. 1039. 
2) Die Verjährung nach dem allgemeinen bürgerlichen Rechte in Oeſterreich. Von 
Dr, Theodor Pachmann. Wien 1833, F. 3. 
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wird bey Erläuterung des §. 1501 erörtert werden. — Dabey 
iſt noch zu bemerken, daß auch die geſetzlichen Vorſchriften der 
Gerichtsordnung die Ausübung beſtimmter Rechte bey Verluſt der— 
ſelben binnen eines beſtimmten Zeitraums anordnen; und daß ſo— 
hin der Verluſt eines ſolchen Rechtes, welches während der von 
dieſen Geſetzen beſtimmten Zeit nicht. ausgeübt worden iſt, unter 
die geſetzlichen Verjährungsarten gerechnet werden könne. — Allein 
die näheren Beſt'mmungen dieſer Verjährungsart ſind lediglich aus 
den Vorſchriften der Gerichtsordnung zu entnehmen, und der in 
dem $. 1451 vorkommende Ausdruck „während der von dem Ge— 
ſetze beſtimmten Zeit« beſchränkt fich daher bloß auf die Vor: 
ſchriften des bürgerlichen Geſetzbuches. 

4) Eine conventionelle Verjährung, von der Nr. 2 die Rede 
war, hat allerdings ſchon nach dem Naturrechte Statt. Ob es 
nach dem Naturrechte eine teſtamentariſche gebe, hängt lediglich 
von der Beantwortung der Vorfrage ab, ob überhaupt nach dem 
Naturrechte eine Verfügung auf den Todesfall von Gültigkeit ſey. 
Je nachdem dieſe Frage bejahend oder verneinend entſchieden wird, 
muß auch die Beantwortung der früheren Frage bejahend oder 
verneinend ausfallen. Schiedsrichter gibt es auch im Naturſtan— 
de, und ſohin kann auch in ſelbem eine richterliche Verjährung Platz 
greifen. Die geſetzliche Verjährung aber iſt ein rein poſitives Rechts— 
inſtitut, — denn aus bloßen Vernunftgrundſätzen läßt ſich kein 
Zeitraum ausmitteln, nach deſſen Verlauf ein während desſelben 
nicht ausgeübtes Recht in Verluſt gehen ſollte. 

5) Nach dem Syſteme unſeres Geſetzbuches gehört die Ver— 
jährung, von welcher im gegenwärtigen Hauptſtücke die Rede iſt, 
unter die Aufhebungsarten der Verbindlichkeiten. Es können 
alſo die in dieſem Hauptſtücke vorkommenden Beſtimmungen nicht 
auf jene Fälle angewendet werden, in welchen ein Recht zwar nach 
Verlauf einer gewiſſen Zeit wegen unterlaſſener Ausübung erliſcht, 
aber dieſes Erlöſchen die Aufhebung einer beſtimmten Privat-Ver⸗ 
bindlichkeit nicht zur Folge hat; denn die Verjährung im Sinne 
des §. 1451 ſetzt, wie Winiwarter ) bemerkt, ae ein ſol⸗ 


— * 
1) Die Verjährung nach dem öfterr. bürgerl. Rechte in pratobevera's Materialien 
3. Band. S. 32 — 10. 
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ches Recht voraus, dem eine eigene, dem zu verjährenden Rechte 
entſprechende Verbindlichkeit, und nicht bloß die allgemeine, An: 
dere in der Ausübung ihrer Befugniſſe nicht zu ſtören, entgegen 
geſetzt iſt. Aus dieſem Grunde können die in dieſem Hauptſtücke 
in Anſehung der Verjährung enthaltenen Beſtimmungen nicht auf 
den im F. 384 des G. B. enthaltenen Fall angewendet werden. 
Ob übrigens dieſe Beſtimmungen auf die außer dem gegenwär— 
tigen Hauptſtücke an mehren Orten des Geſetzbuches aufgeſtellten 
Verjährungsfälle von Anwendbarkeit ſeyn, oder nicht, wird bey 
Erläuterung des §. 1491 zur Sprache kommen. 

6) Jedem Rechte correſpondiren poſitive oder negative Ver— 
bindlichkeiten, welche mit demſelben aufhören müſſen. Der Verluſt 
eines Rechtes von der einen, zieht alſo den Erwerb eines Vortheils von 
der anderen Seite nach ſich. In dieſer Beziehung iſt daher jede 
Verjährung erwerbend und aufhebend zugleich. Es kann aber 
dieſes Erwerben und Aufheben auf doppelte Art geſchehen. Nähm— 
lich entweder erhält der, welcher durch Verjährung erwirbt: a) nur 
bloß das, was aus dem Erlöſchen des Rechts des Andern folgt, 
3. B. wenn eine Servitut erliſcht, und das Gut frey wird, oder er 
erhält b) noch mehr, als aus dem bloßen Erlöſchen der Rechts des 
Andern folgt, z. B. A beſitzt die Sache des B, und erlangt durch 
Verjährung das Eigenthumsrecht, ſohin ein Recht gegen jeden. Im 
erſten Falle nennen die Lehrer des gemeinen Rechtes die Verfäh— 
rung die erlöſchende (ſprachrichtiger: aufhebende), in dieſem die 
erwerbende Verjährung (praescriptio extinctiva et acquisitiva). 
Die erwerbende Verjährung theilen fie wieder in die praescriptio 
translativa und constitutiva. Unter der erſteren verſtehen fie jene, 
durch welche der erwerbende Theil ganz das nähmliche Recht an ſich 
bringt, was der andere Theil verliert; unter der zweyten aber jene, 
durch welche der eine Theil ein anderes Recht erwirbt, als der andere 
verliert, (z. B. A erwirbt eine Servitut an der Sache des B) ). 

7) Das öſterreichiſche Geſetzbuch beſchränkt den Begriff der 
Verjährung lediglich auf den Verluſt eines Rechtes, ſomit auf 
jene Art der Verjährung, welche nach dem gemeinen Rechte prae- 


1) Thibaut am a. O. F. z u . 
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scriptio extinctiva genannt wird. — Von dieſer unterſcheidet es 
die Erſitzung, ohne ſich jedoch mit einer eigentlichen Definition 
dieſes Begriffes zu befaſſen. Denn der F. 1452 fagt bloß, daß 
in dem Falle, als das verjährte Recht vermöge des geſetzlichen 
Beſitzes zugleich auf jemand Anderen übertragen wird, dasſelbe 
ein erſeſſenes Recht, und die Erwerbungsart Erſitzung heiße. 
Die Richtigkeit dieſes geſetzlichen Ausſpruches kann in keiner Be— 
ziehung einem Anſtande unterliegen; aber in ſo fern, als in dieſem 
geſetzlichen Ausſpruche eine eigentliche Definition des Wortes Er— 
ſitzung erblickt werden wollte, könnte die Bemerkung, daß ſelbe 
zu eng ſey, nicht als ungegründet hintangewieſen werden. Denn 
durch die Erſitzung kann nicht nur, wie es in dieſem F. vorausge— 
ſetzt wird, das von der einen Seite erloſchene Recht, wie z. B. das 
Eigenthum einer beweglichen oder unbeweglichen Sache, auf einen 
Anderen übertragen werden (praescriptio translativa), fondern es 
kann auch eine andere Geſtalt annehmen, was z. B. bey Erſitzung 
einer Dienſtbarkeit, oder des Pfandrechtes der Fall iſt, von welcher 
Erſitzung der $. 1469 ausdrücklich redet. — Ja der Begriff der 
Erſitzung iſt nach öſterreichiſchem Rechte ſogar umfangsreicher als 
der der erwerbenden Verjährung, wie er laut Nr. 6 aufgeſtellt 
wurde, indem z. B. durch die Erſitzung des Unterſagungsrechtes, 
von welchem im $. 1459 die Rede iſt, der Erſitzer keinen anderen 
Vortheil erwirbt, als denjenigen, welcher aus dem Erlöfchen des 
Rechts des Anderen, z. B. ſein Haus zu erhöhen, folgt. 

8) Verjährung und Erſitzung haben daher das Gemeinſame, 
daß dadurch auf Seite des Einen der Verluſt, und auf der des 
Anderen die Erwerbung eines Vortheiles entſteht. Der Unterſchied 
zwiſchen Beyden liegt nun weſentlich nur in dem Rechtsgrunde der 
Erlöſchung und Erwerbung des Rechtes. — Gründet ſich nähmlich 
der Verluſt des Rechtes auf der einen, und die Erwerbung des 
Vortheils auf der anderen Seite darin, daß ein Recht binnen einer 
beſtimmten Zeit nicht ausgeübt worden, ſo iſt eine eigentliche, reine 
Verjährung vorhanden; gründet ſich aber der Verluſt des Rechts 
auf der einen, und die Erwerbung des Vortheils auf der anderen 
Seite in dem durch einen beſtimmten Zeitraum fortgeſetzten Beſitze 
eines Rechtes, ſo heißt dieſe Erſitzung. Bey der eigentlichen Ver— 
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jährung gründet fich fohin die Erwerbung des Vortheils des Einen 
auf den Verluſt des Rechtes des Andern, und bey der Erſitzung 
gründet ſich der Verluſt des Rechtes des Anderen auf die Erwer⸗ 
bung des Rechtes des Einen. 

9) Der $. 380 ſagt: Ohne Titel und ohne recht liche 
Erwerbungsart kann kein Eigenthum erlangt wer: 
den. Es entſteht nun die Frage, in welcher Art dieſe geſetzliche 
Vorſchrift auch auf die Erſitzung und Verjährung anzuwenden ſey? 
Wenn man nun unter dem Titel in obigem F. die rechtliche 
Möglichkeit, oder den nächſten Grund, woraus die Erwerbung ſich 
rechtfertigen läßt, verſteht, ſo liegt dieſer bey der Erſitzung in der 
unmittelbaren Anordnung des Geſetzes, daß nach Verlauf der be— 
ſtimmten Zeit das Eigenthum oder das Recht für den einen Theil 
verloren gehe. Denn ginge das Recht desſelben nicht verloren, 
ſo ließe ſich die Erwerbung des Rechtes des andern Theiles hier 
nicht denken. Bey jeder Erſitzung bildet alſo die Verjährung den 
Titel zur Erlangung des Rechtes, und die Erſitzung iſt die Erwer— 
bungsart. — Dieſe Anſicht wird durch den $. 480 gerechtfertiget, 
welcher ausdrücklich die Verjährung als einen Titel zur Er: 
werbung einer Servitut anführt, und durch den §. 4452, welcher 
die Erſitzung eine Erwerbungsart nennt. 


9. 1453, 


Wer verjähren und erſitzen kann. 


Jeder, der ſonſt zu erwerben fähig iſt, kann auch 
ein Eigenthum oder andere Rechte durch Erſi— 
tzung erwerben. 

1) Die Aufſchrift redet zwar hier ſowohl von der Verjährung 
als von der Erſitzung; allein der Text dieſes $. handelt bloß von der 
Erſitzung, weil bey der eigentlichen Verjährung, als einer bloßen 
Aufhebung der Verbindlichkeit, die Fähigkeit der Perſon gar nicht 
in Betrachtung kommt. In Bezug auf die eigentliche Verjährung 
können nähmlich zweyerley Fragen geſtellt werden: a) welche Per— 
ſonen können durch Verjährung von einer Verbindlichkeit befreyt 
werden? und b) welche Perſonen können durch felbe Rechte verlie⸗ 
ren? Die erſte Frage iſt dahin zu beantworten, daß von einer 
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Verbindlichkeit durch Verjährung Jedermann befreyt werden kann, 
indem durch die Befreyung nur jener Rechtszuſtand hergeſtellt wird, 
welcher vor der Entſtehung der aufgehobenen Verbindlichkeit ſchon 
wirklich beſtanden hat, oder wenigſtens als der natürliche ohne das 
Factum, durch welches die Verbindlichkeit gegründet wurde, beſtan— 
den haben würde, und deſſen Möglichkeit daher von keinen weite, 
ren Erforderniſſen abhängen kann 1). Die zweyte Frage wird aber 
in dem nächſtfolgenden $. beantwortet. 

2) Was aber die Erſitzung anbelangt, fo ftellt der S. die Re⸗ 
gel auf, daß Jeder, der überhaupt, oder insbeſonders ſolche Rechte, 
um die es ſich handelt, zu erwerben fähig iſt, dergleichen Rechte auch 
durch Erſitzung erlangen könne. — Es können alſo in der Regel 
phyſiſche oder moralifche Perſonen (erlaubte Geſellſchaften $. 26), 
fremde ſowohl als einheimiſche Staatsbürger (F. 33) dutch Erſi— 
tzung Rechte erwerben, und es macht im Weſentlichen keinen Un— 
terſchied, ob ſie ſelbſt zu erwerben im Stande ſind, oder nur durch 
Andere erwerben können, in ſo fern nur die Erforderniſſe der Er— 
ſitzung überhaupt bey ihnen eintreten. 

3) Dagegen ſind diejenigen, welche überhaupt zu erwerben 
unfähig find, wie Ordensgeiſtliche, oder deren Fähigkeit zu erwers 
ben in Anſehung gewiſſer Sachen beſchränkt iſt, z. B. die Unter: 
thanen in Anſehung des Jagdrechtes, die Juden in Beziehung auf 
Chriſten angehörige Realitäten u. ſ. w., und zwar jene überhaupt, 
dieſe aber die durch beſondere Geſetze ihrer Erwerbung entzogenen 
Gegenſtände durch Erſitzung an ſich zu bringen nicht geeignet. 


5. 1454, 
Gegen wen, 

Die Verjährung und Erſitzung kann gegen alle Pri— 
vat⸗Perſonen, welche ihre Rechte ſelbſt auszu— 
üben fähig ſind, Statt finden. Gegen Mündel 
und Pflegebefohlene; gegen Kirchen, Gemeinden 
und andere moraliſche Körper; gegen Verwalter 
des öffentlichen Vermögens und gegen diejenigen, 


—— 


1) Siehe Winſwarter gm g. O. 9. 8. 
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welche ohne ihr Verſchulden abweſend find, wird 
fie nur unter den unten (5. 1472, 1475 und 1494) 
folgenden Beſchränkungen geſtattet. 

In Anſehung der Frage: Gegen wen die Erſitzung und 
Verjährung Statt finde, ſtellt der gegenwärtige $. im Eingange 
die Regel auf, daß ſie gegen alle Privat-Perſonen, welche ihre 
Rechte ſelbſt auszuüben fähig ſind, Platz greife. — Aus 
dieſen Worten könnte man ſich zur Schlußfolge veranlaßt ſehen, 
daß gegen jene Perſonen, welche ihre Rechte ſelbſt auszuüben un- 
fähig ſind, die Verjährung oder Erſitzung nicht Statt habe. Allein 
der Schlußſatz zeigt, daß dieſe Folgerung unrichtig wäre, indem 
gegen ſolche Perſonen die Verjährung nur beſtimmten Befchränfuns 
gen unterworfen ſey. Ja ſelbſt die Verjährung gegen jene Perſo— 
nen, welche ihre Rechte ſelbſt auszuüben fähig find, unterliegt uns 
ter gewiſſen in dem Geſetze aufgeführten Umſtänden manchen 
Beſchränkungen ($$. 1475, 1495 und 1496). 


9. 1455. 
Welche Gegenſtände. 


Was ſich erwerben läßt, kann auch erſeſſen werden. 
Sachen hingegen, welche man vermöge ihrer we— 
ſentlichen Beſchaffenheit oder vermöge der Geſetze 
nicht beſitzen kann; ferner Sachen und Rechte, 
welche ſchlechterdings unveräußerlich ſind, ſind kein 
Gegenſtand der Erſitzung. 

1) Da durch die Erſitzung eine Sache mittelſt des Beſitzes 
erworben werden ſoll, ſo ſind von derſelben nach der Natur der 
Sache alle jene Gegenſtände ausgeſchloſſen, welche man vermöge 
ihrer weſentlichen Beſchaffenheit, oder der ausdrücklichen Vorſchrift 
des Geſetzes nicht beſitzen kann. Von dieſen wurde bereits 
bey Erläuterung des §. 311 gehandelt. 

2) Ferners ſind jene Sachen (im weiteren Sinh ausge⸗ 
ſchloſſen, welche ſchlechterdings unveräußerlich ſind, und daher von 
der Perſon, welcher fie angehören, nicht getrennt werden können. 
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Von ſolchen unveräußerlichen Sachen oder Rechten wird in den 
folgenden $$. 1456 — 1458 ausdrücklich Erwähnung gemacht. 

3) Uebrigens ſind ſowohl körperliche als unkörperliche Sachen 
ein Gegenſtand der Erſitzung, weil auch unkörperliche Sachen in 
Beſitz genommen werden können ($. 312). Von Erſitzung ſolcher 
unkörperlichen Sachen oder Rechte iſt auch ausdrücklich in den 
6$. 1459, 1469, 1471, 1482, 1483, 1484, 1487, 1488, 1489, 
1490, 1491, 1492 eine Rede *). Doch gibt es allerdings hiervon 
einige, zwar in keiner ausdrücklichen Anordnung des Geſetzes, wohl 
aber in der Natur des Rechts verhältniſſes gegründete Ausnahmen 
und Beſchränkungen. 

4) Unter diejenigen Rechte, welche durch Erſitzung nicht er— 
worben werden können, gehört das Erbrecht. — Nach dem Wort— 
laute des gegenwärtigen $, ſollte man zwar glauben, daß das Erb— 
recht, ſo wie andere Rechte ein Gegenſtand der Erſitzung ſey. Allein 
eine genauere Unterſuchung der Natur des Erbrechtes gibt ein an— 
deres Reſultat. Der Gegenſtand des Erbrechtes iſt nähmlich eine 
Geſammtſache, und faßt alle körperlichen und unkörperlichen Sa— 
chen, welche dem Erblaſſer eigen waren, in ſich. In ſo fern der 
Erbe in die Rechte des Erblaſſers eintrat, und ſomit auch die Be— 
figrechte desſelben fortſetzt, in welche dieſer bereits eingetreten war, 
erſitzt er allerdings die einzelnen Sachen, in deren Beſitz der Erblaſ— 
ſer ſich befunden hat, und die er ſelbſt erſeſſen haben würde, wenn 
er nach Verlauf der Erſitzungszeit noch am Leben geweſen wäre. 
Allein hier iſt offenbar von keiner Erſitzung des Erbrechtes, nähm— 
lich desjenigen Rechtes die Rede, in die ſaͤmmtlichen Rechte und 
Verbindlichkeiten des Erblaſſers einzutreten. Meldet ſich nach der 
Hand ein anderer Erbe, und weiſet ein ſtärkeres Recht auf die 
Verlaſſenſchaft aus; ſo iſt jener verbunden, ihm dieſe nur im Nah— 
men des Erblaſſers erſeſſenen Sachen mit der Erbſchaft auszu— 
liefern. In den Beſitz der Erbſchaft als ſolcher gelangt der Erbe 
erſt durch die Einantwortung, wie aus dem F. 819 in Verbindung 


1) Mir iſt es daher unbegreiflich, wie Dr. Pachmann in feiner Abhandlung über die Vers 
jährung S. 30 behaupten kann, daß unförperliche Sachen von der Beſitznahme 
und Erſitzung ausgeſchloſſen ſeyen. Die Römer kannten freylich einen eigent- 
lichen Beſitz nur bey körperlichen Sachen; aber ſie halfen ſich bey unkörper⸗ 
lichen mit einem Quaſi⸗Beſitze aus, den aber unſer Geſetzbuch nicht kennet. 
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mit dem F. 818 klar hervorgehet. Erſt von dieſer Zeit müßte die Er— 

ſitzungszeit des Erben zu berechnen angefangen werden, und fie 

würde nach der allgemeinen Vorſchrift des §. 1470 erſt nach drey— 
ßig Jahren ablaufen. — Allein früher noch als vor Ablauf dieſer 

Zeit geht das Recht des wahren und eigentlichen Erben, denſelben 

auf Abtretung oder Theilung der Erbſchaft zu belangen, ver: 

loren; denn übt derſelbe binnen 30 Jahren ſein Erbrecht nicht 
aus, fo erliſcht dasſelbe durch Verjährung ($. 1479). Dieſe Zeit 
iſt aber von dem Todestage des Erblaſſers zu berechnen, da das 

Erbrecht an und für ſich von dieſer Zeit an hätte ausgeübt wer— 

den können (F. 1478). Derjenige, dem eine Erbſchaft als ver— 

meintlichen Erben eingeantwortet worden iſt, erlangt alſo das 

Erbrecht immer durch den auf Seite des eigentlichen Erben ein— 

getretenen Verluſt früher, als die Erſitzungszeit vollendet wäre. 

Es kann daher immer nur von einer Verjährung, nicht aber von 

einer Erſitzung des Erbrechts die Rede ſeyn ). 

5) Auch von den perſönlichen Sachenrechten wird 
behauptet, daß ſie kein Gegenſtand der Erſitzung ſeyn 2). Für die— 
ſe Behauptung werden folgende Gründe angeführt: 

a) Perſönliche Sachenrechte ſetzen einen beſonderen Grund vor— 
aus, durch den eine Perſon einer andern zu einer Leiſtung ver— 
bunden wird (§. 859); iſt nun dieſer Grund vorhanden, fo 
entſteht das perſönliche Recht ſogleich; iſt aber kein Grund vor— 
handen, oder der vorhandene nicht gültig, ſo kann, was nie zu 
Recht beſtand, auch durch Verlauf was immer für einer Zeit 
nicht rechtsgültig werden. 

b) Dieſe Rechte ſind meiſtens von der Art, daß ſie durch die Aus— 
übung ſelbſt erlöſchen; läßt aber das perſönliche Recht wirklich 
eine fortdauernde Ausübung zu, ſo könne dieſes doch zur Er— 
ſitzung nichts helfen, und dadurch die an ſich ungültige Verbind— 
lichkeit nicht rechtskräftig werden, weil der Gläubiger wiſſen 
muß, daß die Verbindlichkeit nicht beſteht, und der Schuldner, 
welcher aus Irrthum zahlte, ſogar das Bezahlte zurück verlan⸗ 


1) Vergl. Winiwarter am a. O. 9. 21. 
2) Winiwarter an a. O. F. 22 
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gen kann (F. 1431), um fo weniger aber verbunden iſt, dieſe 
Zahlungen fortzuſetzen. 

e) Endlich ſey der Zweck der Erſitzung, ſich durch dieſelbe gegen 
einen Dritten, welcher auf die Sache ein Recht hat, zu ſchü— 
gen; ein perfönliches Recht ſey aber ſchon feiner Natur nach nicht 
dazu beſtimmt, daß es gegen einen Dritten wirkſam ſey, und 
gegen den durch dasſelbe Verbundenen bedürfe es keiner Erſi⸗ 
tzung, weil der Berechtigte gegen ſeinen Vormann ſchon durch 
das Erwerbungsgeſchäft ſelbſt geſchützt iſt. 

6) Allein ich kann dieſer Behauptung nicht beyſtimmen. Vor 
Allem muß ich bemerken, daß perſönliche Sachenrechte von zweyen 
Seiten in Betrachtung gezogen werden müſſen. Man kann nähm— 
lich die Frage aufwerfen, ob eine beſtimmte Perſon wirklich zu 
der angeblichen Leiſtung verpflichtet iſt? — ob z. B. A richtig 100 fl. 
zu zahlen ſchuldig iſt? — oder es kann die Frage geſtellt wer— 
den, welcher Perſon A die unſtreitig ſchuldigen 100 fl. zu bezah— 
len habe? — In Bezug auf die Verjährung und Erſitzung kann 
nun die Frage dahin gerichtet werden: Kann Jemand ein per— 
ſönliches Recht gegen einen Andern in der Art durch Erſitzung er— 
werben, daß in dieſer Erſitzung der unmittelbare Rechtsgrund der 
Verbindlichkeit des Anderen liege? — oder es kann die Frage da- 
hin lauten, ob eine Verbindlichkeit, die Jemand gegen einen An— 
deren zu leiſten hat, durch Erſitzung an einen Dritten in der Art 
übergehen könne, daß ſie nicht mehr an den erſteren, ſondern an 
den letzteren zu leiſten iſt? — Die bejahende Beantwortung der 
letzteren Frage kann wohl keinem gegründeten Zweifel unterliegen. 
Denn der Wortlaut des gegenwärtigen Fd. „Was ſich erwer— 
ben läßt, kann auch erſeſſen werden,“ ſpricht offenbar dafür, und 
die oben für die Behauptung, daß perſönliche Sachenrechte nicht 
erſeſſen werden können, angeführten Gründe laſſen ſich nur bey 
Verneinung der erſteren, nicht aber auch bey der letzteren Fra— 
ge anwenden. Aber auch in Beziehung auf die erſtere Frage ſtimme 
ich für die bejahende Beantwortung. 

Denn auch der Fall, den dieſe Frage berührt, läßt ſich un— 
ter die Eingangsworte des gegenwärtigen F. ſubſumiren. Dieſe 
ſind ſo allgemein, daß hierunter ſogar die Perſonen-Rechte ſub— 
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ſumirt werden Fönnten; darum hat der Geſetzgeber für nöthig ers 
achtet, im §. 1458 dieſe Perſonen-Rechte von der allgemeinen 
Anordnung der Eingangsworte dieſes §. zur Vermeidung jedes Miß— 
verſtändniſſes ausdrücklich auszunehmen, obſchon felbe offenbar in 
der allgemeinen Ausnahme dieſes F. ſelbſt ſchon enthalten find; 
um wie viel mehr hätte der Geſetzgeber Urſache gehabt, unter den 
Ausnahmen ausdrücklich die perſönlichen Sachenrechte anzuführen, 
wenn es in ſeinem Willen gelegen wäre, ſelbe von der Regel die— 
ſes $. ausnehmen zu wollen. — Daß man Rechte durch den Ge— 
brauch derfelben im eigenen Nahmen in Beſitz nehmen konne, iſt 
klar in dem $. 312 ausgeſprochen, und daß hier nicht bloß 
von dem Gebrauche die Rede ſey, welcher als Folge eines zwei— 
fellos exiſtirenden, ſondern auch als Grund eines erſt zu erwer— 
benden Rechtes ſich darftellet, wurde bereits bey Erläuterung des 
§. 312 erwähnt, und kann nach dem Inhalte des F. 313, wo nur 
in letzterer Beziehung von dem Gebrauche eines Rechtes Erwäh— 
nung geſchieht, nicht bezweifelt werden. — Dieſer $. enthält über: 
dieß ausdrücklich, daß der Gebrauch eines Rechtes gemacht werde, 
wenn Jemand von einem Andern etwas als eine Schuldigkeit for— 
dert, und dieſer es ihm leiſtet, und ſomit erkennet das Geſetz 
an, daß man in den Beſitz des Rechtes auf eine Leiſtung des An— 
deren gelangen könne. Ueberdieß macht ſelbſt der $. 1471 von 
einer ſolchen Leiſtung eine Erwähnung, indem er von dem Rechte 
ſpricht, Jemanden bey Herſtellung einer Brücke zu einem Bey— 
trage anzuhalten. 
Die oben Nr. 5 für die gegentheilige Behauptung angeführ— 
ten Gründe betreffend, bemerke ich: 
ad a) Der Satz, daß dasjenige, was nie zu Recht beftand, auch 
durch Verlauf was immer für einer Zeit nicht rechtsgültig wers 
den könne, würde, wenn es richtig wäre, gar keine Verjährung 
zulaſſen. Wird nicht ein ungültiges Teſtament nach Verlauf 
des zur Beſtreitung desſelben beſtimmten Verjährungstermins 
rechtsgültig? 
ad b) Wenn der Gläubiger weiß, daß eine Verbindlichkeit nicht 
beſteht, und die Leiſtung derſelben doch als Schuldigkeit for— 
dert, ſo iſt er im unredlichen Beſitze des fraglichen Rechtes, 
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und ſomit von der Erſitzung ausgeſchloſſen ($. 1477). Iſt er 

aber wirklich in der Meinung, daß er das Recht habe, die Lei— 
ſtung zu fordern, ſo ſteht es freylich in der Macht des anderen 
Theiles, das indebite Geleiſtete zurückzufordern; ſo wie aber die— 
ſes Recht für ihn nach der geſetzlichen Verjährungszeit erliſcht, 
ſo läßt es ſich auch ſehr wohl denken, daß der vermeintliche 
Gläubiger das Recht auf eine fortdauernde Leiſtung nach Ver— 
lauf der Erſitzungszeit erwirbt. Endlich 

ad c) Gehört es gewiß auch unter die Zwecke der Erſitzung, den 
Berechtigten in der fortdauernden Ausübung ſeines Rechtes auch 
für den Fall ſicher zu ſtellen, wenn die Beweismittel feines 
Rechtes verloren gegangen ſeyn ſollen, was binnen des Ver— 
laufs einer langen Zeit ſelbſt ohne eine auffallende Sorgloſigkeit 
des Gläubigers ſich leicht ereignen kann. — Setzen wir z. B., 
daß Jemand ein Capital auf Leibrenten ausgeliehen habe, der 
Schuldner durch dreyßig Jahre den Leibrentenbetrag an den 
Gläubiger unweigerlich abführte, und nun im 31. Jahre auf ein— 
mahl dieſe Zahlung verweigert. Soll nun der Gläubiger ſeines 
Rechtes verluſtig werden, wenn er nach ſo langer Friſt den 
geſchloſſenen Leibrentenvertrag nicht mehr zu erweiſen im 
Stande iſt ? 


5. 1456. 


Aus dieſem Grunde können weder die dem Staats— 
oberhaupte als ſolchem allein zukommenden Rech— 
te, z. B. das Recht, Zölle anzulegen, Münzen zu 
prägen, Steuern auszuſchreiben, und andere Ho— 
heitsrechte (Regalien) durch Erſitzung erworben, 
noch die dieſen Rechten entſprechenden Schuldig— 
keiten verjähret werden. 

Die weſentlichen Majeſtätsrechte, d. i. diejenigen, welche aus 
dem Begriffe der Oberherrſchaft und dem Zwecke des Staates fol⸗ 
gen, können der Verjährung und Erſitzung ſchon aus dem Grunde 
nicht unterliegen, weil der Verluſt derſelben von Seite des Staats— 
oberhauptes und die Erwerbung von Seite der Unterthanen das 


“ 
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Verhältniß zwiſchen Regenten und Unterthanen als ſolchen auf: 
heben würde ). Hierzu kömmt aber noch, daß, wie v. Zeiller 
bereits bemerkte, die Verjährung und Erſitzung ein Inſtitut des 
bürgerlichen oder Privatrechtes iſt, an welches das Staatsoberhaupt 
als ſolches, oder in der Function der oberſten Gewalt betrachtet, 
nicht gebunden ift (§. 20 Nr. 1). | | 


56. 1457. 


Andere dem Staatsoberhaupte zukommende, doch 
nicht ausſchließend vorbehaltene Rechte z. B. auf 
Waldungen, Jagden, Fiſchereyen u. dgl. können 
zwar überhaupt von anderen Staatsbürgern, doch 
nur binnen einem längeren als dem gewöhnlichen 
Zeitraume (5. 1472) erſeſſen werden. 

1) Anders verhält es ſich mit den ſogenannten zufälligen 
Majeſtätsrechten oder Finanzregalien. Denn dieſe kommen dem 
Regenten nicht ausſchließend und nothwendig zu, und das Staats— 
oberhäupt kann die Ausübung derſelben aus guten Gründen auch 
Privatperſonen übertragen. Sie ſind ein Eigenthum des Staats— 


oberhaupts als ſolches, mit welchem ſelbes, fo wie mit jedem an— 


dern Eigenthume, beliebig verfügen kann. Sie ſind folglich einer 
Veräußerung überhaupt, mithin auch der Verjährung und Erſi— 
tzung fähig. Nur iſt für ſolche eine längere Verjährungs- und Er— 
ſitzungszeit als die gewöhnliche vorgeſchrieben (. 1472). 

2) Dergleichen Rechte ſind, wie v. Zeiller in ſeinem Com— 
mentar anführt, das Recht, Straßengelder für die von ihm ange— 
legten und erhaltenen Straßen zu fordern, oder das Jagdrecht 
($. 383), das Recht, unterirdiſche im Allgemeinen dem Staate 
vorbehaltene Erzeugungen ganz oder zum Theile ſich zuzuwenden 
($. 385 und F. 1277); das Heimfallörecht ($. 760 u. ſ. w.). 

3) Um fo mehr werden ſolche Verkehrsgeſchäfte, die der Lanz 
desfürſt über fein Privat-Eigenthum, oder auch über öf— 
fentliche Güter, jedoch mittelſt der im Privat-Rechte 
gegründeten Erwerbungsarten vornimmt, von einer auf rechtliche 


1) Siehe Winſwarter a. a. O. 8. 7 Nr. . 
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Gleichheit berechneten Geſetzgebung dem allgemeinen bürgerlichen 
Rechte (F. 20), folglich auch den Vorſchriften über Verjährung 
und Erſitzung unterzogen (F. 1472) “). 


5. 1458. 

Die Rechte eines Ehegatten, eines Vaters, eines 
Kindes und andere Perſonen-Rechte ſind kein 
Gegenſtand der Erſitzung. Doch kommt denjeni— 
gen, welche dergleichen Rechte redlicher Weiſe 
ausüben, die ſchuldloſe Unwiſſenheit zur einſtwei— 
ligen Behauptung und Ausübung ihrer vermein— 
ten Rechte zu Statten. 

1) Die Perſonen-Rechte haben ihren Grund in perſönlichen 
Eigenſchaften und Verhältniſſen, oder in Verhältniſſen der Fami— 
lie ($. 15), und ſtehen mit ſelben in einer unzertrennlichen Ver— 
bindung. Sie können daher Niemanden Anderen, als Demjenigen, 
der ſich in dieſen Verhältniſſen befindet, zukommen. — Sie kön— 
nen daher auch weder durch Verjährung verloren, noch durch Er: 
ſitzung erworben werden. 

2) Dagegen können jene Rechte, welche zwar zunächſt aus 
dem Perſonenrechte entſpringen, aber Sachen zum Gegenſtande 
haben, z. B. das Recht zu einzelnen Leiſtungen in Anſehung des 
Unterhalts, allerdings der Verjährung und Erſitzung unterliegen. 

3) Von der Erſitzung iſt aber ein zeitlicher (bloß proviſo— 
riſcher) Beſitz zu unterſcheiden, welcher auch in Anſehung der eigent— 
lichen Perſonen-Rechte Statt finden kann, und der auch hier ſo 
lange zu ſchützen iſt, bis das Gegentheil des vorausgeſetzten ne 
verhältniſſes erwieſen iſt. 


5. 1459. 
Die Rechte eines Menſchen über ſeine ‚Söll 
und über fein Eigenthum, z. B. eine Waare da 


oder dort zu kaufen, ſeine Wieſen oder ſein Waſ— 
ſer zu benützen, unterliegen außer dem Falle, daß 


1) Siehe v. Zeillers Commentar Nr. 2. 
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das Geſetz mit der binnen einem Zeitraume un- 
terlaſſenen Ausübung ausdrücklich den Verluſt 
derſelben verknüpfet, keiner Verjährung. Hat 
aber eine Perſon der andern die Ausübung eines 
ſolchen Rechtes unterſagt, oder ſie daran verhin— 
dert; ſo fängt der Beſitz des Unterſagungsrech— 
tes von Seite der Einen gegen die Freyheit der 
Anderen von dem Augenblicke an, als ſich dieſe dem 
Verbothe oder der Verhinderung gefügt hat, und 
es wird dadurch, wenn alle übrigen Erforderniſſe 
eintreffen, die Verjährung oder die Erſitzung be— 

wirket. I). 313. u. 351. | 

1) Da es Jedermann freyſtehen muß‘, bürgerlich gleihgül: 
tige Handlungen nach ſeiner Willkühr zu unternehmen oder zu 
unterlaffen, und auch fein Eigenthum auf jede beliebige Art zu 
benützen, oder dasſelbe unbenützt zu laſſen, — fo konnen die Rechte 
eines Menſchen über ſeine Handlungen und über ſein Eigenthum 
der Verjährung nicht unterworfen werden; — und eben ſo wenig 
iſt ein Dritter berechtigt, daraus, daß ich aus freyem Willen 
durch einen noch ſo langen Zeitraum Handlungen unternommen 
habe, welche ihm Vortheile gewährten, ein dauerndes Recht für 
ſich durch Erſitzung zu begründen. 

2) Anders verhält es ſich aber, wenn ena von einem 
Andern etwas als Schuldigkeit fordert, und dieſer es ihm Teiftet, 
oder wenn Jemand auf fremdes Verboth das, was er ſonſt zu 
thun befugt war, unterläßt. — Dadurch gelangt er zum Be⸗ 
ſitze des bejahenden Rechtes auf eine fremde Leiſtung, oder eines 
Verboths rechtes, daß der Andere eine Handlung unterlaſſe (§. 313). 
Mittelſt eines längeren ungeſtörten Beſitzes erlangt er die Ver— 
muthung eines rechtmäßigen Titels, wodurch der Andere in ſeiner 
natürlichen Freyheit eingeſchränkt, und in Vereinigung mit den 
übrigen Erforderniſſen das Recht gegen ihn erſeſſen wird ($$. 1460 
u. 1493) 2). Von Verjährung ſcheint am Schluſſe des gegen⸗ 


1) Siehe v. Zeillers Commentar Nr. 2. 


[. 1460.] 17 
wärtigen $. nur in fo fern eine Rede zu ſeyn, als jede Erſitzung 
eine Verjährung in ſich begreift (§. 1478), und im Falle der 
Erſitzung eines Verbothöͤrechtes mehr der Verluſt des Rechtes 


von einer Seite, als die Erwerbung eines Rechtes von der an— 
dern Seite in die Augen fällt. 


5. 1460. 
Erforderniſſe zur Erſitzung: 1) Beſitz. 

Zur Erſitzung wird nebſt der Fähigkeit der Per: 
ſon und des Gegenſtandes erfordert, daß Jemand 
die Sache oder das Recht, die auf dieſe Art er— 
worben werden ſollen, wirklich beſitze; daß ſein 
Beſitz rechtmäßig, redlich und echt ſey, und durch 
die ganze von dem Geſetze beſtimmte Zeit fort— 
geſetzt werde (N). 309, 316, 326 u. 345). 


1) Außer den bereits erörterten Erforderniſſen der Erſitzung, 
nähmlich der Fähigkeit der Perſon (IS. 1453 u. 1454), dann 
der Tauglichkeit des Gegenſtandes (§§. 1455 — 1458), iſt das 
erſte und weſentlichſte Erforderniß der Erſitzung, wie ſchon das 
Wort andeutet, der Beſitz des (körperlichen oder unkörperlichen) 
Gegenſtandes, welcher erſeſſen werden fol. — Worin der Be— 
fig beftehe, und auf welche Arten er nach Verſchiedenheit des Ge— 
genſtandes erworben, und wie er fortgeſetzt und verloren werde, 
iſt aus dem erſten Hauptſtücke des zweyten Theiles des Geſetz— 
buches zu erſehen. Doch finde ich es zweckmäßig, einige Bemer: 
kungen in dieſer Hinſicht nachzutragen. 

2) dleber die Art und Weiſe des Beſitzes unbeweglicher Sa— 
chen herrſcht zwiſchen den öſterreichiſchen Schriftſtellern eine be— 
deutende Verſchiedenheit der Meinungen. Einige, denen auch 
der Verfaſſer beygetreten iſt, und die auch die gemeine Meinung 
für ſich haben dürften, nehmen einen doppelten Beſitz, nähmlich 
einen Natural- und einen Tabularbeſitz an, welche Meinung 
aber von dem Herrn Landrechtspräſidenten v. Drdacke ) heftig 


1) Wag. Ztſch. 1227 — 1330 
Nippel's Commentar IX. Thl. 
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beftritten wurde, welcher die rechtliche Exiſtenz eines ſolchen Na: 
turalbeſitzes, als Beſitz betrachtet, ganz in Abrede ſtellt, welcher 
Meinung fi) auch in neueſter Zeit Or. Pachmann )) beygeſellet 
hat. — Zu den Gründen, welche obige Schriftſteller zur Be⸗ 
gründung ihrer Meinung anführen, könnte, beſonders in Bezie— 
hung auf die Erſitzung, noch der beygezählet werden, daß ſich der 
gegenwärtige F. hier des Ausdruckes „wirklich beſitze“ bedienet, 
welches Nebenwort „wirklich“ nicht ohne alle Abſicht gewählt zu 
ſeyn ſcheint, und wodurch wahtſcheinlich, beſonders mit Hinblick 
auf die Marginal-Rubrik des F. 321 ausgedrückt werden ſoll, 
daß dort, wo öffentliche Bücher eingeführt ſind, nur ein ſolcher 
Beſitz zur Erſitzung hinreiche, der durch die Eintragung in die 
öffentlichen Bücher begründet wird. Allein abgeſehen davon, daß 
Marginalrubriken nicht als Text des Geſetzes ſelbſt anzuſehen 
ſind, ſo ſcheint auch der Beyſatz „wirklich“ nur zur genaueren 
Unterſcheidung des Rechtes zum Beſitze von dem Beſitze ſelbſt bey— 
gerückt zu ſeyn, denn man kann nicht annehmen, daß der Geſetz— 
geber zwiſchen einem wirklichen Beſitzer, und einem Beſitzer übers 
haupt einen Unterſchied gemacht haben ſollte. — Gegen die Grün: 
de der oben berührten beyden Schriftſteller beziehe ich mich hier 
theils auf meine Erläuterung des F. 321, theils auf die der nach— 
folgenden $$. 1468 u. 1498. 

3) Es kann auch die Frage entſtehen, ob in dem Falle, 
als an Jemanden Sachen auf eine ſymboliſche Art übergeben 
werden, der Uebernehmer dadurch in den Beſitz derſelben gelan— 
get. Dr. Pachmann 9 beantwortet dieſe Frage dahin, daß 
das öſterreichiſche Geſetz von einer ſolchen Art der Beſitzeserwer— 
bung nichts wiſſe. Es geftatte wohl eine Uebergabe durch Zei— 
chen, um das Eigenthum zu überkommen; daß aber dadurch der 
Beſitz erworben werde, ſey weder in dem Hauptſtücke von dem 
Beſitze, wie doch zu erwarten wäre, noch ſonſt irgendwo geſagt. 
Uebrigens laſſe der F. 427 das Eigenthum einer Sache, welche 
ihrer Beſchaffenheit nach nicht wohl eine körperliche Uebergabe 


1) Am a. O. 6. 29. 
) Am g. O. 
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verſtattet, auch dadurch übertragen, „daß der Eigenthuͤmer dem 
Uebernehmer die Werkzeuge übergibt, durch die derſelbe in den 
Stand geſetzt wird, ausſchließend den Beſitz der Sache zu 
ergreifen.“ Was man aber erſt noch erlangen („ergreifen“) 
muß, könne man unmöglich ſchon haben. Ich glaube, daß dieſer 
Meinung ſchwerlich etwas Gegründetes entgegnet werden kann. 

4) Der Beſitz (§. 309) muß aber auch a) rechtmäßig ($. 316), 
b) redlich (§. 326), c) echt (§. 345), und durch die ganze vom 
Geſetze beſtimmte Zeit (§. 1465 u. ſ. w.) ununterbrochen ($. 1491) 
fortgeſetzt ſeyn, in welch' letzterer Beziehung jedoch bemerkt wer— 
den muß, daß, wenn Jemand beweiſet, daß er den Gegenſtand 
der Erſitzung beſitze, und zugleich den Zeitpunct der Erwerbung 
des Beſitzes darthut, die Vermuthung des inzwiſchen immer fort— 
geſetzten Beſitzes für ihn ſtreite, und dem Gegentheile der Be— 
weis der Unterbrechung des Beſitzes obliege. — In Ermanglung 
eines ſolchen Beſitzes, wie er hier angegeben wurde, iſt der Er— 
werber von der Erſitzung wenigſtens binnen der ordentlichen Erz 
ſitzungszeit ausgeſchloſſen. 


5. 1461. 
a) Ein rechtmäßiger. 

Jeder Beſitz, der ſich auf einen ſolchen Titel grün⸗ 
det, welcher zur Uebernahme des Eigenthums, 
wenn ſolches dem Uebergeber gebührt hätte, hin— 
länglich geweſen wäre, iſt rechtmäßig, und zur 
Erſitzung hinreichend. Dergleichen ſind z. B. das 
Vermächtniß, die Schenkung, das Darleihen, der 
Kauf und Verkauf, der Tauſch, die Zahlung u. ſ. w. 


9. 1462. 

Verpfändete, geliehene, in Verwahrung oder zur 
Fruchtnießung gegebene Sachen können von Gläu— 
bigern, Entlehnern und Verwahrern oder Frucht— 
nießern, aus Mangel eines rechtmäßigen Titels, 
niemahls erſeſſen werden. Ihre Erben ſtellen 

2 » 
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die Erblaffer vor, und haben nicht mehr Titel 
als dieſelben. Nur dem dritten rechtmäßigen Be— 
ſitzer kann die Erſitzungszeit zu Statten kommen. 


1) Was rechtmäßiger Beſitz überhaupt ſey, iſt bereits bey 
Erläuterung des $. 316 auseinander geſetzt worden. Wenn man 
indeſſen die Erklärung, welche in dem $. 316 von einem recht: 
mäßigen Beſitze gegeben iſt, mit der in dem gegenwärtigen F. 
gegebenen vergleicht, ſo bemerkt man, daß letztere in engere Grän— 
zen eingeſchloſſen worden iſt, als erſtere. Jene paſſet nähmlich 
bloß auf den abgeleiteten Beſitz, während dieſe auch den urſprüng— 
lichen Beſitz umfaßt. Dieſes iſt auch in der Natur der Sache 
gegründet; denn nur der abgeleitete Beſitz kann bey der Erfigung, 
wo das Recht erſt durch die längere Dauer des Beſitzes ſelbſt er— 
worben werden ſoll, zur Sprache kommen. Wo der Titel zum 
Beſitze in der angebornen Freyheit, eine Sache in Beſitz zu neh: 
men, oder in dem Ausſpruche des Geſetzes ſelbſt ſich gründet, 
da wird das Eigenthum unmittelbar durch die Beſitzergreifung 
ſelbſt erworben, und es kann von Erwerbung des Eigenthums, 
die erſt aus einer längeren Dauer eines Beſitzes hervorgehen ſoll, 
keine Rede ſeyn. Denn was in dem F. 1461 vom Eigenthume 
geſagt iſt, gilt ohne Zweifel auch von andern Rechten, welche 
ein Gegenſtand der Erſitzung ſeyn können. 

2) Aber ſelbſt auch in Beziehung auf den abgeleiteten Be— 
ſitz iſt der Begriff der Rechtmäßigkeit des Beſitzes hier, wo es 
ſich um die Erſitzung handelt, in engere Gränzen eingeſchloſſen. 
Nach der Erklärung, welche der $. 316 von der Rechtmäßigkeit 
des Beſitzes gibt, liegt dieſelbe in dem Vorhandenſeyn eines zur 
Erwerbung tauglichen Rechtsgrundes überhaupt; nach der Er— 
klärung des §. 1461 wird aber zur Rechtmäßigkeit des Beſitzes ein 
ſolcher Titel erfordert, welcher zur Uebernahme des Eigenthums 
(oder, nach der Analogie, des dinglichen Rechtes überhaupt, wel— 
ches erſeſſen werden ſoll) hinlänglich geweſen wäre, wenn ſolches 
dem Uebergeber (oder demjenigen, in deſſen Nahmen die Ueber— 
gabe geſchah) gebührt hätte. Wer daher z. B. eine Sache von 
einem Eigenthümer, dem das Befugniß mangelt, mit ſeinem Ver⸗ 
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mögen zu disponiren, auf eine ſolche Art erhalten hat, welche die 
Uebertragung des Eigenthums zu Folge gehabt hätte, wenn dem 
Ueberträger die perſönliche Fähigkeit hierzu nicht gemangelt hätte, 
iſt nach §. 316 allerdings als ein rechtmäßiger Beſitzer anzuſe— 
hen; eben ſo derjenige, der durch Irreführung oder Zwang dieſe 
Uebertragung des Eigenthums herbeygeführt hat; dieſe Recht mä— 
ßigkeit des Beſitzes iſt aber zur Erſitzung nicht hinreichend, ſon— 
dern hier beruht die Erwerbung des unwiderruflichen Eigenthums 
von Seite des Beſitzers lediglich auf der Verjährung des Rechtes 
von Seite des Ueberträgers, den Vertrag wegen Abgang der per— 
ſönlichen Fähigkeit oder der Einwilligung als ungültig anzufech— 
ten. — Iſt die Verjährung eines ſolchen Rechtes auf eine kür— 
zere Dauer beſchränkt, als es in dem vorausgeſetzten Falle die 
Erſitzungszeit wäre, ſo erlangt der Beſitzer das Eigenthum der 
Sache auch noch vor der Erſitzungszeit; iſt aber dieſe kürzer als 
die oben angedeutete Verjährungszeit, ſo iſt der Ablauf der Er— 
ſitzungszeit nicht zureichend, um das Eigenthum der Sache zu 
erwerben. Als Beyſpiel der erſteren Behauptung dienet, wenn 
dort, wo keine öffentlichen Bücher eingeführt ſind, Jemand aus 
einem die Ungültigkeit des Vertrages nach ſich ziehenden Irrthume 
einem Andern das Eigenthum einer Sache übertragen hätte. 
Hat nun der Ueberträger binnen drey Jahren ſein Recht auf Un— 
gültigerklärung des Vertrages nicht in Ausführung gebracht, ſo 
iſt das Eigenthumsrecht des Uebernehmers geſichert, ungeachtet 
die im $. 1468 beſtimmte Erſitzungszeit noch nicht vorüber iſt. 
Hat dagegen Jemand das Eigenthum einer unbeweglichen Sache 
von einem zur eigenen Vermögens verwaltung Unfähigen ſich über— 
tragen laffen, und iſt ſelbſt als Eigenthümer der Sache in die 
öffentlichen Bücher eingetragen worden; ſo kann er ſich, wenn 
die Gültigkeit dieſes Vertrages erſt nach vier oder mehreren Jah— 
ren von dem Vertreter des Unfähigen angefochten, und die Sa— 
che in den Beſitz desſelben zurückgefordert würde, mit deren Er— 
figung gegen die dießfällige Klage nicht fchügen. 
3) Als Beyſpiele gültiger Titel zur Erſitzung des Eigen— 
thums führt das Geſetz ſelbſt das Vermächtniß, die Schenkung, 
das Darleihen, den Kauf, Tauſch und Zahlung an; dieſen kön— 
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nen noch beygeſetzt werden, die Beſtellung einer verzehrbaren 
Sache zum Heirathsgute (§. 1227), der Einſatz einer fremden 
Sache bey einem Spiele oder einer Wette ($. 1271), die Ver— 
theilung des Gewinnes aus einem Geſellſchaftsvertrage (F. 1193), 
oder die Theilung des ganzen Geſellſchafts vermögens (§. 1215) 
u. B w. r 
4) Aus der im F. 1461 aufgeſtellten Regel, daß, wenn kein, 
oder kein ſolcher Titel vorhanden iſt, durch den das zu erwer— 
bende Recht wirklich erworben werden könnte, auch eine Erſitzung 
nicht Platz greife, führt das Geſetz im $. 1462 vier Fälle an, 
in welchen eine Erſitzung nicht Statt findet. Es entſteht nun 
die Frage, ob dieſe geſetzliche Anordnung nur auf dieſe vier aus— 
drücklich erwähnten Fälle zu beſchränken ſey, oder auch auf an— 
dere Fälle, wo Jemand eine Sache ohne rechtmäßigen Titel be— 
ſitzt, ausgedehnt werden könne. — Die Beantwortung dieſer Fra— 
ge hängt von der Entſcheidung der Vorfrage ab, ob die Recht— 
mäßigkeit des Beſitzes ein abſolut nothwendiges Erforderniß zur 
Erſitzung ſey, dergeſtalt, daß derjenige, der keinen ſolchen Titel 
für ſich hat, eine Sache niemahls erſitzen kann. Herr Regierungsrath 
Winiwarter hat ſich in feiner Abhandlung von der Verjährung ) 
für die bejahende Beantwortung dieſer Frage ausgeſprochen; Herr 
Hofrath v. Zeiller iſt aber der gegentheiligen Anſicht, da er bey Er— 
läuterung des $. 1477 ſagt: „Der lange Beſitz begründet nicht nur 
die Vermuthung eines rechtmäßigen Titels, ſondern dienet ſelbſt 
zum Rechtsgrund der Erſitzung und Erwerbung. Wenn alſo auch 
der Gegner zu erweiſen vermöchte, daß der Beſitzer die Sache durch 
einen unrechtmäßigen Titel erlangt habe, ſo würde doch die Er— 
ſitzung nicht entkräftet“. Dieſe nähmliche Meinung hat Herr Dr. 
Pachmann 2) geäußert, und mit gewichtigen Gründen unterſtützt. 
— Dieſe ſcheint auch die richtige zu ſeyn, und ich beziehe mich 
hier auf die Erläuterung des $. 1477, wo es erſt an feinem 
Platze ſeyn wird, die hiefür vorhandenen Rechtsgründe anzuführen. 
5) Indeſſen ſcheint es doch, daß der §. 1462, wenn er auch 
nicht auf alle Fälle ausgedehnt werden kann, wo Jemand aus 


1 Am a. O. 5. 12. 
2) Am g. O. 9. 38. 
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einem unrechtmäßigen Titel zu dem Beſitze einer Sache gelangt 
iſt, doch auf die ganz analogen Fälle, wo Jemand als Beſtand— 
nehmer, oder als Bevollmächtigter eine Sache in ſeine Macht 
und Gewahrſame bekommen hat, ausgedehnt werden müſſe. Denn 
durch die Beſtandnahme einer Sache erhält der Beftandnehmer 
gleichfalls das Recht, die ihm übergebene Sache zu gebrauchen 
und zu benützen, er gleichet ſohin in dieſer Hinſicht ganz einem 
Entlehner. Der weſentliche Unterſchied zwiſchen dieſem und jenem 
beſteht lediglich darin, daß dieſer für den ihm überlaffenen Ge— 
brauch und die Benützung der Sache einen jährlichen Zins zu 
entrichten hat, während jenem der Gebrauch der Sache unent— 
geldlich überlaſſen iſt. — So lange der Beſtandnehmer mit der 
Entrichtung des Zinſes an den Eigenthümer fortfährt, kann 
man ohnehin nicht ſagen, daß er Beſitzesrechte auf die übergebene 
Sache ausübe, denn er gibt durch dieſe fortwährende Bezahlung 
deutlich zu erkennen, daß er den Beftandgeber noch immer als 
Eigenthümer der Sache anſehe; wie er aber anfängt, die Sache 
ohne Entrichtung eines Zinſes zu benützen, gleichet er einem 
Entlehner oder Fruchtnießer. Wird einem Bevollmächtigten eine 
Sache in ſeine Obſorge übergeben, ſo ſind die hieraus für den 
einen oder andern Theil entſtehenden Rechte und Verbindlichkei— 
ten zwar nicht mehr aus den im neunzehnten Hauptſtücke, das 
von dem Verwahrungs vertrage handelt, enthaltenen Vorſchriften, 
ſondern aus denjenigen, welche in dem zwey und zwanzigſten 
Hauptſtücke vorkommen, zu beurtheilen; indeſſen bleibt es doch 
immer richtig, daß dem Bevollmächtigten die Sache in Aufbe— 
wahrung gegeben wurde, und er Verwahrer derſelben Sache 
ſey ). — 

6) Die Erben ſtellen den Erblaſſer vor, und können alſo, 
in ſo fern dieſer unrechtmäßiger Beſitzer war, eben dieſes Man— 
gels wegen auch nicht erſitzen. — Es könnte zwar ſcheinen, daß 
der Erbe durch die Einantwortung der Erbſchaft einen Titel zum 
Beſitze der Erbſchaftsſachen bekomme, da die §§. 436 und 819 
die Einverleibung der gerichtlichen Einantwortung der Erbſchaft 
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zur Erwerbung unbeweglicher Güter eben fo fordern, wie die 
Einverleibung ſonſtiger Titel. Allein bey näherer Betrachtung 
zeigt ſich, wie Winiwarter bereits bemerkt hat !), daß es mit der 
gerichtlichen Einantwortung der Erbſchaft ein eigenes Bewandt niß 
habe, da ſie nichts anders als die gerichtliche Erklärung iſt, daß der— 
jenige, welcher die Erbſchaft angetreten hat, wirklich Erbe ſey, d. i. 
Nachfolger in alle Rechte und Verbindlichkeiten des Verſtorbenen, 
in ſo fern ſie nicht in bloß perſönlichen Verhältniſſen gegründet 
find ($$. 551 u. 532); in Folge dieſer Erklärung kann er da⸗ 
her auf die einzelnen in der Verlaſſenſchaft befindlichen Gegen— 
ſtände kein näheres Recht erhalten, als der Erblaſſer ſelbſt. — 
Bey andern Rechtötiteln werden an den Uebernehmer nur die vor— 
geblichen Rechte, welche der Uebergeber auf die Sache zu haben 
behauptet, und die mit dieſen Rechten in Verbindung ſtehenden, 
aus den dinglichen Rechten anderer entſpringenden Verbindlichkei— 
ten übertragen; bey der Erbſchaft aber gehen auch alle perſönli— 
chen Verbindlichkeiten, die der Erblaſſer zu erfüllen hatte, an den 
Erben über. Der Erbe übernimmt daher alle einzelnen in der 
Verlaſſenſchaft befindlichen Gegenſtände mit den nähmlichen Rech— 
ten und Verbindlichkeiten, welche dem Erblaſſer zugeſtanden und 
ihm obgelegen ſind; daher gehen auch alle dem Erblaſſer ver— 
pfändeten, geliehenen, in Verwahrung oder zur Fruchtnießung 
gegebenen Sachen mit denjenigen Verbindlichkeiten über, die dem 
Erblaſſer ſelbſt dießfalls oblagen. 

7) Aus dem hier berührten Unterſchiede zwiſchen dem Titel 
der Erbſchaft und den andern Rechtstiteln zur Erwerbung des 
Eigenthums einer Sache ergibt ſich auch die am Schluſſe des 
gegenwärtigen $. ausgedrückte Folge, daß dem dritten rechtmäßi— 
gen Beſitzer die Erſitzungszeit zu Statten kommen könne. — In 
dieſer Hinſicht behauptet nun aber Herr Profeſſor Schuſter 9), 
daß der Schlußſatz des §. 1462 nur auf denjenigen rechtmäßigen 
Beſitzer anwendbar ſey, welcher die Sache unentgeldlich über— 
nommen hat; weil der F. 367 anordne, daß der redliche Beſitzer 
(und die Redlichkeit des Beſitzes müſſe auch in dieſem Falle im⸗ 
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mer vorausgeſetzt werden, weil felbe ein unumgangliches Erfor— 
derniß jeder Erſitzung iſt $. 1460) welcher eine Sache gegen 
Entgeld von Jemanden an ſich gebracht hat, dem ſie der Kläger 
ſelbſt zum Gebrauche, zur Verwahrung, oder in was immer für 
einer andern Abſicht anvertraut hatte, ohne weiters das Eigen: 
thum der Sache erwerbe, folglich auch einer Erfigung gar nicht 
benöthige. — Allein dieſer ausgezeichnete Rechtsgelehrte hat wahr⸗ 
ſcheinlich dabey überſehen, daß der $. 367 nicht von einer Sa⸗ 
che überhaupt, ſondern nur von einer beweglichen Sache ind: 
beſondere ſpreche Nun können aber auch unbewegliche Sachen 
an Jemanden geliehen, in Verwahrung oder zur Fruchtnießung 
gegeben werden. — Wenn nun ein ſolcher Verwahrer, Entleh— 
ner oder Fruchtnießer dort, wo noch keine öffentlichen Bücher ein— 
geführt ſind, folglich die Beſitzesrechte demjenigen zuſtehen, der 
ſich in der factiſchen Ausübung derſelben befindet ($$. 312 u. 321), 
die ihm anvertraute unbewegliche Sache Jemanden gegen Ent— 
geld veräußert, ſo erlangt dieſer dadurch keineswegs noch das Ei— 
genthum; er befindet ſich daher allerdings in der Lage, daß ihm 
die Erſitzungszeit zu Statten kommen kann. Uebrigens iſt die in 
dieſer citirten Abhandlung zugleich vorkommende Bemerkung, daß 
der Sinn dieſes Schlußſatzes keineswegs darin beſtehe, als wenn 
derjenige, welcher eine Sache von einer der in dieſem $. auf— 
geführten Perſonen in ſein Eigenthum übernimmt, bloß dadurch 
zur Erſitzung berechtiget ſeyn ſolle, wenn er nur einen rechtmä— 
ßigen Titel, nicht aber zugleich den guten Glauben für ſich an— 
zuführen vermag, über allen gegründeten Zweifel erhoben. 


5. 1463. 
b) Ein redlicher. 

Der Beſitz muß redlich ſeyn. Die Unredlichkeit des 
vorigen Beſitzers hindert aber einen redlichen 
Nachfolger oder Erben nicht, die Erſitzung von 
dem Tage feines Beſitzes anzufangen (5. 1493). 

1) Außer der Rechtmäßigkeit wird bey der Erſitzung auch 
die Redlichkeit des Beſitzes erfordert. — Wer ein redlicher oder 
unredlicher Beſitzer heiße, iſt bereits an einem anderen Ort erklä— 
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ret worden ($. 326). Doch eine erſt neuerlich wiſſentlich zun Spra— 
che gekommene Behauptung veranlaßt mich zu dieſer Begriffsbe— 
ſtimmung noch einige Bemerkungen nachzutragen. — Dr. Pach— 
mann !) hat nähmlich die Anſicht aufgeſtellt, daß es zwiſchen red» 
lichen und unredlichen Beſitz noch ein Mittleres, einen ind if fe— 
renten Beſitz gäbe, nähmlich einen ſolchen, der weder redlich 
noch unredlich genannt werden kann, und der nähmlich dann vor— 
handen iſt, wenn der Beſitzer im Zweifel iſt, ob die Sache, die 
er beſitzt, ſein oder eines Anderen Eigenthum ſey. — Allein ganz 
gegründet wurde nach meiner Ueberzeugung in der Recenſion der 
citirten Abhandlung 2) bemerkt, daß es in der Abſicht des Geſetzge— 
bers nicht gelegen ſey, zwiſchen dem redlichen und unredlichen Be— 
ſitze noch ein Medium zuzulaſſen, da in den HH. 329 — 336, wel— 
che unmittelbar der Begriffsbeſtimmung des Geſetzes nachfolgen, 
dem redlichen Beſitzer als ſolchem bedeutende Vortheile zuge— 
ſprochen, dem unredlichen bedeutende Nachtheile aufgebürdet wer— 
den, von dem indifferenten Beſitze dagegen mit keiner Sylbe eine 
Erwähnung geſchehe, und daß man dieſen Gegengrund nicht da— 
mit abfertigen könne, daß dem indifferenten Beſitzer weder die 
Vortheile noch Nachtheile, von welchen in den gedachten $$.- die 
Rede iſt, zukommen, mithin ſein Rechtszuſtand ſich von ſelbſt er— 
gebe; indem dann dieſer Rechts zuſtand erſt mit Mühe aus an— 
dern Rechtsgrundſätzen hergeleitet, und beſtimmt werden müßte, 
welche Befugniſſe dem indifferenten Beſitzer rückſichtlich des Ge— 
brauches und Verbrauches der Sache, der Nutzungen und des 
Aufwandes gebühren, — mithin von dem Geſetzgeber, zumahl an 
dem Orte, wo er ſo umſtändlich von den Rechten des redlichen 
und unredlichen Beſitzers ſpricht, auch über die Befugniſſe jenes in— 
differenten Beſitzes Beſtimmungen zu erwarten geweſen wären. 

2) Ein unredlicher Beſitzer iſt die Sache nie (F. 1477) zu 
erſitzen fähig, weil, wie v. Zeiller bemerkt, das Geſetz die Unred— 
lichen nicht ſchützen, und ſie durch die Hoffnung, die Früchte 
ihrer Unredlichkeit ungeſtört zu genießen, zur Unredlichkeit aufmun— 
tern kann. Es iſt daher nothwendig, daß der Beſitz während der 
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ganzen zur Erfigung erforderlichen Zeit ein redlicher ſeyÿ. Sobald 
der Beſitzer aufhört, ein redlicher Beſitzer zu ſeyn, ſo wird die Er— 
ſitzung unterbrochen. Die Beweiſe dieſes letzteren Satzes liegen 
in dem $. 1493, laut welchem nur jener die Erſitzungszeit ſeines 
Vorfahrers mit einrechnen kann, welcher die Sache von einem 
redlichen Beſitzer redlich übernimmt, der redliche Beſitz darf 
alſo nicht unterbrochen werden; ferner in dem §. 1477, nach wel: 
chem der Beweis der Unredlichkeit auch bey der Friſt von 50 oder 
40 Jahren, und um ſo viel mehr alſo, bey der kürzern von 3 
oder 6 Jahren, die Erſitzung ausſchließt 1). Da aber die Red: 
lichkeit des Beſitzes vermuthet wird (§. 328), fo kann der Ber 
ſitzer nicht angehalten werden, die Redlichkeit ſeines Beſitzes, ſo 
wie die Rechtmäßigkeit desſelben (§. 1477) zu beweiſen; viel: 
mehr liegt dem Gegentheile der Beweis der Unredlichkeit ob. 

3) In wie ferne diejenigen, welche den Beſitz durch Andere 
erworben haben, dann in wie ferne Gemeinden und andere mo— 
raliſche Perſonen als redliche Beſitzer anzuſehen, und daher in die— 
ſer Hinſicht zu erwerben fähig ſeyen, habe ich bereits bey Etläu— 
terung der $$. 326 und 337 erörtert, und ich glaube nur in er— 
ſterer Hinſicht einige Bemerkungen nachtragen zu müſſen. Es hat 
nähmlich Herr Regierungsrat Winiwarter in feinem Handbuche 
des öſterreichiſchen Privatrechtes 2) ſeine frühere Meinung, die er 
ſowohl in feiner Abhandlung über den Beſitz 3), als in der über 
die Verjährung *) vertheidigte, daß, wenn derjenige, in deſſen 
Nahmen ein Dritter auf eine unredliche Weiſe den Beſitz erwor— 
ben hat, von deſſen Erwerbung keine Kenntniß hat, derſelbe als 
redlicher Beſitzer der Sache anzuſehen ſey, dahin abgeän— 
dert, daß demſelben zwar die Vortheile des redlichen Beſitzes nicht 
zu Guten kommen, daß ihm dagegen aber auch die Nachtheile 
des unredlichen Beſitzes nicht zur Laſt fallen können, indem der— 
ſelbe nunmehr, wie Dr. Pachmann in ſeiner Abhandlung von der 


1) Siehe Winiwarter am a. O. . 12. 
2) 11, Th. F. 39, 

3) Pratobevera's Materialien 7. B. S. 
) Ebenda & B. S. 
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Verjährung '), von dem Grundſatze ausgehet, daß ein ſolcher Be— 
ſitzer weder als ein redlicher noch unredlicher Beſitzer angeſehen 
werden könne. — Was gegen dieſe Anſicht überhaupt bereits 
von anderer Seite bemerkt worden iſt, habe ich oben Nr. 1 
angegeben. Es würde übrigens hier zu weit von dem eigentli— 
chen Gegenſtande, mit dem ich es hier an dieſem Platze zu thun 
habe, abführen, wenn ich mich in eine genaue Erörterung der von 
dieſem würdigen Schriftſteller in ſeinem Handbuche mit vielem 
Scharfſinne entwickelten Anſicht einlaſſen wollte; ich beſchränke 
mich daher lediglich auf die Beantwortung der Frage, ob derje— 
nige, in deſſen Nahmen der Dritte, hiezu Berechtigte, einen Be— 
ſitz unredlicher Weiſe erworben hat, wenn er von dieſer Erwer— 
bung keine Kenntniß hat, die Sache zu erſitzen anfangen könne? 
— Dieſe Frage muß aber ſelbſt nach dem von Winiwarter und 
Pachmann angenommenen Grundſatze, daß ein ſolcher Beſitzer we— 
der als ein redlicher noch unredlicher angeſehen werden könne, 
verneinend beantwortet werden, weil das Geſetz in dem gegen— 
wärtigen F. ausdrücklich das Daſeyn der poſitiven Eigenſchaft des 
redlichen Beſitzes, und nicht bloß die Abweſenheit der Unredlich— 
keit fordert. — Zwar redet der §. 1477 ausdrücklich nur von dem 
Beweiſe der Unredlichkeit des Beſitzes, und nicht bloß von dem 
Beweiſe eines Mangels der poſitiven Eigenſchaft eines redlichen 
Beſitzes; allein gerade darin ſcheint mir der Beweis zu liegen, 
daß das Geſetz, wenigſtens in Beziehung auf Erſitzung, zwiſchen 
redlichem und unredlichem Beſitze kein Mittleres anerkenne. 


4) $. 36. Note. 9. Hier ſagt er: »Nippel macht im vorliegenden Falle dieſen Schluß: 
Der Beſitz iſt weder redlich noch unredlich, alſo muß (2) für dieſe Zeit über 
die Beſchaffenheit des Beſitzes das Bewußtſeyn des Machthabers oder Vers 
treters entſcheiden.“ — In dieſe zwey Zeilen haben ſich zwey weſentliche Uns 
richtigkeiten eingeſchlichen, denn fürs erſte habe ich dieſen Schluß nirgends 
gemacht, ſondern bin nur dem von anderer Seite gemachten Schluſſe bey— 
getreten (Siehe Erläuterung III. Th. S. 102); dann zweytens lautet dies 
fer Schluß nicht fo, wie er hier angeführt wurde, ſondern dahin: »Ein fols 
cher Unwiſſender iſt weder im redlichen noch unredlichen Glauben, folg— 
lich muß u. ſ. w.« Der Schluß: Der Beſitz des A iſt weder redlich noch uns 
redlich, — folglich entſcheidet über die Beſchaffenheit des Beſitzes (ob er nähm⸗ 
lich redlich oder unredlich ſey) das Bewußtſeyn des Machthabers, wäre wohl 
allerdings Höchft unlogiſch, und eigentlich ein Apfurdum. 


[$. 1464.) 29 


4) Die Redlichkeit oder Unredlichkeit des Beſitzes iſt übri— 
gens, wie v. Zeiller in ſeinem Commentare bereits bemerkte, nicht 
ſo, wie die Rechtmäßigkeit oder der Rechtstitel eine objective, ſon— 
dern eine ſubjective höchſt perſönliche Beſchaffenheit des Gemüths, 
die auf den Nachfolger nicht übergeht. Der vorige Beſitzer kann ein 
redlicher geweſen ſeyn, der die Sache erſeſſen haben würde, und 
der nachfolgende kann ein unredlicher ſeyn, der ſie zu erſitzen un— 
fähig iſt. Es kann aber auch der umgekehrte Fall Statt finden. 
Daher ordnet der F. an, daß die Unredlichkeit des vorigen Beſi— 
tzers den redlichen beſonderen (Particular) Nachfolger, oder den 
Erben (Univerſal-Nachfolger) nicht hindere, die Erſitzung von dem 
Tage ſeines Beſitzes d. i., von dem Tage der an ihn erfolgten 
Erbſchafts-Einantwortung ($$. 818 u. 819) anzufangen. Denn 
in fo lange gar keine Erbserklärung überreicht iſt, wird nach der 
ausdrücklichen Vorſchrift des §. 547 die Verlaſſenſchaft ganz fo 
betrachtet, als ob ſie noch von dem Verſtorbenen beſeſſen würde, 
es dauern ſohin auch ohne Zweifel die Folgen des unredlichen 
Beſitzes desſelben fort. Sie dauern aber noch nach der Annah— 
me des Erben fort, weil dem Erben vor geſchehener Einantwor— 
tung der Erbſchaft wohl die Beſorgung und Benützung 
der einzelnen Verlaſſenſchafts-Gegenſtände ($. 810), nicht aber 
das Eigenthum derſelben übertragen werden, er daher auch vor 
der Einantwortung redlicher Weiſe noch nicht den Willen haben 
kann, die Verlaſſenſchaftsſtücke als fein gegenwärtiges Eigenthum 
zu behandeln. Ich berufe mich dießfalls auf meine Erläuterung 
des §. 547. 


5. 1464. 
| e) Echter Beſitz. 

Der Beſitz muß auch echt ſeyn. Wenn jemand ſich 
einer Sache mit Gewalt oder Liſt bemächtiget, 
oder in den Beſitz heimlich einſchleicht, oder eine 
Sache nur bittweiſe beſitzt; ſo kann weder er 
ſelbſt, noch können ſeine Erben dieſelbe verjähren. 

1) Daß der unechte Beſitz immer auch ein unrechtmäßiger 
ſey, wurde bey Erläuterung des F. 345 bereits gezeigt. — Die 
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dort entwickelte Anſicht wird ſelbſt durch die Erläuterung, welche 

der F. 1461 von einem unrechtmäßigen Beſitze gibt, beſtätigt; 

denn nach dieſer ſetzt der rechtmäßige Beſitz voraus, daß Jemanden 
eine Sache als Eigenthum übergeben worden iſt. Wenn ihm 
eine Sache nicht als Eigenthum, ſondern als Pfand, als ein Lehn— 
ſtück oder zur Aufbewahrung übergeben worden iſt, ſo kann er, wenn 
er auch die Sache als ſein Eigenthum anſah, als rechtmäßiger 

Beſitzer nicht angeſehen werden. Auch iſt der unechte Beſitzer zwar 

nicht immer in der Beziehung, in welcher dieſer Begriff im §. 

326 aufgefaßt wurde, aber in anderer Beziehung, wie gleichfalls 

bey Erläuterung des F. 345 gezeigt worden iſt, auch immer ein 

unredlicher. Das Geſetz ſcheint hier von dem unechten Beſitze 
aus dem Grunde eine beſondere Erwähnung zu machen, weil der 
unechte Beſitz in Beziehung auf Erſitzung noch nachtheiligere Fol— 
gen nach ſich zieht, als der bloß unrechtmäßige uud unredliche. 

2) Wenn nähmlich eine Sache von einem unrechtmäßigen 
oder unredlichen Beſitzer an Jemanden als deſſen Erben überge— 
gangen iſt, fo kann dieſer in der Regel (§. 1462) die Sache 

wenigſtens durch einen längeren Zeitverlauf erſitzen (§. 1463 u. 

1477). Die Erben eines unechten Beſitzers einer Sache koͤnnen 

dieſelbe aber auch durch dieſen längeren Zeitraum nicht erſitzen. 

Dieſe nachtheilige Wirkung des unechten Beſitzes ſcheint auch auf 

die Erbes-Erben ausgedehnt werden zu müſſen. 

5. 1465. 
2) Verlauf der Zeit. 

Zur Erſitzung und Verjährung iſt auch der in dem Ge- 
ſetze vorgeſchriebene Verlauf der Zeit nothwen— 
dig. Außer dem durch die Geſetze für einige be— 
ſondere Fälle feſtgeſetzten Zeitraume, wird hier 
das in allen übrigen Fällen zur Erſitzung oder 
Verjährung nöthige Zeitmaß überhaupt beſtimmt. 
Es kommt dabey ſowohl auf die Verſchiedenheit 
der Rechte und der Sachen, als der Perſonen an. 
1) Ein echter, redlicher und rechtmäßiger Beſitz (SS. 1461 

— 4464) wird ein vollſtändig rechtlicher (§. 1466) genannt, 
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und dieſer bewirkt die Erſitzung, wofern er zugleich durch die vom 
Geſetze beſtimmte Zeit ungehemmt und ununterbrochen fort— 
geſetzt wird (89. 1494 — 1497). — Man theilt die Exſitzungs— 
zeit in eine ordentliche und außerordentliche. Unter 
der erſteren verſteht man jene, welche von dem Geſetze als Regel 
für alle jene Fälle aufgeſtellt wird, für welche nicht insbeſondere 
eine längere oder kürzere Erſitzungszeit feſtgeſetzt iſt; in dem letz— 
tern Falle heißt die Erſitzungszeit eine außerordentliche. 

2) Die Erſitzungszeit iſt nicht, wie Manche glauben, mit dem 
Anfange des letzten Tages für vollendet anzuſehen, ſondern ſie 
muß, wie die Zeit der eigentlichen Verjährung, ganz abgelaufen 
ſeyn. Jedoch werden bey der Erſitzung ſowohl, als bey der Ver— 
jährung 365 Tage für ein Jahr gehalten (J. 902). Denn ob: 
ſchon dieſe Vorſchrift nur in dem ſiebzehnten Hauptſtücke, das von 
Verträgen handelt, aufgeſtellt iſt, fo läßt doch die ganz allge— 
mein hingeſtellte Vorſchrift des §. 902 keinen gegründeten Zwei: 
fel zu, daß ſelbe als eine allgemeine Regel für alle Zeitberech— 
nung in bürgerlichen Rechtsſachen zu gelten habe. 


6. 1466. 
Erſitzungszeit. Ordentliche. 

Das Eigenthumsrecht, deſſen Gegenſtand e eine be⸗ 
wegliche Sache iſt, wird durch einen dreyjähri⸗ 
gen rechtlichen Beſitz erſeſſen. 

1) Als ordentliche Erſitzungszeit des Eigenthumsrecht bes 
ſtimmt das Geſetz, je nachdem der Gegenſtand desſelben beweg— 
liche oder unbewegliche Sachen ſind, und bey letzteren der Tabu— 
lar- oder bloß der phyſiſche Beſitz Statt hat, die Zeit von drey 
oder dreyßig Jahren. Vor Erſcheinung des gegenwärtigen Geſetz— 
buches war die gewöhnliche Verjährungszeit in den öſterreichiſchen 
deutſchen Provinzen, außer Gallizien, 32 Jahre. Das galliziſche 
Geſetzbuch ſtimmt in Anſehung der Verjährungszeit größtentheils 
mit dem gegenwärtigen überein 1). Was das Geſetz hier unter 
rechtlichem Beſitze verſtehet, iſt bereits bey Erläuterung des vor— 
hergehenden §. bemerkt worden. 


1) Siehe Winiwarter am a. O. g. 16. 
* 
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2) Iſt die bewegliche Sache mit einer andern beweglichen 
oder unbeweglichen Sache in Verbindung geſetzt, ſo daß ſie als 
ein Zugehör derſelben angeſehen werden muß, und hat Jemand 
den Beſitz derſelben in dieſer Eigenſchaft erworben, ſo iſt Wini— 
warter der Meinung ), daß ſich die Erſitzung derſelben nach der 
Hauptſache richte, da ſie ein Ganzes mit derſelben ausmacht, und 
auch die übrigen rechtlichen Verhältniſſe nach der Hauptſache be— 
ſtimmt werden. Allein ich kann dieſer Meinung nicht beytreten. 
— Denn fürs erſte wird hier vorausgeſetzt, daß ſowohl die Haupt— 
ſache, als die Nebenſache Jemanden andern, als dem Ueberträ— 
ger gehört habe, weil, wenn die Hauptſache wirklich dem Ueber— 
träger gehört hätte, von einer Erſitzung derſelben keine Rede ſeyn 
könnte. — Es iſt ſomit hier unentſchieden gelaffen, was in dem 
Falle Rechtens ſey, wenn der Ueberträger wirklich Eigenthümer 
der Hauptſache war, und nur die als Zugehör mit übergebene 
Sache das Eigenthum eines Dritten iſt? — Wollte man hier 
den Grundſatz feſthalten, daß dasjenige, was von der Hauptſache 
gilt, auch auf die Nebenſache anzuwenden ſey, ſo müßte man hier 
behaupten, daß der Beſitzer mit der Hauptſache auch die Neben— 
ſache als Eigenthum erworben habe; allein hiezu wird ſich ſchwer— 
lich ein Anhaltspunct im Geſetze finden laffen, ausgenommen die 
Nebenſache war dem Ueberträger ſelbſt zu irgend einem Zwecke an— 
vertraut worden ($. 367). Außer dieſem Falle aber kann für den 
Eigenthümer dieſer Nebenſache fein Eigenthumsrecht durch die 
Uebergabe nicht verloren gehen, ſondern erſt nach der Erſitzungs— 
zeit des neuen Beſitzers erlöſchen. — Da nun aber hier von der 
Erſitzung der Hauptſache keine Rede ſeyn kann, ſo kann hier die 
Erſitzungszeit nach keinem anderen Maßſtabe berechnet werden, 
als nach welchem ſelbe bemeſſen werden müßte, wenn dieſe Ne— 
benſache ganz abgeſondert von der Hauptſache an den Befiker 
übertragen worden wäre. Hätte nun z. B. der Vormann ein 
von ihm geſtohlenes Rad an feinem eigenthümlichen Wagen an 
geſetzt, und der Wagen wäre fo an den Uebernehmer gelangt, ſo 
würde der Beſitzer des Rades ſelbes nur nach einem Verlaufe von 


4) Am a. O. 
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6 Jahren erſitzen (§. 1476). Sollte er nun in dem Falle, als 
auch die Hauptſache einem Dritten gehörte, begünſtigter ſeyn, als 
wenn die Hauptſache durch die Uebertragung ſein Eigenthum ge— 
worden wäre? Die Erſitzungszeit wird vom Geſetze immer mit 
Rückſicht auf denjenigen, gegen den erſeſſen werden ſoll, beſtimmt; 
was gehen dem Eigenthümer der Nebenſache die Verhältniſſe an, 
in welchen ſich der Eigenthümer der Hauptſache befindet? — und 
warum ſoll dem Beſitzer die ſinguläre Eigenſchaft des Eigenthü— 
mers der Hauptſache auch bey Erſitzung der einem andern Eigen— 
thümer gehörigen Nebenſache zum Nachtheile gereichen? 

3) Würde ein ſolches Zugehör, bevor noch die Erſitzung des— 
ſelben vollendet war, von der Hauptſache getrennt, und als ein— 
zelne Sache beſeſſen, z. B. das Eiſenwerk von einem abgeriſſe— 
nen Gebäude, ſo iſt Winiwarter ) der Meinung, daß ſich die 
Erſitzung nach der Beſchaffenheit des Beſitzes dieſer einzelnen Sa— 
che richte, und daß von der Zeit der geſchehenen Trennung an, der 
Beſitz als ein neu erworbener angeſehen, und erſt von dieſem Zeit— 
puncte an die Erſitzung berechnet werden müſſe, weil in der That 
die Sache nun in einer neuen Eigenſchaft erſcheint, nähmlich als 
ſelbſtſtändige Sache, da fie vorher Beſtandtheil einer andern war. 

Allein ich glaube, daß in dem geſetzten Falle wieder mehrere 
dieſem untergeordnete Fälle unterſchieden werden müſſen. Es kön— 
nen nähmlich hier a) ſowohl die Haupt- als die Nebenſache einem 
und dem nähmlichen Eigenthümer gehören, indem z. B. der Ei— 
genthümer des abgeriſſenen Gebäudes zugleich Eigenthümer des 
damit verbunden geweſenen Eiſenwerkes iſt, oder b) es iſt ein 
anderer Eigenthümer der Hauptſache (hier des abgeriſſenen Ge— 
bäudes), und ein anderer Eigenthümer der Nebenſache (des von 
dem Vormanne mit dem Gebäude in Verbindung geſetzten Eiſen— 
werkes). Im erſtern Falle wird es darauf ankommen, ob die 
Erſitzungszeit länger oder kürzer wäre, wenn die Nebenſache als 
ein Theil der Hauptſache ſelbſt angeſehen und behandelt wird, 
als ſie es wäre, wenn man die Nebenſache als eine für ſich be— 
ſtehende ſelbſtſtändige Sache betrachtet. — Iſt die Erſitzungszeit 


1) Am a. O. 
Nippel's Commentar IX. Thl. 3 
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in Beziehung auf die Hauptfache länger, als in Beziehung auf 
die Nebenſache, dieſe als für ſich beſtehende Sache angeſehen und 
behandelt, fo kann der Beſitzer, in fo ferne er von der kürzeren Er— 
ſitzungszeit Gebrauch machen will, ſelbe allerdings nur von dem— 
jenigen Zeitpuncte zu berechnen anfangen, als er die Sache als 
eine für ſich beſtehende Sache anſieht und behandelt, wobey al— 
lerdings der Titel des Ganzen ſich auch auf den einzelnen Theil 
eritredet. Dieſes wäre z. B. der Fall, wenn der Beſitz in Bezie— 
hung auf das Gebäude nur ein phyſiſcher Beſitz wäre, in welchem 
Falle die Erſitzung erſt in dreyßig Jahren vollendet wird, der Be— 
figer aber nach etwa zehn Jahren das Eiſenwerk aus dem Gebäude 
herausgenommen, und ſelbes als eine für ſich beſtehende beweg— 
liche Sache zu benutzen angefangen hat. — Würde aber die Er— 
ſitzung in kürzerer Zeit vollendet, wenn die Nebenſache noch als 
ein Theil der Hauptſache angeſehen, als wenn ſie als ſelbſt— 
ſtändige Sache betrachtet würde, ſo muß dem Beſitzer dieſe kür— 
zere Erſitzungsfriſt zu Statten kommen. Denn mit dem Verluſte 
des Rechts auf die Hauptſache muß für den Eigenthümer auch 
das Recht auf die einzelnen Beſtandtheile derſelben verloren ge— 
hen, ohne Unterſchied, ob dieſelben noch vor Ablauf der Erſitzungs— 
zeit aufgehört haben, Beſtandtheile der Hauptſache zu ſeyn oder 
nicht. — Im zweyten Falle dagegen tritt ganz das sub Nr. 2 
berührte Verhältniß ein, und die Erſitzung der Hauptſache hat 
keinen Einfluß auf die Erſitzung der Nebenſache. | 


5. 1467. 

Von unbeweglichen Sachen erſitzt derjenige, auf 
deſſen Nahmen ſie den öffentlichen Büchern ein— 
verleibt ſind, das volle Recht gegen allen Wi— 
derſpruch ebenfalls durch Verlauf von drey Jah— 
ren. Die Gränzen der Erſitzung werden nach 
dem Maße des eingetragenen Beſitzes beurtheilt. 

4) Unbewegliche Sachen werden ordentlicher Weiſe mittelſt 
des Tabularbeſitzes ebenfalls in drey Jahren erſeſſen. Dazu wird 
aber erfordert: a) daß für den Bezirk, worin das Gut liegt, öf— 


[§. 1467.] 35 


fentliche Bücher ſchon beſtehen, b) daß das zu erſitzende Gut 
darin eingetragen, und c) derjenige, welcher die Erſitzung behaup— 
tet, als Eigenthümer mittelſt Intabulation oder einer juſtifizirten 
Pränotation eingetragen iſt. — Eine nicht gerechtfertigte Vormer— 
kung kann, wie Hr. R. R. Winiwarter ) bemerkt, zur Erſitzung 
nicht hinreichen, da fie nur ein bedingtes Recht gibt (§. 438), 
und daher auch in dem Falle, wo dem Vormanne das Eigen— 
thum nicht zuſteht, und folglich durch die Eintragung der bloße 
Beſitz erworben wird, auch dieſer Beſitz nur bedingt erworben iſt, 
nähmlich unter der Bedingung, daß der Vorgemerkte das ange: 
ſprochene Recht durch die binnen der beſtimmten Zeit zu über— 
reichende Klage erweiſe. — Jedoch iſt der Beſitz im Falle einer 
juſtifizirten Pränotation nicht von dem Zeitpuncte der geſchehe— 
nen Juſtifizirung, ſondern von dem der geſchehenen Eintragung 
des bedingten Eigenthumsrechtes in das öffentliche Buch zu be— 
meſſen. 

2) Es iſt daher auch nicht zweifelhaft, daß der Gegner 
auch noch nach drey Jahren die Löſchung eines pränotirten Eigen— 
thumstechtes verlangen könne, wenn fie bis dorthin noch nicht 
gerechtfertigt worden iſt. Mehreren Anſtänden unterliegt dage— 
gen die Beantwortung der Frage, ob dieſes auch noch nach drey— 
ßig Jahren geſchehen könne, da in der Regel alle Rechte gegen 
einen Dritten durch einen dreyßigjährigen Nichtgebrauch oder 
durch ein ſo lange Zeit beobachtetes Stillſchweigen erlöſchen? — 
Für die verneinende Beantwortung dieſer Frage hat ſich v. Scheid— 
lein 2), für die bejahende dagegen Winiwarter 3) ausgeſprochen, 
welcher ſeine Meinung damit begründet, daß ein unter einer 
Bedingung eingeräumtes Recht der Natur der Sache nach durch 
den bloßen Verlauf der Zeit nicht zum unbedingten werden könne. 
Man könnte zwar dagegen bemerken, daß zwiſchen dem Rechte, 
welches derjenige, der eine Pränotation erwirkt hat, und einem 
andern bedingt eingeräumten Rechte ein weſentlicher Unterſchied 
darin obwalte, daß das letztere durch die Erfüllung der Bedin— 

3 * 


1) Am a. O. g. 17. 
2) Miszellen 5. H. H. 29. 
3) Am g. O. 
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gung erſt erworben wird (F. 699), während das pränotirte Recht, 
wenn es juſtifizirt wird, ſchon von der Zeit der angeſuchten Vor— 
merkung als erworben angeſehen wird ($. 438), und daß daher das 
Recht des Vorgemerkten einem anderen bedingt erworbenen Rechte 
nicht durchaus gleich gehalten werden könne. — Indeſſen glaube 
ich doch der Meinung des Herrn R. R. Winiwarter beytreten 
zu müſſen, und führe zur Unterſtützung derſelben noch Folgendes 
an: Der F. 439 ordnet an, daß der Vormerkungswerber binnen 
vierzehn Tagen vom Tage der erhaltenen Zuſtellung eine ordent— 
liche Klage zum Erweiſe des Eigenthumsrechtes einreichen müſſe; 
widrigen Falls die bewirkte Pränotirung auf Anſuchen des Geg— 
ners gelöſcht werden ſolle, und der $ 1501 ſagt, daß auf die 
Verjährung von Amtswegen kein Bedacht zu nehmen ſey. — 
Daraus folgt, daß wenn der Vormerkungswerber binnen 30 Jah— 
ren keine Klage zum Erweiſe des Eigenthumsrechtes eingereicht 
hätte, und ſohin ſein Gegner nach Verlauf dieſer dreyßig Jahre 
ein Löſchungsgeſuch überreichen würde, dasſelbe aus dem Grunde 
der Verjährung auf keinen Fall zurückgewieſen werden könnte. 
Selbſt die Anordnung einer Tagſatzung hierüber zu dem Zwecke, 
zu erfahren, ob der Vormerkungswerber die Verjährung dem Lö— 
ſchungsgeſuche nicht einwenden werde, würde dem Geiſte des F. 
1501 nicht entſprechen, da eben die Anordnung einer Tagſatzung 
zu dieſem Ende den Beweis lieferte, daß der Richter hier auf 
die eingetretene Verjährung von Amtswegen einen Bedacht genom— 
men habe, indem in dem Falle, als er ſelbe nicht berückſichtiget 
hätte, die Anordnung einer Tagſatzung zu obigem Zwecke nicht 
erfolgt wäre. 

3) Nach einer ſolchen Erſitzung bedarf der Beſitzer keiner 
neuen Einverleibung aus dem Titel der Erſitzung; es genüget 
ihm, unter der Vorausſetzung aller Erforderniſſe der Erſitzung, 
die bereits beſtehende Einverleibung gegen allen weiteren Wider— 
ſpruch des vorigen Eigenthümers. 

4) Das Geſetz nimmt hier bloß auf den Tabularbeſitz Rück— 
ſicht, und es iſt nicht nothwendig, daß der Tabularbeſitzer zugleich 
phyſiſcher Beſitzer der Sache ſey. Dieß erhellt, wie bereits Hr. R. 
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R. Winiwarter bemerkte ), aus dem F. 322, welcher das Be— 
ſitzrecht ausſchließlich demjenigen zuſpricht, welcher als Beſitzer 
eingetragen iſt; denn, wenn gleich die Worte im beſchränkteren 
Sinne zu nehmen ſind, da auch der natürliche Beſitzer unbeweg— 
licher Sachen Beſitzrechte genießt, ſo iſt doch nicht zu zweifeln, 
daß der F. 322 für den Fall einer Colliſion entſcheide, wer eigent— 
lich als Beſitzer anzuſehen ſey, welche Colliſion eben dadurch ent— 
ſtehet, daß ſich Einer im phyſiſchen, der Andere aber im Tabu— 
larbeſitze einer unbeweglichen Sache befindet, in welchem Falle 
der Regel nach dem Tabularbeſitze der Vorzug eingeräumt wird. 
— Wer daher durch drey Jahre im (rechtlichen F. 1465 Nr. 1) 
Tabularbeſitze ſich befindet, wird Eigenthümer der beſeſſenen un— 
beweglichen Sache, wenn auch ein Anderer ſich im Naturalbeſitze 
derſelben befindet. — Nur in dem Falle, als der Naturalbeſitzer 
durch volle dreyßig Jahre ſeinen Beſitz fortſetzen würde, würde das 
bereits von dem Tabularbeſitzer erſeſſene Eigenthumsrecht wieder 
in Verluſt gehen (F. 1468), nur ſcheint es, daß dieſe dreyßig 
Jahre von der Zeit an berechnet werden müſſen, als der Tabu— 
larbeſitzer das Eigenthumsrecht der unbeweglichen Sache erſeſſen 
hat. — Denn bey der Erſitzung muß immer auf die Perſon des— 
jenigen Rückſicht genommen werden, gegen den erſeſſen werden 
ſoll ($. 1454). Es kann alfo auch die Erſitzungszeit nur von 
demjenigen Zeitpuncte aus berechnet werden, als derjenige, gegen 
den erſeſſen werden ſoll, wirklich Eigenthümer der Sache gewor— 
den iſt. — Der F. 1478 fagt, in fo fern die Erſitzung eine Ver— 
jährung in ſich begreift, werden Beyde mit den vorgefchriebenen 
Erforderniſſen in Einem Zeitraume vollendet. — Aus dieſer ge— 
ſetzlichen Vorſchrift läßt ſich daher auch die Behauptung aufſtel— 
len, daß das Eigenthumsrecht auf eine unbewegliche Sache in 
dem Falle, als ein Anderer die Eigenthumsrechte ($. 354) über 
felbe ausübet, nach Verlauf von dreyßig Jahren verloren gehe. 
— Bevor aber der Eigenthümer der Sache wirklich Eigenthümer 
geworden iſt, kann ihm die Nichtausübung der Eigenthumsrechte 
nicht zur Laſt gelegt werden; die Verjährung kann für ihn von 
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dem Zeitpuncte an beginnen, als er wirklich Eigenthümer der 
Sache geworden iſt. 

5) Da aber das Gegründete nicht weiter gehen kann, als 
der Grund reichet, folglich nicht mehr erſeſſen werden kann, als 
wirklich beſeſſen worden ift ($. 1460); fo müſſen die Gränzen 
der Erſitzung (ſowohl in Hinſicht auf Qualität als Quantität) 
nach dem Maße des eingetragenen Beſitzes beurtheilet wer— 
den. Hiernach wird der einverleibte Beſitzer bald ein ungetheil— 
tes, bald ein getheiltes, bald das vollſtändige und unbeſchränkte, 
bald nur das (eingetragene) unvollſtändige oder beſchränkte Eigen— 
thum, und zwar über das ganze Gut oder nur einen Theil des— 
ſelben erſitzen Y. 


9.1468. 


Wo noch keine ordentlichen öffentlichen Bücher ein— 
geführt find, und die Erwerbung unbeweglicher 
Sachen aus den Gerichtsacten und anderen Ur— 
kunden zu erweiſen iſt, oder wenn die Sache auf 
den Nahmen desjenigen, der die Beſitzrechte dar— 
über ausübet, nicht eingetragen iſt; wird die Er— 
ſitzung erſt nach dreyßig Jahren vollendet. 

1) Dem in dieſem F. ausdrücklich berührten Falle, wenn 
nähmlich in dem Bezirke, worin das Gut liegt, keine öffentlichen 
Bücher eingeführt ſind, iſt derjenige ganz gleich zu achten, wenn 
zwar für dieſen Bezirk im Allgemeinen öffentliche Bücher einge— 
führt ſind, aber die Sache ſelbſt, um welche es ſich handelt, 
in dieſe öffentlichen Bücher noch nicht eingetragen iſt, was z. B. 
gewöhnlich bey öden Grundſtücken der Fall iſt. 

2) Die Kürze des Zeitraums bey der Erſitzung mittelſt des 
Tabularbeſitzes rechtfertigt ſich, wie Hr. v. Zeiller bemerkt, haupt— 
ſächlich aus den Vorſichten, welche bey einer ordentlichen Ein— 
verleibung beobachtet werden müſſen. Dieſe ſetzen Jedermann in 
die Lage, ſich durch die Einſicht dieſer zu Jedermanns Einſicht 
offen ſtehenden Bücher von der Art und Weiſe der Erwerbung 
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unbeweglicher Güter genaue Kenntniß zu verſchaffen. — Der Fall, 
daß Jemand ohne einen rechtmäßigen Titel in den Tabularbeſitz 
kommen ſoll, iſt gar nicht gedenkbar, weil nach der Verfaſſung 
der öffentlichen Bücher die Urkunde, welche den Titel der Er— 
werbung enthält, mit eingetragen werden muß. — Auch iſt durch 
die Vorſchrift des §. 432, daß zur Einverleibung in das öffent— 
liche Buch vor Allem nothwendig ſey, daß derjenige, von dem 
das Eigenthum auf einen Andern übergehen fol, ſelbſt ſchon als 
Eigenthümer einverleibt ſey, die Uebertragung des Beſitzes un: 
beweglicher Sachen von einem Nichteigenthümer außerordentlich 
erſchwert. — Dagegen kann es in denjenigen Fällen, wo keine 
öffentlichen Bücher über die Art und Weiſe der Erwerbung un— 
beweglicher Güter Auskunft verſchaffen, ſondern dieſe Kenntniß 
nur aus den nicht zu Jedermanns Einſicht bereit ſtehenden Ge— 
richtsacten, oder gar nur in den Händen von Privat-Perſonen 
befindlichen Urkunden hergehohlt werden kann, es ſich viel öfter 
ereignen, daß der Beſitz von einem Nichteigenthümer an Jeman— 
den übertragen wird. 

3) Der Beſitz wird dort, wo noch keine ordentlichen oͤffent— 
lichen Bücher, oder wenigſtens ſolche, welche die Stelle ordnungs— 
mäßiger öffentlicher Bücher vertreten ſollen, eingeführt ſind, dann 
nur auf die im F. 312 bezeichnete Art und Weiſe erworben. Es 
ſcheint mir daher nicht richtig, wenn Hr. R. R. Winiwarter ſagt, 
daß, wenn der Beſitz aus der Eintragung in die Gerichtsacten 
oder andern Urkunden, z. B. Steuerregiſtern und Kataſtern herge— 
leitet wird, man auch hier nach der Analogie der öffentlichen Bücher 
den Tag der Eintragung als den Anfang des Beſitzes betrachten 
müſſe. Zu dieſer Behauptung findet ſich in dem erſten Haupt» 
ſtücke des zweyten Theils, welches von dem Beſitze handelt, kein 
Anhaltspunct, und auch der gegenwärtige F. redet ebenfalls nicht 
von der Erwerbung des Beſitzes, ſondern von dem Beweiſe 
der Erwerbung unbeweglicher Sachen, ſohin eigentlich von dem 
Rechtstitel, aus welchem die Erwerbung unbeweglicher Sachen 
hergeleitet wird. Der $. 427 enthält einen ähnlichen Ausdruck, 
da er von Urkunden ſpricht, wodurch das Eigenthum dargethan 
wird, und unter welchen nur eigentlich jene verſtanden werden 
können, welche den Titel zum Eigenthume aus weiſen. 
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4) Der gegenwärtige §. enthält noch einen zweyten Fall, 
in welchem eine Erſitzung, ohne Tabularbeſitz Platz greifen kann, 
nähmlich, wenn zwar öffentliche Bücher beſtehen, die unbeweg— 
liche Sache, um welche es ſich handelt, auch wirklich einen Ge— 
genftand der öffentlichen Bücher ausmacht, eine Perfon aber, 
die ſich nicht im Tabularbeſitze derſelben befindet, durch dreyßig 
volle Jahre die Beſitzesrechte hierüber ausübet. — Hier iſt alſo 
offenbar von einem Naturalbeſitze unbeweglicher Sachen auch an 
denjenigen Orten, wo öffentliche Bücher eingeführt find, die Rede. 
Man will zwar dieſen letztern Abſatz nur von jenen Immo— 
bilien verſtanden wiſſen, die noch überhaupt in den öffentlichen 
Büchern nicht eingetragen ſind, ſohin von demjenigen beſeſſen 
werden, der fie mit Eigenthumswillen inne hat, und begründet 
dieſe Anſicht durch die Bemerkung, daß dieſer $. nur von jenem 
ſpreche, der über die auf ſeinem Nahmen nicht eingetragene Sache 
die Beſitzrechte ausübe, dieſe aber, wenn die Sache inta⸗ 
bulirt iſt, vermög §. 322 nur dem Intabulirten zuerkannt wer— 
den 1), Allein, wenn dieſe Auslegung richtig wäre, ſo müßte 
man annehmen, daß ſich das Geſetz hier nicht paſſend ausgedrückt 
habe, indem es hier richtiger heißen müßte, oder wenn die 
Sache in den öffentlichen Büchern noch nicht ein⸗ 
getragen iſt u. ſ. w. In Anſehung der Begründung der hier 
erwähnten Anſicht iſt ferners zu bemerken, daß ſich der gegen— 
wärtige $. nicht des Ausdruckes bediene, „em die Befitz— 
rechte darüber zuſtehen,“ ſondern, der „die Beſitzrechte dar— 
über ausübet.“ Nun ſagt aber der F. 321 keineswegs, daß 
derjenige, der in den öffentlichen Büchern als Beſitzer einer un— 
beweglichen Sache eingetragen iſt, in der Ausübung der Be— 
ſitzesrechte fich befinde, ſondern er ordnet lediglich an, daß durch 
dieſe Eintragung das Beſitzrecht erworben werde. Das Recht 
ſelbſt muß aber von der Ausübung desſelben unterſchieden wer— 
den. Das Recht iſt ein juridiſches, die Ausübung dagegen 
ein bloß factiſches Verhältniß. Wenn man auch als rich- 
tig annimmt, daß nur demjenigen, welcher in dem öffentlichen 
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Buche als Eigenthümer eingetragen iſt, das Beſitzrecht, d. i. die 
Befugniß zuſtehe, die Sache nach Belieben zu gebrauchen, und 
die aus derſelben entſpringenden Früchte zu beziehen ($$. 329 
u. 330), fo kann man doch nicht behaupten, daß derſelbe die Be: 
ſitzrechte aus übe, wenn ein Anderer die Sache mit Eigenthums— 
willen inne hat, und in dieſer Geſinnung mit der Subſtanz und 
den Nutzungen derſelben nach Willkühr verfügt. — Es liegt da— 
her gar kein Widerſpruch in der Behauptung, daß Jemand im 
Tabularbeſitze einer unbeweglichen Sache ſey, und ein Anderer 
die Beſitzesrechte über ſelbe ausüben könne. — Macht die Sache, 
um deren Erſitzung es ſich handelt, noch keinen Gegenſtand der 
öffentlichen Bücher aus, iſt ſie in ſelben noch nicht eingetragen, 
ſo ſteht das Beſitzrecht ohne Zweifel demjenigen zu, der ſie mit 
Eigenthumswillen in ſeiner Macht und Gewahrſame hat, und hät— 
te daher der Geſetzgeber in dieſem §. dieſen Fall vor Augen gehabt, 
ſo hätte er gewiß von dem Beſitzrechte ſelbſt, und nicht bloß von 
der Ausübung der Beſitzesrechte geſprochen. 

5) Es gibt daher nach dem Geiſte des öſterreichiſchen Ge— 
ſetzbuches, fo ſonderbar es auch in den Ohren eines Juriſten 
klingen mag, allerdings eine Erſitzung gegen den Beſitzer; denn 
ohne Zweifel iſt derjenige, der in den öffentlichen Büchern als 
Eigenthümer einer unbeweglichen Sache eingetragen iſt, ihr Be— 
ſitzer, und bleibt es ſo lange, bis ſie nicht auf den Nahmen eines 
Andern eingetragen wird ($. 350). Die Theorie dieſer Erſitzung 
durch factiſche Ausübung der Beſitzesrechte gegen den eigentlichen 
Beſitzer ſcheint mir auf folgenden rechtlichen Grundſätzen zu be— 
ruhen: Der Beſitz iſt, wie ich bereits bey Erläuterung des . 
511 bemerkte, an und für ſich ein bloß factiſches Verhältniß, und 
hat als ſolches mit dem Rechte nichts gemein. In dem F. 309, 
wo das Geſetz erklärt, wer Beſitzer einer Sache ſey, hat das Ge— 
ſetz bloß das factiſche Verhältniß angegeben, welches durch den 
Ausdruck „Beſitz« dargeſtellt werden fol. Mit dieſem factiſchen 
Verhältniſſe, den wir ganz füglich den factifchen Beſitz nennen 
können, hat nun aber das Geſetz in der Regel gewiſſe Rechte in 
Verbindung geſetzt, wodurch der factiſche Beſitz auch in ein juridi— 
ſches Verhältniß übergeht, und welches juridiſche Verhältniß ſelbſt 
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wieder an verfchiedenen Orten des Geſetzes, wovon der $. 311 
ein Beyſpiel liefert, mit dem Ausdruck „Beſitz“ bezeichnet wird, 
worunter man den Inbegriff jener Rechte verſteht, welche das 
Geſetz in der Regel mit dem factifchen Beſitz verknüpfte. — Auch 
bey unbeweglichen Sachen wird der factiſche Beſitz ſo, wie bey 
beweglichen, dadurch begründet, daß Jemand eine unbewegliche 
Sache mit Eigenthumswillen in ſeiner Macht und Gewahrſame 
hat, denn die Erklärung des §. 309 lautet ganz allgemein, und 
begreift alle körperliche Sachen in ſich. — Allein nicht immer hat 
das Geſetz auch mit dieſem factiſchen Beſitze das Beſitzrecht, oder 
den juridiſchen Beſitz (§. 311, Nr. 1) in Verbindung geſetzt, ſon⸗ 
dern vielmehr im $. 322 angeordnet, daß dort, wo öffentliche Bücher 
eingeführt ſind, das eigentliche Beſitzrecht und ſomit die aus ſelbem 
reſultirenden untergeordneten Rechte nicht demjenigen, der ſich im 
factiſchen Beſitze befindet, ſondern demjenigen zuſtehen, der in den 
öffentlichen Büchern als Eigenthümer eingetragen iſt, oder mit an» 
dern Worten, der ſich im Tabularbeſitze befindet. — Dort, wo das 
Geſetz das Beſitzrecht mit dem factifchen Beſitze in Verbindung ges 
ſetzt hat, läßt ſich der Fall, daß Jemand, der nicht Beſitzer iſt, in 
eigenem Nahmen Beſitzesrechte über eine Sache ausübe, nicht den— 
ken. Denn, um ſie ausüben zu können, wird erfordert, daß er 
die Sache in ſeiner Macht und Gewahrſame habe, und behan— 
delt er die in feiner Gewahrſame befindliche Sache als fein Ei— 
genthum, worin eigentlich die Ausübung der Beſitzesrechte beſteht, 
ſo wird er dadurch, wenn er es auch früher nicht geweſen wäre, 
ipso facto wirklicher Beſitzer, und es ſteht ihm dann als ſolchem 
auch das mit dem Beſitze im Allgemeinen in Verbindung ſtehen— 
de Beſitzrecht zu. — Ganz anders verhält es ſich dort, wo das 
Geſetz das Beſitzrecht von dem factifchen Beſitze getrennt, und 
ein anderes Merkmahl des juridiſchen Beſitzes aufgeſtellt hat, wie 
es der Fall bey unbeweglichen Sachen dort iſt, wo öffentliche 
Bücher eingeführt ſind. Hier wird es möglich, daß einem An— 
dern das Beſitzrecht zuſtehe, und ein Anderer in der wirklichen 
Ausübung der Beſitzrechte ſich befinde. Letzterer iſt aber bloß fac— 
tiſcher, nicht auch juridiſcher Beſitzer der Sache, und er würde ſohin 
auch dann, als er aus factifcher oder rechtlicher Unwiſſenheit die 
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Sache für fein Eigenthum angeſehen hätte, im Falle, als die Sa: 
che von einem Dritten vindizirt würde, auf die dem redlichen Be— 
ſitzer in den 99.329 u. 330 eingeräumten Rechte keinen Anſpruch 
machen können, welche doch dem (redlichen) Tabularbeſitzer zu 
Guten kommen, wenn er ſich in der factiſchen Ausübung der Be— 
ſitzesrechte befunden hätte. Der Tabularbeſitzer hätte auch in die— 
ſem Falle aus dem Grunde des ihm von dem Geſetze zugeſpro— 
chenen Beſitzrechtes allerdings das Recht, den factiſchen Beſitzer 
von der Ausübung der Beſitzesrechte eben ſo auszuſchließen, wie 
dieſe dem wirklichen Eigenthümer zuſtehet. — Macht er aber durch 
einen Zeitraum von dreyßig Jahren von dieſem Rechte keinen Ge— 
brauch, ſo geht dasſelbe für ihn durch Verjährung verloren, und 
wird von dem factiſchen Beſitzer erworben, und Letzterer kann ſohin 
begehren, daß er als Beſitzer und reſpectiver Eigenthümer in dem 
öffentlichen Buche eingetragen werde ($. 1498). 


5. 1469. 


Dienſtbarkeiten und andere auf fremden Boden aus— 
geübte beſondere Rechte werden, wie das Eigen— 
thumsrecht, von demjenigen, auf deſſen Nahmen 
ſie den öffentlichen Büchern einverleibt ſind, bin— 
nen drey Jahren erſeſſen. 


5. 1470. 

Wo noch keine ordentlichen öffentlichen Bücher be— 
ſtehen, oder ein ſolches Recht denſelben nicht 
einverleibt iſt, kann es der redliche Inhaber erſt 
nach dreyßig Jahren erſitzen. 

1) Nachdem das Geſetz von der Erſitzung körperlicher Sa— 
chen geſprochen hat, geht es nun auf die Erſitzung von Rechten 
über. — Indeſſen handelt das Geſetz hier nur von der Erſitzung 
der auf unbewegliche Sachen ſich beziehenden Rechte, und macht 
von Rechten auf bewegliche Sachen keine Erwähnung. Es ent— 
ſteht daher hier vor Allem die Frage, in welchem Zeitraume die 
Rechte letzterer Art durch Erſitzung erworben werden? — Es kann 
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wohl keinem gegründeten Anftande unterliegen, diefe Frage dahin 
zu beantworten, daß Rechte auf bewegliche Sachen ganz ſo, wie 
das Eigenthum beweglicher Sachen ſelbſt, ſohin in der Regel nach 
drey Jahren erſeſſen werden. — Denn ſo, wie das Geſetz in den 
gegenwärtigen beyden $$. die Erſitzung der Rechte auf unbeweg— 
liche Sachen ganz nach den nähwlichen Grundſätzen behandelt, 
wie die Erſitzung der unbeweglichen Sachen ſelbſt, ſo entſpricht 
es gewiß dem Geiſte des Geſetzbuches, auch die Erſitzung der ding— 
lichen Rechte auf bewegliche Sachen ganz ſo, wie die der beweg— 
lichen Sachen ſelbſt zu behandeln. 

2) Ungleich öfter kömmt jedoch die Erſitzung der Rechte auf 
unbewegliche Sachen, beſonders der Grunddienſtbarkeiten, wie das 
Recht eines Fußſteiges oder Fahrweges auf fremden Boden zur 
Sprache. Darum macht das Geſetz auch von dieſen eine beſon— 
dere Erwähnung, reihet aber den Dienſtbarkeiten zugleich alle 
jene Rechte überhaupt an, welche auf fremdem Boden ausgeübt 
werden, worunter man jene verſteht, mittelſt welchen man von 
dem Beſitzer eines fremden Grundſtückes in Anſehung desſelben 
gewiſſe Leiſtungen fordert, und die alſo mit den Dienſtbarkeiten 
darin übereinkommen, daß ſie gegen jeden Beſitzer des Grundes 
ausgeübt werden können, aber doch keine Dienſtbarkeiten ſind, 
weil ſie entweder eine poſitive Leiſtung, ein Geben oder Thun 
zum Öegenftande haben, da hingegen Dienjtbarfeiten nur zum 
Leiden oder Unterlaſſen verbinden ($$. 472 u. 482), oder weil fie 
nicht bloß, wie die Dienſtbarkeiten, in Anſehung einzelner Grund: 
ſtücke, ſondern in Anſehung mehrerer, oder aller in einem beſtimm— 
ten Bezirke liegenden Gründe angeſprochen werden, z. B. das Ze— 
hent-, Weide- oder Jagdrecht als Ausfluß der Grundherrlichkeit. 
Einige nennen dergleichen Rechte politiſche, weil ſie nur nach 
Maßgabe der politiſchen Verordnungen ausgeübt werden können; 
bey andern Schriftſtellern kommen fie unter der Benennung „ding: 
liche Forderungsrechte vor, weil ſie eigentlich unter keine 
von den im bürgerlichen Rechte angenommenen Arten des ding— 
lichen Rechtes gehören, aber doch gleich denſelben gegen jeden Be— 
ſitzer des Grundes oder der Sache, alfo ohne Rückſicht auf ges 
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wiſſe Perſonen zuſtehen ), welche letztere Bezeichnung ich auch 
für paſſender halte. 5 

3) Seltener wird, wie von Zeiller bemerkt, die Dienſtbar— 
keit aus dem Grunde, daß der rechtliche Beſitz in dem Grund— 
buche eingetragen iſt, als aus dem langjährigen Gebrauche (wo 
man nicht einmahl einen Titel auszuweiſen verpflichtet iſt $. 1477) 
vertheidiget. — Wenn die Erſitzungszeit im erſtern Falle zu lau— 
fen anfange, ift aus dem zu entnehmen, was im F. 1467, Nr. 1, 
am Schluſſe gefagt worden iſt. Im letzteren Falle muß der Anz 
fang des Beſitzes aus der Vorſchrift des §. 313 beurtheilet wer— 
den. — Im erſtern Falle erlangt der Erſitzer, fo wie bey dem 
Eigenthumsrechte, gleich nach Verlauf der Zeit das dingliche, ges 
gen jeden Beſitzer der Sache wirkſame Recht, ohne daß er nö— 
thig hat, eine neue Einverleibung in dem öffentlichen Buche zu 
begehren; im letztern Falle dagegen erlangt aber der Erſitzer nach 
Verlauf des Zeitraumes noch kein dingliches Recht auf die Sa: 
che ſelbſt, welches immer nur (wo öffentliche Bücher eingeführt 
ſind) durch die Eintragung in das öffentliche Buch erworben wird 
(F. 481), daher durch die frühere Einverleibung eines neuen Gi: 
genthümers die ganze Wirkung der Erſitzung vereitelt werden könn— 
te ($. 1500). 
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Bey Rechten, die ſelten ausgeübet werden können, 
z. B. bey dem Rechte, eine Pfründe zu verge— 
ben, oder jemanden bey Herſtellung einer Brü— 
cke zum Beytrage anzuhalten, muß derjenige, 
welcher die Erſitzung behauptet, nebſt einem Ver— 
laufe von dreyßig Jahren zugleich erweiſen, daß 
der Fall zur Ausübung binnen dieſer Zeit wenig— 
ſtens drey Mahl ſich ergeben, und er jedes Mahl 
dieſes Recht ausgeübt habe. 

I) Sowohl aus der Einreihung des gegenwärtigen F., als 
aus den aufgeführten Beyſpielen zeigt ſich, daß hier auch ſolche 


1) Siehe Winiwarter am a. O., L. 18. 
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Rechte gemeint find, welche entweder wirklich auf fremden Bo— 
den, oder in Rückſicht desſelben ausgeübet werden. Für ſolche 
Rechte nun, welche mit den Dienſtbarkeiten Aehnlichkeit haben, 
oder auch wirklich Dienſtbarkeiten ſind, aber nicht, wie dieſe, ge— 
wöhnlich, fondern nur nach einem Ablaufe mehrerer Jahre, wie 
z. B. der forſtmäßige Holzſchlag, oder die Abfiſchung eines 
Teiches, und nur bey ſeltenen zufälligen Gelegenheiten ausgeübt 
werden, war eine befondere, ſowohl in Hinſicht auf den Ec— 
ſitzer, als auf den, deſſen Recht erſeſſen werden ſoll, billige Be— 
ſtimmung nothwendig. 

2) Damit nun eine Erſitzung eines ſolchen Rechtes eintreten 
könne, wird erfordert, daß während eines Verlaufes von dreyßig 
Jahren ſich drey Mahl der Fall zur Ausübung dieſes Rechtes erge— 
ben habe, und er jedes Mahl dieſes Recht ausgeuͤbet habe. Der drey— 
ßigjährige Zeitraum, den das Geſetz hier fordert, beginnt aber mit 
dem erſten Falle der Ausübung, und ſchließt ſich mit dem letzten 
Falle derſelben. Man kann daher obige geſetzliche Vorſchrift auf 
folgende Weiſe umſchreiben: Es müſſe von einem Falle der Aus— 
übung bis zu dem andern ein dreyßigfähriger Zeitraum verfloſſen 
ſeyn, und es muß während dieſes Zeitraumes das Recht wenig— 
ſtens noch Einmahl ausgeübt worden ſeyn. Iſt z. B. das Recht 
am 1. Jänner 1801 das erſte Mahl, das zweyte Mahl am 1. Jän— 
ner 1810, und das dritte Mahl am 1. Jänner 1821 ausgeübt wor— 
den; fo kann man nicht behaupten, daß mit 1. Jänner 1831 die 
Erſitzung bereits eingetreten ſey, ſondern es müßte noch auf einen 
Fall der Ausübung gewartet werden. Die Richtigkeit dieſer An— 
ſicht läßt fi) zwar aus den Worten des gegenwärtigen $. nicht 
deduciren, ſie ſcheint aber in ſeinem Geiſte, in der klaren Abſicht 
des Geſetzgebers, die demſelben zu Grunde liegt, und die mit dem 
Begriffe einer Erſitzung überhaupt im Einklange ſtehen muß, zu lies 
gen. Denn zufolge des $. 1452 iſt ein erſeſſenes Recht dasjenige, 
welches vermöge des geſetzlichen Beſitzes auf Jemanden über: 
tragen wird; es iſt alſo nothwendig, daß derjenige, der eine Sache 
oder ein Recht erſitzen will, bey Vollendung des zur Erſitzung 
erforderlichen Zeitraumes ſich im Beſitze derſelben befinde. — Bey 
Rechten, welche nicht intabulirt find, beſteht der Beſitz in der And: 
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übung derſelben ($. 312), der dreyßigjährige Zeitraum muß daher 
von einer Ausübung bis zur andern berechnet werden. Wie kann 
man im vorliegenden Falle ſagen, das Recht ſey am 1. Jänner 
1831 vermög des geſetzlichen Beſitzes an denjenigen, der die Er— 
ſitzung geltend machen will, übergegangen, da er ſich an dieſem 
Tage nicht in der Ausübung des Rechtes, folglich auch nicht im 
Beſitze desſelben befunden hat? — Schon aus dem, was bey Er— 
läuterung des $. 1460 Nr. 4. geſagt worden iſt, gehet hervor, 
daß derjenige, der die Erſitzung behauptet, darthun müſſe, daß er 
beſitze, und daß er den Beſitz bereits ſo viele Jahre zurückgerech— 
net, als zur Erſitzung geſetzlich erforderlich ſind, erworben habe. 
— Dieſes muß auch bey Erſitzung von Rechten gelten, und der 
gegenwärtige §. hatte keineswegs die Abſicht, dem Erſitzer den 
über ſeine Erſitzung erforderlichen Beweis zu erleichtern, ſondern 
vielmehr zu erſchweren, indem es bey Erſitzung anderer Rechte 
genügt, den Anfang und das Ende des Beſitzes anzugeben, und 
darzuthun, hier aber nebſt dieſen beyden Momenten auch noch, 
eine mittlere Beſitzhandlung ausgewieſen werden muß. — Man 
könnte fogar verleitet werden zu glauben, daß außer dieſen beyden 
Endpuncten des Beſitzes noch beſonders drey Fälle ausgewieſen 
werden müſſen, wo das Recht zur Ausübung kam; allein ich bin 
allerdings der Meinung, daß dieſe beyden Endhandlungen, wel— 
che den Anfang und die Vollendung der Erſitzung begründen, in 
die vom Geſetze berührten drey Fälle einbezogen werden müſſen. 

3) Uebrigens iſt in dieſen Fällen nothwendig, daß das Recht 
bey einer jeden ſich darbiethenden Gelegenheit bis zur Vollendung 
der Erſitzung wirklich ausgeübt worden iſt. Hätte der Beſitzer nicht 
jedesmahl hievon Gebrauch gemacht, fo wäre der Beſitz unterbro— 
chen, und er müßte die Erſitzungszeit wieder von vorne anfangen, 
was ſelbſt für den Fall zu gelten hat, wenn er in drey nachein— 
ander folgenden Fällen von dem Rechte Gebrauch gemacht, in 
dem darauf gefolgten vierten Falle dieſes unterlaffen hätte. Nur 
kann ihm der Beweis nicht aufgebürdet werden, daß er in allen 
vorgekommenen Fällen wirklich von ſeinem Rechte Gebrauch ge— 
macht habe, ſondern es genügt, wenn er nur von den oben Nr. 
2 berührten Fällen dieſes nachweiſen kann, und es liegt dann 
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dem Gegentheile ob, zu erweiſen, daß ſich außer denſelben noch 
ein anderer Fall ergeben habe, in welchem er ſein Recht nicht 
ausgeübt hat. — Wäre aber demjenigen, gegen welchen das Recht 
erſeſſen werden ſoll, die Ausübung nur bittweiſe nachgeſehen, und 
das Recht von ihm anerkannt worden, ſo würde durch dieſe Nicht— 
ausübung die Erſitzung nicht nur allein nicht unterbrochen, ſondern 
es wäre dieſes ſo anzuſehen, als wenn das Recht auch in dieſem 
Falle wirklich ausgeübt worden wäre. Herr Regierungsrath Wini— 
warter bemerkt zwar ), daß das preußiſche Landrecht ) dieſe Be— 
ſtimmung ausdrücklich enthalte, und daß ſie auch der Natur der 
Sache ſehr angemeſſen ſey, allein er glaubt, daß dieſe Verfügung 
des preußiſchen Landrechtes, als eine bloß poſitive, nach unſerem 
Rechte nicht angewendet werden könne, da dieſes die wirkliche drey— 
mahlige Ausübung als Bedingung der Erſitzung aufſtellt. Allein 
ich glaube, daß die ausdrücklich ertheilte, und von dem andern Thei— 
le als ſolche anerkannte Nachſicht eines Rechtes auchunter die Ar— 
ten der Ausübung eines Rechtes gehöre. Denn Kraft des Rechtes, 
frey über ſein Eigenthum zu verfügen, kann der vollſtändige Eigen— 
thümer in der Regel ſeine Sache nach Willkühr benützen oder un— 
benützt laſſen; er kann ſie vertilgen, ganz oder zum Theile auf An— 
dere übertragen, oder unbedingt ſich derſelben begeben, das iſt, ſie 
verlaffen (F. 362). Die Ausübung des Eigenthumsrechtes beſteht 
daher nicht gerade in der Benützung der eigenthümlichen Sache, ſon— 
dern kann auch gerade umgekehrt in der Nichtbenützung derſelben be— 
ſtehen, wenn nur dabey der Wille unverkennbar hervorleuchtet, daß 
dieſe Nichtbenützung gerade darin ihren Grund habe, weil es dem 
Eigenthümer freyſtehet, was er mit ſeiner Sache verfügen wolle. 
Nach F. 939 iſt derjenige, welcher dem Verpflichteten die Erfül— 
lung ſeiner Verbindlichkeit mit deſſen Einwilligung erläßt, als 
ein Geſchenkgeber anzuſehen. Wer aber mit ſeinem Rechte dem 
Andern ein Geſchenk macht, iſt doch als Ausüber dieſes Rechtes 
zu betrachten 2). — Wollte man den Ausdruck „ausüben“ im ge⸗ 


1) Am a. O. g. 19. 

2) I, Th. 9. Tit. 9. 653. 

3) Wer aus bloßer Nachſicht, z. B. dem Andern den Beytrag zur Herſtellung einer 
Brücke erläßt, iſt demjenigen ganz gleich zu achten, der ſich den Beytrag be— 
zahlen läßt, aber ſelben ſogleich nach geſchehener Zahlung dem Verpflichte— 
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genwärtigen $. in einem beſchränkteren Sinne nehmen, fo müßte 
man ſogar behaupten, daß, wenn z. B. während des dreyßigjährigen 
Zeitraumes ſich der Fall der Ausübung viermahl ergeben hätte, 
und der Beſitzer hätte unter dieſen vier Fällen Einmahl mit Ein— 
ſtimmung des das Recht anerfenuenden Verpflichteten auf die 
Ausführung ſeines Rechtes Verzicht geleiſtet, die Erſitzung dadurch 
unterbrochen wurde, weil der gegenwärtige F. ſich dahin ausſpricht, 
daß ſich der Fall zur Ausübung während der Erſitzungszeit we: 
nigſtens drey Mahl ſich ergeben, und der Beſitzer dieſes Recht 
jedes Mahl ausgeübt habe. Würde daher erwieſen, daß der 
Fall zur Ausübung ſich viermahl ergeben, und der Beſitzer in 
einem dieſer vier Fälle ſein Recht nicht ausgeübt habe, ſo wäre 
auch dargethan, daß die Erforderniſſe zur Erſitzung nicht vorhan— 
den ſeyn. Dieſes nehmen aber ſelbſt diejenigen nicht an, wel— 
che den Ausdruck „Ausübung“ in beſchränkterem Sinne nehmen, 
als ich hier thue 1). Die Berufung auf den F. 351, aus wel: 
chem gefolgert wird, daß durch eine aus Nachſicht unterlaffene 
Ausübung des Rechtes, das ſich der Eine ausdrücklich vorbehält, 
und der Andere durch die Bitte um Nachſicht anerkennt, der Be— 
ſitz, und ſohin auch die Erſitzung nicht unterbrochen werde, kann 
zur Widerlegung obiger Behauptung nicht dienen. Denn der 
. 351 erkläret, daß bey Rechten, welche keinen Gegenſtand der 
öffentlichen Bücher ausmachen, der Beſitz aufhöre, wenn der Ge— 
gentheil das, was er ſonſt geleiſtet hat, nicht mehr leiſten zu 
wollen erkläret; wenn er die Ausübung des Rechtes eines An— 
deren nicht mehr duldet u. ſ. w. Aus dieſem F. wäre man das 
her auch aus dem nähmlichen Grunde berechtigt zu ſchließen, daß, 
wenn der Beſitzer einen Fall der Ausübung bloß mit Stillſchwei— 
gen übergeht, ohne daß eine poſitive Weigerung des Verpflich— 
teten, die Sache nicht mehr zu leiſten, oder die Ausübung zu 


ten wieder zurückgibt. Zur Unterſtützung meiner Behauptung kann auch die 
Analogie des 9. 1497 hier angewendet werden, indem auch in ſelbem die aus⸗ 
drückliche oder ſtillſchweigende Anerkennung des Rechtes der Ausübung des- 
ſelben gleich geſtellt, oder eigentlich für eine Ausübung des Rechts ſelbſt ge⸗ 
- halten wird. 
4) Winiwarter am a. O. 
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gedulden, vorausgegangen iſt, gleichfalls die Erſitzung nicht une 
terbrochen werde, was doch gewiß auch von der Gegenſeite nicht 
behauptet werden will. Der Sinn des gegenwärtigen F. gehet 
offenbar dahin, daß bey Rechten, welche ſelten ausgeübt werden 
können, in jedem Ausübungs falle, der ſich während des 
dreyßigjährigen Zeitraums ereignet, der Erſitzer ſich als Beſitzer 
des Rechtes durch eine poſitive Handlung darſtellen müſſe, und 
daß er wenigſtens drey ſolche Fälle nachzuweiſen habe. 

4) Uebrigens unterliegt es keinem gegründeten Zweifel, 
daß die Verfügung des gegenwärtigen $. nur von dem Falle zu 
verſtehen ſey, wo ein ſolches Recht in den öffentlichen Büchern 
nicht eingetragen worden iſt. Dieſe Behauptung wird ſchon durch 
die Natur der Sache beſtätiget, denn wenn die Erſitzung auf dem 
Tabularbeſitze beruht, ſo iſt es gleichgültig, ob das in Frage ſte— 
hende Recht gewöhnlich oder ſelten ausgeübt werde; nur bey der 
Erſitzung durch bloße Ausübung des Rechtes ſchien es unbillig 
zu ſeyn, daß durch eine zweymahlige Ausübung das Recht ſelbſt 
ſchon erworben werde. Uebrigens iſt es unverkennbar, daß der 
gegenwärtige §. in feiner Stellung und im Zuſammenhange mit 
den früheren §. betrachtet, nur eine Modification des $. 1470 
enthalte, 


9. 1472. 
Außerordentliche Erſitzungszeit. 


Gegen den Fiscus, das iſt, gegen die Verwalter 
der Staatsgüter und des Staatsvermögens, in 
fo weit die Verjährung Platz greift (J. 287, 
289 u. 1456, 1457), ferner gegen die Verwal— 
ter der Güter der Kirchen, Gemeinden und an— 
derer erlaubten Körper, reicht die gemeine, or— 
dentliche Erſitzungszeit nicht zu. Der Beſitz be— 
weglicher Sachen, ſo wie auch der Beſitz der un— 
beweglichen, oder der darauf ausgeübten Dienſt— 
barkeiten und anderer Rechte, wenn ſie auf den 
Nahmen des Beſitzers den öffentlichen Büchern 
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einverleibt find, muß durch ſechs Jahre fortge— 
ſetzt werden. Rechte ſolcher Art, die auf den 
Nahmen des Beſitzers in die öffentlichen Bücher 
nicht einverleibt ſind, und alle übrige Rechte 
laſſen ſich gegen den Fiscus und die hier ange— 
führten begünſtigten Perſonen nur durch den 
Beſitz von vierzig Jahren erwerben. 

1) Aus Rückſichten des öffentlichen Wohles geſtattet das 
Geſetz gegen den Fiscus, das iſt, gegen die Verwalter der Staats— 
güter und des Staats vermögens (alſo nicht auch dann, wenn der 
Fiscus als Vertreter der Privatgüter des Staatsoberhaupts er— 
ſcheint, da ſich der Landesfürſt in dieſer Hinſicht kein Vorrecht 
bey der Erſitzung vorbehalten hat), ferner gegen die Verwalter 
der Kirchen, Gemeinden und anderer erlaubten Körper die Erſi— 
tzung nicht ſchon nach Verlauf der ordentlichen, in den frü— 
heren Paragraphen aufgeführten Erſitzungszeit von drey, oder drey⸗ 
ßig Jahren, ſondern erſt nach Verlauf einer außerordentli— 
chen, von ſechs oder vierzig Jahren 9). 

2) Vermöge des Inhaltes des gegenwärtigen $. werden fo: 
mit nach Verlauf eines Zeitraums von ſechs Jahren erſeſſen a) 
alle beweglichen Sachen, b) alle ſich auf bewegliche Sachen be— 
ziehenden Rechte, z. B. das Pfandrecht und die Dienſtbarkeiten. 
Das Geſetz macht zwar hier eben ſo wenig, wie an anderen Or— 
ten von dieſen Rechten eine beſondere Erwähnung. Allein der 
gleiche Grund, der oben §. 1469 Nr. 1 für die Behauptung 
aufgeführt worden iſt, daß dergleichen Rechte ordentlicher Weiſe 
binnen drey Jahren erſeſſen werden, ſtreitet auch hier für eine 
Erſitzungszeit von ſechs Jahren. c) Unbewegliche Sachen, 
wenn ſie auf den Nahmen des Beſitzers in den öffentlichen Bü— 
chern eingetragen find. d) Alle jene ſich auf unbewegliche Sachen 
beziehenden Rechte, bey denen dieſes gleichfalls der Fall iſt. 

3) In Anſehung der außerordentlichen Erſitzungszeit von 
vierzig Jahren iſt es etwas zweifelhaft, was das Geſetz hier durch 
den Beyſatz „und alle übrigen Rechte“ eigentlich für Rechte 

3 


4) Siehe Hrn. Winiwarter am g. O. F. 23. 
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bezeichnen wollte, und zwar um fo mehr, als ſich das Geſetz— 
buch für Weſtgallizien im §. 613 *) nach dem Vorderſatze, der 
von der ſechsjährigen Erſitzungszeit handelt, und im Weſentlichen 
das Nähmliche, wie der gegenwärtige $. ausſpricht, der Worte 
bedient: Alle anderen Rechte laſſen ſich nur durch den Beſitz von 
vierzig Jahren erwerben. Herr R. R. Winiwarter 2) ſpricht ſich 
hierüber folgender Geſtalt aus: „Unter Rechten ſolcher Art 
müſſen nach dem Zuſammenhange jene verſtanden werden, welche 
in dem vorhergehenden Satze ausdrücklich erwähnt worden ſind, 
nähmlich: Das Eigenthum unbeweglicher Sachen, Dienftbarfeis 
ten, und andere auf fremden Boden ausgeübte beſondere Rechte, 
wenn ſie auf den Nahmen des Beſitzers in die öffentlichen Bü— 
cher nicht einverleibt ſind; und alle übrigen Rechte, hier 
muß man hinzudenken: zu deren ordentlichen Erſitzung die Zeit 
von dreyßig Jahren erfordert wird, folglich nach der Ordnung 
der von der ordentlichen Erſitzung handelnden Paragraphe: Rech— 
te, die ſelten ausgeübt werden, und welche nebſt dem Verlaufe 
einer gewiſſen Zeit auch eine dreymahlige Ausübung fordern.“ 
Allein durch den Ausdruck „und alle übrige Rechte“ unterſchei— 
det das Geſetz die Rechte, die es durch dieſen Ausdruck bezeich— 
nen will, von denjenigen, die auf den Nahmen des Beſitzers in 
den öffentlichen Büchern nicht eingetragen ſind, obſchon ſie zur 
Eintragung in dieſelben geeignet wären; da nun aber auch Rechte, 
die ſelten ausgeübt werden, und von denen der F. 1471 ſpricht, 
zur Eintragung in die öffentlichen Bücher geeignet ſind, ſo ſcheinen 
dieſelben unter obigem Ausdrucke nicht begriffen werden zu können. 
Ich meines Theils glaube dieſen Worten folgende Deutung ge— 
ben zu müſſen. — Der Ausdruck: Rechte, welche in die öffent— 
lichen Bücher nicht einverleibt ſind, ſetzt ſolche Rechte voraus, 
die an Orten ausgeübt werden, wo öffentliche Bücher wirklich 
beſtehen, denn wo noch gar keine öffentlichen Bücher eingeführt 
ſind, kann man eben ſo wenig ſich dahin ausſprechen, daß ein 
Recht in die öffentlichen Bücher nicht eingetragen ſey, als Je— 
mand ſagen kann, er ſey in Mähren nicht auf der Eiſenbahn 
1) III. Th. 

2) Am a. O. 
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gefahren. Denn diefer Ausdruck würde vorausſetzen, daß wirk— 
lich eine Eiſenbahn in Mähren exiſtire. Dieſe Bemerkung vor— 
ausgeſchickt, glaube ich nun behaupten zu dürfen, daß unter Rech— 
ten ſolcher Art, die auf den Nahmen des Beſitzers in die öffent— 
lichen Bücher nicht eingetragen ſind, ſolche verſtanden werden 
müſſen, welche, um als dingliche Rechte in Wirkſamkeit zu treten, 
eigentlich in die öffentlichen Bücher hätten eingetragen werden 
ſollen, und doch nicht eingetragen wurden, und wo es ſich daher 
um die Erſitzung eines nur im Naturalbeſitze befindlichen Rech— 
tes gegen den bücherlichen Beſitzer einer unbeweglichen Sache 
handelt; und daß ſohin unter dem Ausdrucke, und alle übri— 
gen Rechte jene verftanden werden müſſen, bey welchen eine 
Eintragung in die öffentlichen Bücher überhaupt nicht Statt fin— 
det. Zur Unterſtützung dieſer Behauptung dienet, daß das Ge— 
ſetzbuch auch in den vorhergehenden $$. 1468 und 1470 immer 
genau die beyden Fälle von einander abſondert, wenn es ſich um 
eine Erſitzung an Orten handelt, wo noch keine öffentlichen Bü— 
cher eingeführt ſind, und wenn es ſich um eine Erſitzung vermöge 
des Naturalbeſitzes dort frägt, wo zwar öffentliche Bücher einge: 
führt find, die Sache oder das Recht aber auf den Nahmen des: 
jenigen, der die Beſitzrechte darüber ausübet, daſelbſt nicht ein— 
getragen iſt. Hätte das Geſetz nicht ausdrücklich den Beyſatz, 
und alle übrigen Rechte, gemacht, ſo könnte man leicht zu 
dem Gedanken verleitet werden, daß das Geſetz nur den grund— 
bücherlichen Beſitz der in dieſem F. bezeichneten Perſonen gegen 
den Naturalbeſitz des Erſitzenden beſonders in Schutz nehmen 
wollte, dort aber, wo es keinen Zabularbefig gibt, ſich doch 
in Beziehung auf dieſe Perſonen mit der Erſitzungszeit von drey⸗ 
ßig Jahren begnüge, und zwar um ſo mehr, als das Geſetzbuch 
für Weſtgallizien wirklich dort, wo die Erwerbung dinglicher Rechte 
auf unbewegliche Sachen mittelſt Eintragung in die öffentlichen 
Bücher geſchieht, dem Naturalbeſitzer einen größeren Zeitraum 
zur Erſitzung vorzeichnet, als dort, wo noch keine öffentlichen 
Bücher eingeführt find 5). 


1) III. Th. 6 507 — sog. 
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d. 1473, 


Wer mit einer von dem Geſetze in Anſehung der 
Verjährungszeit begünſtigten Perſon in Gemein— 
ſchaft ſteht, dem kommt die nähmliche Begün— 
ſtigung zu Statten. Begünſtigungen der länge— 
ren Verjährungsfriſt haben auch gegen andere 
darin ebenfalls begünſtigte Perſonen ihre Wirkung. 

1) Der Grund der erſteren Regel liegt darin, daß ſonſt 
auch die begünſtigte Perſon des ihr zugeſtandenen Vortheiles nicht 
theilhaftig werden könnte, da die gemeinfchaftliche Sache Eine 
und dieſelbe iſt, und ein beſtimmtes Recht nicht theilweiſe erwor— 
ben werden kann; wenn alſo z. B. eine Gemeinde mit einem 
Privaten einen Wald gemeinſchaftlich beſitzt, ſo wird das Hol— 
zungsrecht in demſelben gegen den Privaten eben fo, wie gegen 
die Gemeinde, erſt durch eine vierzigjährige Ausübung erſeſſen. 

2) Die zweyte Regel des F. gründet ſich darauf, daß der 
Geſetzgeber den erwähnten Perſonen nur dann einen beſondern 
Beyſtand verleihen wollte, wenn es ſich um Erhaltung ihrer Rechte 
handelt, nicht aber auch dann, wenn ſie ſelbſt durch Erſitzung 
erwerben wollen; und daß der Grund dieſer Begünſtigung im— 
mer der nähmliche bleibe, ob der Erſitzer ſelbſt eine begünſtigte 
oder unbegünſtigte Perſon iſt ). 

3) Sehr verſchieden wird die Frage beantwortet, ob die ge— 
gen eine begünſtigte Perſon angefangene Erſitzung bey erfolgter 
Veräußerung der Sache an eine nicht begünſtigte in der ordent— 
lichen oder außerordentlichen Erſitzungszeit vollendet werde? — 
Daß die gegen eine begünſtigte Perſon angefangene Erſitzung eines 
Rechtes, welches ein Gegenſtand der öffentlichen Bücher iſt, wenn 
ſie nicht mittelſt des Tabularbeſitzes, ſondern mittelſt des natür⸗ 
lichen Beſitzes dieſes Rechtes vollendet werden fol (SS. 1468 u. 
1470), durch die Veräußerung der Sache unterbrochen werde, 
und daß daher die angefangene Erſſtzung nicht fortgeſetzt, mithin 
gegen den nicht begünſtigten Uebernehmer der Sache weder in 


1) Vergl. Hrn Zeillers Commentar u. Hrn. Winiwarters Abhandlung 9. 24 
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der ordentlichen noch in der außerordentlichen Erſitzungszeit voll: 
endet werden könne, ſondern von Neuem beginnen müſſe, uns 
terliegt nach $. 1500 keinem Zweifel. Wenn aber die gegen eine 
begünſtigte Perſon angefangene Erſitzung durch den Tabularbeſitz 
begann, oder, wenn ſie ein Recht betrifft, das kein Gegenſtand 
der öffentlichen Bücher iſt, ſo entſteht der Zweifel: ob dieſe an— 
gefangene außerordentliche Erſitzung gegen den nicht begünſtigten 
Uebernehmer der Sache ſchon nach Ablauf der ordentlichen, oder 
erſt nach Ablauf der außerordentlichen Erſitzungsfriſt vollendet 
werden könne? 

Einige Juriſten behaupten nun, daß gegen den nicht be— 
günſtigten Uebernehmer der Sache die angefangene Erſitzung ſchon 
in der ordentlichen Erſitzungszeit vollendet werde, und ſtützen 
dieſe Meinung vorzüglich darauf, daß die Begünſtigung des §. 
1472 bloß eine Begünſtigung der Perſon und nicht der Sache 
ſey, welche in dem Unvermögen ſolcher Perſonen, ihre Sache 
ſelbſt zu verwalten, und für die Verwahrung der Rechte ſelbſt 
zu ſorgen, ihren Grund habe, daher an andere Perſonen, bey wel— 
chen dieſer Grund wegfällt, nicht übertragen werden könne. Da 
ein ganz vorzügliches Bedenken gegen die Annahme dieſer An— 
ſicht iſt, daß hieraus ſich Fälle folgern laſſen, in welchen die Er— 
ſitzungszeit, welche, wenn die Sache in Händen der begünſtigten 
Parıhey geblieben wäre, noch durch längere Zeit fortgedauert 
hätte, in dem Momente der geſchehenen Uebertragung an die 
nicht begünſtigte Perſon als vollendet angeſehen werden müßte, 
wenn nähmlich die vor der Veräußerung abgelaufene Zeit der 
außerordentlichen Erſitzung der ordentlichen Erſitzungszeit gleich 
käme, oder fie gar überſtiege: ſo laſſen Andere, die im Weſent— 
lichen der obigen Meinung zugethan find, die Modification da- 
bey eintreten, daß in dem Falle, wenn gegen die begünſtigte 
Perſon die ordentliche Erſitzungszeit bereits abgelaufen iſt, die 
ordentliche Erſitzungszeit nicht mehr zum Maßſtabe genommen 
werden könne. — Allein dieſer letzteren Behauptung ſcheint es 
an der erforderlichen Conſequenz zu fehlen. Denn warum ſoll 
derjenige, der die Sache z. B. eine Woche, oder einen Tag vor 
abgelaufener Erſitzungszeit in Beſitz überkommt, wo ihm vielleicht 
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nicht einmahl fo viel Zeit mehr erübrigt, um die Erſitzungszeit 
durch Anbringung einer ordentlichen Klage zu unterbrechen, feie 
nes Rechtes verluſtig werden, während derjenige, der die Sache 
gleich nach abgelaufener ordentlicher Erſitzungszeit in Beſitz über— 
kommt, noch einen Zeitraum von drey, und beziehungsweiſe zehn Jah— 
ren zur Unterbrechung der Erſitzung übrig hätte? — Allein es kann die 
obige Meinung felbft nicht als eine conſequente Folgerung des derſel— 
ben zu Grunde gelegten Prinzipes angeſehen werden. Denn aus 
dem Umftande, daß die gedachte Begünſtigung nur der Perſon, 
und nicht der Sache zukomme, ſo wie auch aus dem Grunde 
dieſer Begünſtigung folgt nur, daß dieſelbe in Hinſicht einer erſt 
anzufangenden Erſitzung nicht übertragbar ſey, und daß daher der 
nicht begünſtigte Uebernehmer, wern gegen ihn eine Erſitzung be— 
ginnt, nicht fordern könne, daß dieſe Erſitzung gegen ihn bloß 
deßwegen, weil er die Sache von einer begünſtigten Perſon üb'r— 
nommen hat, erſt in der außerordentlichen Erſitzungszeit vollen— 
det werde; keineswegs aber, daß die bereits zum Theile abge— 
laufene außerordentliche Erſitzungszeit durch die bloße Veräuße— 
rung der Sache die Eigenſchaft einer ordentlichen Erſitzungs zeit 
annehmen müſſe. 

Einige Juriſten behaupten dagegen gerade das Entgegenge— 
ſetzte ), daß nähmlich die Begünſtigung der außerordentlichen 
Erſitzungszeit dem Nachfolger allezeit zu Statten komme, wenn 
nur die Erſitzung gegen die begünſtigte Perſon bereits angefan— 
gen hat, und gegen den Nachfolger beendiget werden fol. — Zur 
Begründung dieſer Anſicht führt man an, daß die Erſitzung in 
einem ſolchen Falle theils gegen eine begünſtigte, theils aber ge— 
gen eine nicht begünſtigte Perſon vollendet werde; man müſſe 
alſo dieſe beyden Perſonen in Anſehung des Rechtes, welches er— 
ſeſſen werden ſoll, als in Gemeinſchaft ſtehend anſehen, und 
daher beyden Perſonen nach Vorſchrift des gegenwärtigen F. die 
Begünſtigung einer außerordentlichen Erſitzungszeit zugeſtehen. — 
Allein gegen dieſe Anſicht wird von Anderen angeführt, daß die 
Begründung nicht befriedigend ſey, indem man dabey das Wort „Ge— 


—— — 


) Siehe Hrn. Winiwarter am a. O. 5, 22. 
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meinfchaft” in einer von der gefeglichen ganz abweichenden Bes 
deutung nimmt; denn Beſitzer, die im Beſitze einander folgen, 
können unmöglich als in einer Gemeinſchaft ſtehend angenom— 
men werden, da zu einer Gemeinſchaft in der eigentlichen Bedeu— 
tung immer gefordert wird, daß eine Sache zugleich mehreren 
Perſonen phyſiſch ungetheilt zugehöre, was hier nicht der Fall iſt. 
— Auch tritt hier offenbar der Grund der erſteren Regel des ge— 
genwärtigen F. nicht ein. Nach dieſer Anſicht müßte man auch 
auf die Behauptung kommen, daß der Dritte, welcher das Recht 
erſitzen will, immer verbunden ſey, die gegen die begünſtigte Per— 
fon angefangene außerordentliche Erſitzung fortzufegen, und zwar 
auch dann, wenn die noch abzulaufende außerordentliche Erſitzungs— 
zeit länger ſeyn ſollte, als die ganze ordentliche — eine Behaup— 
tung, welcher ſehr wichtige Bedenken entgegen ſtehen. Denn 
es läßt ſich kein Grund denken, aus welchem dem Beſitzer benom— 
men werden könnte, auf die gegen die begünſtigte Perſon bereits 
abgelaufene Erſitzungszeit zu verzichten, und die Erſitzung gegen 
die nicht begünſtigte Perſon, die keinen Anſpruch auf eine 
längere, als die ordentliche Verjährungszeit hat, von Neuem 
anzufangen, und zwar um ſo mehr, als ſelbſt in dem Falle, als 
der Uebergang der Sache von der begünſtigten an die nicht be— 
günſtigte Perſon die angefangene Erſitzung unterbrochen hätte, die 
ordentliche Erſitzung gegen den neuen Eigenthümer anfangen würde. 
Herr Profeſſor Helm ) ſtellt dagegen die Anſicht auf: Die 
gegen eine begünſtigte Perſon angefangene Erfi- 
tzung werde auch bey erfolgtem Uebergange der Sa— 
chen an eine nicht begünſtigte erſt in der außeror⸗ 
dentlichen Erſitzungszeit vollendet; es ſtehe je— 
doch dem Dritten das Recht zu, von dem Zeitpunc⸗ 
tedes Ueberganges die ordentliche Erſitzung an— 
zufangen. — Er rechtfertiget dieſe Anſicht mit folgender Be— 
trachtung: Die Frage, ob die gegen eine begünſtigte Perſon an— 


1) Wag. Ztſch. 1222, 3. Hft. S. 256.— 273. Hier findet man die verſchiedenen Ans 
ſichten der Juriſten, ſammt den Gründen für und gegen dieſelben umſtänd— 
lich auseinander geſetzt, und das hier Geſagte kann als ein theilweiſer Aus 
zug aus dieſer Abhandlung angeſehen werden. 
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gefangene Erſitzung gegen den nicht begünſtigten Nachfolger in der 
ordentlichen oder außerordentlichen Erſitzungszeit vollendet werde, ſey 
in unſerem b. G. B. nicht ausdrücklich beantwortet; wir müſſen uns 
zur Beantwortung dieſer Frage nach einer analogen geſetzlichen 
Beſtimmung umſehen. Dieſe finden wir aber in dem ſechſten Ab— 
ſatze des Kundmachungspatentes zu dem allg. bürgl. Geſetzbuche. 
Dort werde beſtimmt, daß eine ſchon vor der Wirkſamkeit des neu: 
en Geſetzes angefangene Erſitzung nach den früheren Geſetzen zu be— 
urtheilen ſey, und daß derjenige, welcher erſitzen will, ſich auch auf 
die in dem neuen Geſetze beſtimmte kürzere Erſitzungsfriſt beru— 
fen könne, nur müſſe dieſe kürzere Friſt erſt von dem Zeitpuncte, 
an welchem das neue Geſetz verbindliche Kraft erhalten hat, be— 
rechnet werden. Dieſe nähmliche geſetzliche Beſtimmung laſſe ſich 
nun auf den vorliegenden analogen Fall anwenden, da die Sa— 
che auch hier aus dem Wirkungskreiſe des einen Geſetzes in den 
Wirkungskreis des anderen gezogen werde; denn vor der Veräu— 
ßerung ſey fie unter einem Geſetze geſtanden, welches für jede ſich 
auf dieſelbe beziehende Erſitzung eine Friſt von ſechs, oder von 
vierzig Jahren vorſchrieb, nach der Veräußerung dagegen kom— 
me ſie unter das Geſetz, welches eine ordentliche Erſitzung in 
drey oder dreyßig Jahren geftattet. 

4) Ehe ich zur Beurtheilung dieſer Anſicht übergehe, glau— 
be ich früher eine andere Frage beantworten zu müſſen, die ſich 
bey Gelegenheit der Erläuterung des gegenwärtigen F. aufwirft, 
nähmlich die: Binnen welcher Zeit wird ein Recht er⸗ 
ſeſſen, wenn die Erſitzung gegen eine nicht begün⸗ 
ſtigte Perſon begonnen hat, aber gegen eine be: 
günſtigte Perſon, auf welche die Sache mittler⸗ 
weile übergegangen iſt, vollendet werden ſoll? 
Geht man bey Beantwortung dieſer Frage von der vom Herrn 
Profeſſor Helm vertheidigten Anſicht aus, ſo muß man nothwen— 
dig behaupten, daß das Recht in dieſem Falle nach Verlauf der 
ordentlichen Erſitzungszeit erſeſſen werde. Denn nach dem Kund— 
machungspatente des bürgl. Geſetzbuches kann ſich nur der Erſi— 
tzende auf die Vorſchriften des neuen Geſetzes berufen, nicht auch 
derjenige, gegen den erſeſſen wird. Gegen die Annahme dieſer 
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Behauptung ſcheint aber die klare Abſicht des Geſetzgebers, die 
fi) in den SS. 1472 u. 1473 ausſpricht, zu ſprechen. Denn 
nach dieſen fellen die in dem F. 1472 bezeichneten Perſonen, 
wenn es ſich um eine Erſitzung gegen fie handelt, begünſtiget 
werden. Der F. 1472 ſpricht ſich ganz allgemein dahin aus, daß 
gegen ſie die gemeine ordentliche Erſitzungszeit nicht 
zureiche, ohne dieſe Vorſchrift an die Bedingung zu knüpfen, 
daß die Erſitzung gegen ſie zu laufen angefangen habe. Es 
läßt ſich auch kein hinreichender Rechtfertigungsgrund denken, 
warum dieſe Perſonen nur in jenen Fällen vor andern begünſtigt 
werden ſollen, wenn die Erſitzung gegen ſie angefangen hat, 
nicht aber auch dann, wenn die Erſitzung gegen ſie bloß fortge— 
ſetzt wird, da doch der Grund dieſer Begünſtigung auch in die— 
ſem Falle fortbeſteht. Der im Allgemeinen ganz richtige Satz, 
daß Thatſachen, welche Rechte begründen ſollen, nach ihrer ur— 
ſprünglichen Qualität zu beurtheilen ſeyn, ſcheint auf die Erſi— 
tzung keine Anwendung zu haben, weil ſelbe nicht nur auf dem 
Anfange, ſondern auch auf der Fortſetzung des Beſitzes be— 
ruht, daher auch die Rechte, die für den einen oder anderen Theil 
daraus entſpringen, nicht ſchon durch die erſte Thathandlung, 
wodurch man den Beſitz einer Sache erlangt, begründet ſind, was 
in den Fällen eintritt, auf welche obiger Grundſatz gewöhnlich 
angewendet wird. In der Lehre von der Erſitzung kommen 
mehrere Vorſchriften vor, aus welchen die Unanwendbarkeit dies 
ſes Grundſatzes auf die Erſitzungs- und Verjährungsfälle klar her: 
vorleuchtet. Die Erſitzung einer beweglichen Sache, welche ge— 
gen einen in der Provinz anweſenden Eigenthümer begonnen hat, 
wird nicht in drey Jahren vollendet, wenn dieſer in Berufsge— 
ſchäften ſich auf ein Paar Jahre entfernen mußte (§. 1475); war 
der Beſitz zur Zeit ſeines Entſtehens redlich, iſt er aber in der 
Folge unredlich geworden, ſo wird bey der Erſitzung gewiß nicht 
bloß die Thatſache des Beſitzes nach ihrer urſprünglichen Quali— 
tät beurtheilt u. ſ. w. Es ſcheint aus dieſen Bemerkungen nicht 
zweifelhaft, daß in dem am Eingange gegenwärtiger Note betühr— 
ten Falle die ordentliche Erſitzungszeit nicht zureiche. 


* 
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Eben fo wenig laßt ſich aber auch die entgegengeſetzte Ans 
ſicht vertheidigen, nähmlich die, daß das Recht erſt nach Verlauf 
der außerordentlichen Erſitzungszeit erworben werde. Denn es 
findet ſich kein Anhaltspunct in dem Geſetzbuche, aus dem behaup— 
tet werden könnte, daß die in dem F. 1472 für die in ſelbem 
benannten Perſonen ausgeſprochene Begünſtigung auch für jene 
Zeit von Wirkſamkeit ſeyn ſoll, in welcher fie ſich gar nicht im 
Beſitze der Sache befunden haben. Ueberdieß würden ſich hier— 
aus Folgerungen ergeben, die mit dem Geiſte des Geſetzes un— 
möglich in Einklang gebracht werden können. Denn nehme 
man an, daß dem Fiscus eine bewegliche Sache als Eigenthum 
übertragen werde, in deren redlichen und rechtmäßigen Beſitze ſich 
ein Dritter zur Zeit der Uebertragung durch drey Jahre und einen 
Tag befunden habe. Hier wird nun offenbar der Fiscus das 
Eigenthum dieſer Sache nicht erworben haben, weil daöfelbe bes 
reits einen Tag vor der llebertragung an den Fiscus durch Er— 
ſitzung erloſchen war. Soll nun, wenn der Fiscus die Sache 
einen Tag früher an ſich gebracht hätte, ſich auf einmahl der Gr: 
ſitzungstermin des Dritten auf drey Jahre erweitern? 

Iſt hier gegen die Annahme einer ſolcher Behauptung nicht 
ein ähnlicher Anſtand vorhanden, den Herr Profeſſor Helm 1) ge— 
gen die Behauptung einiger Juriſten macht, daß gegen den nicht 
begünſtigten Uebernehmer der Sache die angefangene Erſitzung 
ſchon in der ordentlichen Erſitzungszeit vollendet werde, und von 
welcher im Eingange der Bemerkung Nr. 3 Erwähnung gemacht 
worden iſt. Kann man wohl annehmen, daß es im Geiſte des 
öſterreichiſchen Civilgeſetzbuches liege, daß die Erſitzungszeit, wel— 
che nach Verlauf eines Tages für vollendet angeſehen werden müß— 
te, aus dem Grunde, weil die Sache um einen Tag früher an 
eine begünſtigte Perſon übertragen worden iſt, um drey Jahre 
erweitert werde? 5 

Da ich nun weder die eine noch die andere Behauptung als 
dem Geiſte des Geſetzbuches entſprechend und der Abſicht des Geſetz— 
geber5 gemäß anſehen kann, fo erübrigt mir nichts anders, als 


— 


1) Siehe die oben citirte Abhandlung S. 281, Nr. 4, 
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die vom Herrn Profeſſor Helm berührte vierte Anficht c! die 
richtige, wenigſtens bey Entſcheidung der vorliegenden Frage an— 


zuerkennen, nähmlich; daß bey dem Uebergange einer Sache von 
einer nicht begünſtigten Perſon an eine begünſtigte, zur Vollen— 


dung der auf dieſe Sache ſich beziehenden Erſitzung, noch ein ſol— 

cher relativer Theil der außerordentlichen Erſitzungs zeit gefordert 

werde, welcher bey dem Uebergange an der außerordentlichen Er— 
ſitzungszeit noch fehlte. 
Gegen dieſe Anſicht wird zwar eingewendet: 

a) daß ſich für dieſelbe kein Anhaltspunct in unſern Geſetzen fin— 
den laſſe; 

b) daß es bedenklich ſey, das mathematifche Verhältniß zur Nicht: 
ſchnur zu wählen, indem der Geſetzgeber bey der Feſtſetzung 
der verſchiedenen Verjährungsfriſten Umſtände vor Augen ha— 
ben konnte, die ſich in kein mathematiſches Verhältniß bringen 
laffen, und daß es daher immer ungewiß bleibe, ob der Ge— 
ſetzgeber das nähmliche Verhältniß, in welchem die ganze or— 
dentliche Erſitzungszeit zu der ganzen außerordentlichen ſteht, 
auch auf die nur zum Theile abgelaufene Erſitzungsfriſt an— 
wenden wollte, zumahl wenn man bedenkt, daß die längere 
ordentliche Friſt in einem andern Verhältniſſe zu der längeren 
außerordentlichen ſtehe, als die kürzere ordentliche zu der kür— 
zeren außerordentlichen; endlich 

c) daß fie dem Grundſatze, daß Thatſachen, welche Rechte be— 
gründen ſollen, nach ihrer urſprünglichen Qualität zu beurthei— 
len ſeyn, widerſpreche. 

Dagegen glaube ich nun Folgendes bemerken zu müſſen: ad 

a) iſt es zwar allerdings richtig, daß eine vollkommen ähnliche 

Beſtimmung in dem Geſetzbuche nicht anzutreffen ſey. Allein 

es iſt nach meiner Ueberzeugung für den angegebenen Fall durchs 

aus keine analoge Beſtimmung in dem bürgerlichen Geſetzbuche zu 
finden. Denn daß das Kundmachungspatent des bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches für dieſen Fall keine analoge Anwendung haben könne, 
wurde bereits im Eingange zu dem gegenwärtigen Abſatze erwähnt. 

Allein die Abſicht des Geſetzgebers ſcheint mir für die Entſchei— 

dung der aufgeworfenen Rechtsfrage nach der von mir angegebe— 
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nen Art zu ſprechen. Denn der Geſetzgeber will, daß die in 

dem $. 1472 erwähnten Perſonen, wenn es ſich um eine Ver— 

jährung oder Erſitzung handelt, begünſtigt werden ſollen. Da 
aber dergleichen Begünſtigungen eher einſchränkend, als ausdeh— 
nend erklärt werden ſollen, fo kann man die Anordnung des §. 

1472, welcher offenbar den Fall vor Augen hat, daß dieſen 

begünſtigten Perſonen durch die ganze Verjährungs- oder Erſi— 

tzungszeit die Sache oder das Recht, das erſeſſen oder verjährt 
werden foll, zugeftanden iſt, nicht in feinem vollen Umfange 
auch auf den Fall anwenden, als dieſelben die Sache oder das 

Recht erſt während des Laufes der Erſitzungs- oder Verjährungs- 

zeit übernommen haben. Es iſt daher der Wille des Geſetzgebers 

anzunehmen, daß in dem Falle, wenn die Erſitzung gegen eine 
nicht begünſtigte Perſon begonnen hat, aber gegen eine begün— 
ſtigte Perſon vollendet werden ſoll, die noch übrige Erſitzungs— 
zeit nach dem Verhältniſſe der bereits abgelaufenen ausgedehnt 
werden ſoll. — Dieſe Bemerkung gilt auch gegen den oben sub 

p) angeführten Grund. Daß der sub c) angeführte Rechtsſatz kei— 

ne Anwendung habe, wurde bereits oben gezeigt. 

5) Iſt nun aber die oben Nr. 4. berührte Frage dahin zu 
beantworten, daß bey dem Uebergange einer Sache von einer 
nicht begünſtigten Perſon an eine begünſtigte, zur Vollendung 
der auf dieſe Sache ſich beziehenden Erſitzung noch ein ſolcher re— 
lativer Theil der außerordentlichen Erſitzungszeit gefordert werde, 
welcher bey dem Uebergange an der außerordentlichen Erſitzungs— 
zeit noch fehlte, ſo muß der Conſequenz wegen auch ein Aehnli— 
ches von dem Falle behauptet werden, wenn die Sache von einer 
begünſtigten Perſon an eine nicht begünſtigte übergegangen iſt. 

5. 1474. 

Die Eigenſchaft eines Familien- Fideicommiſſes, 
eines Erbpacht- und Erbzinsgutes geht nur durch 
einen frey eigenthümlichen Beſitz von vierzig Jah⸗ 
ren verloren. 

1) So wie es gewiſſe Perſonen gibt, welche in Anſehung 
der Erſitzung von dem Geſetze begünſtiget werden, fo gibt es auch 


[. 1474.] 63 
Sachen, denen das Geſetz die Begünſtigung einer außerordentlichen 
Erſitzungszeit zukommen läßt. — Dieſe Gegenſtände ſind nun im 
gegenwärtigen F. aufgeführt. 

2) Obſchon der Ausdruck „verloren geht“ mehr auf eine ei— 
gentliche Verjährung, als auf eine Erſitzung hinzudeuten ſcheint, 
fo zeigt doch die Stellung dieſes §. ſowohl, als der Beyſatz 
„durch einen frey eigenthümlichen Befiß”, daß hier von einer 
eigentlichen Erſitzung, und nicht bloß von einer gemeinen Verjäh— 
rung die Rede ſey. 

3) Als Grund der obigen Verfügung iſt in dem Zeiller— 
ſchen Commentare angegeben, daß bey dieſen Gütern eine größere 
Vorſicht nothwendig ſey, weil Fideicommiß- Inhaber, Erbpäch— 
ter und Erbzinsmänner viele Rechte mit einem vollſtändigen freyen 
Eigenthümer gemein haben, folglich es ihnen leicht fällt, des frey 
eigenthümlichen Beſitzes ſich anzumaſſen, und den blendenden 
Schein freyer Eigenthümer ſich zu geben. — Daraus geht klar 
hervor, daß dieſer Commentator der Anſicht ſey, auch der Nutz— 
eigenthümer ſey dieſer Erſitzung fähig, indem der oben angeführte 
Grund des Geſetzes ausſchließend nur auf ihn eine Anwendung 
hat. — Der nähmlichen Meinung iſt Hr. v. Scheidlein ), wel— 
cher ausdrücklich ſagt: „Wenn daher der Beſitzer eines Familien— 
Fideicommiſſes, eines Erbpacht- oder Erbzinsgutes dasſelbe durch 
volle vierzig Jahre als ein frey eigenthümliches Gut beſeſſen hat, 
wenn er alfo während dieſer Zeit über die Subſtanz des Fidei— 
commiß⸗Gutes verfügt, keinen Erbpachtzins, keinen Erbzins be: 
zahlet, mit einem Worte das Obereigenthum der Anwärter, des 
Erbpacht- und Erbzinsherrn nicht anerkannt hat, geht die Eigen: 
ſchaft eines Familien-Fideicommiſſes, eines Erbpacht- oder Erb— 
zinsgutes verloren, das Familien-Fideicommiß wird zu einem Al— 
lodium, das unvollſtändige Eigenthum des Erbpächters oder Erb— 
zinsmannes wird in ein vollſtändiges umgeſchaffen.“ Dagegen glaubt 
Herr R. R. Winiwarter ) nicht zugeben zu können, daß auch 
der Nutzeigenthümer eines ſolchen Gutes fähig ſey, dasſelbe frey 
eigenthümlich zu erſitzen, und daher die Anordnung des gegen— 


1) In feiner Abhandlung über die Verjährung und Erfikung, 9. 39, 
2) Am g. O. F. 24, 
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wärtigen $. lediglich auf einen dritten rechtmäßigen und redlichen 
Beſitzer eines derley Gutes beſchränken zu müſſen. Als Grund 
für dieſe Behauptung wird angeführt, daß dem Nutzungseigen— 
thümer der Regel nach der redliche Beſitz, und auf jeden Fall, 
wenn er als Nutzungseigenthümer zum Beſitze gelangte, der recht: 
mäßige Titel mangle. — Dagegen läßt ſich nun aber erwiedern, 
daß in ſo ferne dem Nutzungseigenthümer der redliche Beſitz man— 
gelt, allerdings von einer Erſitzung keine Rede ſeyn könne, daß 
dieſer Mangel aber nicht immer nothwendig bey dem Nutzungs— 
eigenthümer vorhanden ſeyn müſſe, was auch Hr. R. R. Wini— 
warter vorausſetzt, da er ſagt, daß in der Regel der redliche 
Beſitz mangle; der aus dem Mangel des rechtmäßigen Beſitzes 
hergehohlte Mangel hängt aber mit feiner Anſicht, daß derſel— 
be, wenn er erwieſen iſt, auch der dreyßig- oder vierzigjährigen 
Erſitzung hindernd im Wege ſtehe, zuſammen, eine Meinung, die 
bey Erläuterung des §. 1477 als irrig dargeſtellt werden wird. 
Ueberdieß iſt auch ein rechtmäßiger Titel des Nutzungseigen— 
thümers keineswegs ungedenkbar. Denn es läßt ſich ſehr wohl 
denken, daß Jemand, der nicht Obereigenthümer iſt, in den Be— 
ſitz des Obereigenthums gelangt, und der Nutzungseigenthümer 
mit dieſem einen Vertrag abſchließt, zufolge welchem er künftig 
das Nutzungseigenthum als frey eigenthümlich beſitzen ſoll. 

4) Dagegen ſcheint die von der ausgeſprochenen Anſicht des 
Hrn. Hofrathes v. Zeiller abweichende Behauptung dieſes Schrift— 
ſtellers, daß der gegenwärtige F. nur von unbeweglichen Gütern 
und zwar nur von dem Falle zu verſtehen ſey, wenn das freye 
Eigenthum derſelben bloß durch den natürlichen Beſitz erſeſſen wer— 
den ſoll, hinlänglich begründet zu ſeyn. Denn bey Auslegung 
eines Geſetzes iſt nicht nur auf die eigenthümliche Bedeutung der 
Worte in ihrem Zuſammenhange, ſondern auch auf die klare Ab— 
ſicht des Geſetzgebers zu ſehen. Nun dürfte es aber keinem 
gegründeten Zweifel unterliegen, daß der Wille des Geſetzge— 
bers dahin gerichtet ſey, daß nur in jenen Fällen eine außeror— 
dentliche Erſitzungszeit von vierzig Jahren einzutreten habe, für 
welche nach dem Geſetze die ordentliche Erſitzungszeit auf dreyßig 


Jahre feſtgeſetzt iſt. 
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5) Sowohl Hr. Hofrath v. Zeiller, als Hr. R. R. von 
Scheidlein behaupten weiter, daß, wenn von der Zeit an, als 
der Fideicommiß-Inhaber, der Erbpächter oder der Erbzinsmann 
das Gut als ein frey oder vollſtändig eigenthümliches zu beſitzen 
angefangen haben, bereits vierzig Jahre verſtrichen ſeyn, und ſo— 
hin die Erſitzung vollendet worden, es zur Erlangung des freyen 
und vollſtändigen Eigenthums des Gutes nicht nothwendig ſey, 
daß die Umſtaltung des bisher unvollſtändig geweſenen Eigenthums 
in ein vollſtändiges den öffentlichen Büchern einverleibt werde. | 
Handelt es ſich um die Geltendmachung des erſeſſenen Rechtes 
gegen denjenigen, gegen welchen dasſelbe erſeſſen worden iſt, 
ſo iſt gegen dieſe Behauptung nichts zu erinnern; handelt es ſich 
aber um die Geltendmachung dieſes Rechtes gegen denjenigen, dem 
erſt nach der Hand das Obereigenthum übertragen worden iſt, 
fo ſteht dieſer Behauptung der $. 1500 entgegen. 


b. 1475. 


Der Aufenthalt des Eigenthümers außer der Pro— 
vinz, in welcher ſich die Sache befindet, ſteht der 
ordentlichen Erſitzung und Verjährung in ſo weit 
entgegen, daß die Zeit einer willkührlichen und 
ſchuldloſen Abweſenheit nur zur Hälfte, folglich 
ein Jahr nur für ſechs Monathe gerechnet wird. 
Doch ſoll auf kurze Zeiträume der Abweſenheit, 
welche durch kein volles Jahr ununterbrochen 
gedauert haben, nicht Bedacht genommen, und 
überhaupt die Zeit nie weiter als bis auf drey— 
ßig Jahre zuſammen ausgedehnt werden. Schuld— 
bare Abweſenheit genießt keine Ausnahme von 
der ordentlichen Verjährungszeit. 

1) Eine beſondere Art der Berechnung ſchreibt das Geſetz 
vor, wenn der Eigenthümer, gegen den erſeſſen oder verjährt wer— 
den ſoll, abweſend iſt, weil es für einen Abweſenden ſchwerer iſt, 
über ſeine Rechte zu wachen. Doch wird in dieſer Rückſicht 
nur derjenige für abweſend gehalten, welcher ſich außer der 

Nippel's Commentar IX. Thl. 5 
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Provinz aufhält, in welcher ſich die Sache, in Anſehung welcher 
erſeſſen oder verjährt werden ſoll, oder in Betreff perſönlicher 
Verbindlichkeiten die Perſon, welche ſich auf die Verjährung be— 
ruft, befindet, oder eigentlich, wo die Verbindlichkeit in Erfül— 
lung gebracht werden ſoll. Dieſer letztere Beyſatz erſcheint zwar 
im Geſetze nicht, allein der Grund des Geſetzes paſſet offen— 
bar auch für den Fall, wenn es ſich um Erlöfchung eines perſön— 
lichen Sachenrechtes handelt; denn es iſt gleichviel, ob der Ge— 
genſtand der Erſitzung oder Verjährung eine körperliche Sache 
oder ein Recht iſt, — immer fällt es dem Abweſenden ſchwerer, 
ſeine Rechte zu bewahren. Man kann dieſe Ausdehnung der 
Anordnung des gegenwärtigen F. auf perſönliche Sachenrechte 
keineswegs als eine unzuläſſige ausdehnende Erklärung des Geſe— 
tzes anſehen, denn auch Rechte werden im weitern Sinne des 
Wortes unter Sachen gerechnet. — So wie nun der Beſitz eines 
Rechtes in der Ausübung desſelben beſteht (F. 313), fo kann 
in Beziehung auf Rechte unter dem Orte, wo ſie ſich befinden, 
nur derjenige verſtanden werden, wo ſie ausgeübt werden, d. i. 
wo die Verbindlichkeit zu leiſten iſt. 

2) Aus dem Ausdrucke des Geſetzes, „daß die Zeit einer 
willkührlichen und ſchuldloſen Abweſenheit u. ſ. w,“ könnte 
man zu ſchließen verſucht werden, daß bey einer unwillkührlichen 
Abweſenheit die gegenwärtige geſetzliche Anordnung nicht in An— 
wendung zu kommen habe. — Für einige Fälle der unwillkühr— 
lichen Abweſenheit hat das Geſetz auch wirklich etwas Beſonderes 
feſtgeſetzt ($. 1496). Für alle übrigen Fälle der unwillkührlichen 
und ſchuldloſen Abweſenheit muß aber ohne Zweifel nach der kla— 
ren Abſicht des Geſetzgebers, der doch eine unwillkührliche Abs 
weſenheit nicht weniger als eine willkührliche begünſtigen wollte, 
die gegenwärtige Vorſchrift um ſo mehr in Anwendung kommen, 
als die Schlußworte des gegenwärtigen $. nur eine ſchuldbare 
Abweſenheit von der hier ausgeſprochenen Begünſtigung aus neh— 
men. Zur Vermeidung eines möglichen Mißverſtändniſſes dürfte 
es vielleicht beſſer geweſen ſeyn, wenn geſagt worden wäre: „daß 


die Zeit einer obgleich willkührlichen, jedoch ſchuldloſen Abweſen— 
heit u. ſ. w.“ 
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3) Die Begünſtigung der ſchuldloſen Abweſenheit beſteht nach 
dem gegenwärtigen $. darin, daß die Zeit derſelben nur der Hälfte 
nach in Berechnung kommt, und folglich ein Jahr nur für ſechs 
Monathe gilt. Dieſe Begünſtigung unterliegt aber dreyen Be— 
ſchränkungen: a) tritt ſelbe nur bey der ordentlichen, nicht aber 
auch bey der außerordentlichen Erſitzung oder Verjährung, ſie mag 
kürzer oder länger als die ordentliche ſeyn, in Anwendung; b) 
iſt auf eine Abweſenheit, welche kein volles Jahr ununterbrochen 
gedauert hat, keine Rückſicht zu nehmen, und c) darf die Zeit 
nie weiter als bis auf dreyßig Jahre zuſammen ausgedehnt werden. 
N 4) In Anſehung der eigentlichen Bedeutung dieſer letzteren 
Beſchränkung herrſchen unter den öſterreichiſchen Rechtsgelehrten 
verſchiedene Meinungen. Hr. Hofrath v. Zeiller ſagt in ſeinem 
Commentare, daß in dem Falle, als Jemand eine Sache durch 
dreyßig Jahre redlich beſeſſen hat, auf den Umſtand, daß der 
Eigenthümer allenfalls den ganzen Zeitraum hindurch abweſend 
war, keine Rückſicht genommen werde. — Einer gleichen Mei: 
nung iſt auch Hr. R. R. v. Scheidlein ). Hr. R. R. Wini⸗ 
warter 2) dagegen bemerkt, daß der Ausdruck „ausdehnen“ hier 
offenbar unrichtig gebraucht werde, indem wegen Abweſenheit die 
Zeit nicht ausgedehnt, ſondern vielmehr auf die Hälfte zuſammen 
gezogen werde. Wenn der Sinn des Geſetzes der wäre, den Hr. 
v. Zeiller und Hr. v. Scheidlein annehmen, daß nähmlich die 
in dieſem $. auögefprochene Verfügung nur bey der Verjährungs— 
zeit unter dreyßig Jahren Anwendung habe, ſo hätte dieſes viel 
einfacher und deutlicher, ungefähr mit den Worten, wie im preu— 
ßiſchen Landrechte: „Bey dieſer längeren Verjährung (von drey— 
ßig Jahren) bedarf es keiner Verdoppelung der Zeit, wenn gleich 
der, welchem ſie entgegen ſteht, abweſend geweſen iſt,“ geſagt 
werden können. Dieſer Schriftſteller glaubt daher, die sub a 
angeführten Worte dahin deuten zu müſſen: daß die Zeit der 
Abweſenheit nur ſo lange der Hälfte nach zu berechnen ſey, bis 
die ganze Dauer derſelben zuſammen dreyßig Jahre ausmacht, 
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in Anſehung der übrigen Zeit komme daher die Abweſenheit nicht 
mehr in Betrachtung. Würde daher Jemand im Ganzen drey⸗ 
ßig Jahte abweſend geweſen ſeyn, ſo ſeyen dieſe dreyßig Jahre 
für fünfzehn zu zählen, und es wäre in dem Falle, wo es ſich 
um eine dreyßigjährige Verjährung handelte, nun gleichgültig, ob 
er während der übrigen fünfzehn Jahre anweſend oder abweſend 
iſt; die längſte Dauer der Verjährungszeit wegen Abweſenheit 
wäre demnach der Zeitraum von 45 Jahren. N 

Allein die Behauptung, daß der Ausdruck „ausdehnene im ger 
genwärtigen F. unrichtig gebraucht werde, ſcheint mir keineswegs 
richtig. Denn die Zuſammenziehung der Zeit geſchieht nur in 
der Berechnung, aber nicht in der Wirklichkeit; vielmehr wird 
eben durch das Zuſammenziehen der Zeit bey der Berechnung 
die Verjährungs- oder Erſitzungszeit in der Wirklichkeit aus— 
gedehnt. Derjenige, der gegen einen fortwährend Abweſenden eine 
bewegliche Sache erſitzen will, hat eben dadurch, daß die Zeit der 
Abweſenheit nur zur Hälfte gerechnet wird, den Ablauf von ſechs 
Jahren abzuwarten nothwendig, während bey einem Anweſenden 
der Verlauf eines Zeitraums von drey Jahren genüget. Iſt es daher 
nicht fprachrichtig, wenn man ſagt, daß in dieſem Falle die Er— 
ſitzungszeit auf ſechs Jahre ausgedehnt werde? In dem hier 
oben von Hrn. R. R. Winiwarter angeführten Beyſpiele würde 
die Erſitzungszeit durch dieſe Berechnungsart nicht auf dreyßig, 
ſondern auf fünf und vierzig Jahre ausgedehnt. Der Rückblick 
auf den $. 615 III. Th. des galliziſchen Geſetzbuches als Ent: 
wurf des gegenwärtigen überzeugt mich vollends von der Rich— 
tigkeit der Anſicht des Hrn. Hofrathes v. Zeiller. Dieſer §. ent— 
hält im Weſentlichen die nähmliche Beſtimmung, wie der gegen— 
wärtige F. dieſes Geſetzbuches, anftatt des Satzes, um deſſen Er: 
läuterung es ſich hier handelt, kommt darin Folgendes vor: Doch 
ſoll die Zeit nie weiter als bis auf dreyßig Jahre zuſammen ver— 
doppelt werden. Daß hier der Ausdruck „verdoppeln“ unrich— 
tig ſtatt halbieren geſetzt war, iſt wohl eine Behauptung, die erſt 
zu erweiſen ſeyn dürfte. Denn in der That wird eben dadurch, 
wenn die Zeit der Abweſenheit nur zur Hälfte angerechnet wird, 
die Erſitzungszeit wirklich verdoppelt. Denn, wenn Ein Jahr 
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nur für ſechs Monathe gerechnet wird, fo iſt für den Erſitzenden 
gerade die doppelte Zeitfriſt erforderlich, um in der Erſitzung ſo 
weit vorzurücken, als er außer dem Falle der Abweſenheit ge— 
kommen ſeyn würde. Wer außer dem Falle der Abweſenheit 
drey Jahre zur Erſitzung nöthig gehabt hätte, bedarf im Falle 
der Abweſenheit des Eigenthümers ſechs Jahre, er muß daher die 
ordentliche Erſitzungszeit verdoppeln. Der $, ordnet nun an, daß 
durch dieſe Verdoppelung kein längerer Zeitraum als von drey— 
ßig Jahren entſtehen dürfe. In dem $. 1475 des gegenwär— 
tigen Geſetzbuches wollte der Geſetzgeber durch die Worte, „die 
Zeit dürfe nie weiter als bis auf dreyßig Jahre zuſammen aus— 
gedehnt werden,“ gewiß keine andere Beſtimmung feſtſetzen, als 
dießfalls in dem galliziſchen Geſetzbuche geſchehen iſt. Dieſe 
Worte müſſen daher dahin ausgelegt werden, daß die Zeit der 
Abweſenheit und der Anweſenheit zuſammen nie mehr als drey— 
ßig Jahre ausmachen dürfen. 

5) Unter dem Ausdrucke „ſchuldbare Abweſenheit“ kann 
keine andere verſtanden werden, als welche in einem Vergehen 
oder einer rechtswidrigen Handlung ihren Grund hat, z. B. eigen— 
mächtige Auswanderung, Flucht, um ſich einer gerichtlichen Un— 
terſuchung, oder dem Andringen der Gläubiger u. ſ. w. zu ent— 
ziehen 9). 

b. 1476. 

Auch derjenige, welcher eine bewegliche Sache un⸗ 
mittelbar von einem unechten, oder von einem 
unredlichen Beſitzer an ſich gebracht hat, oder 
ſeinen Vormann anzugeben nicht vermag, muß 
den Verlauf der ſonſt ordentlichen Erſitzungszeit 
doppelt abwarten. 

Der Grund der gegenwärtigen Vorſchrift iſt, wie Hr. v. 
Zeiller in ſeinem Commentare anführt, weil unechte und unred— 
liche Beſitzergreifungen gewöhnlich ſehr verheimlichet werden, folg— 
lich dem Eigenthümer die Erforſchung, und die auf einen kürze⸗ 
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70 [$. 4477.] 


ren Zeitraum befchränfte Zurückforderung ſeines Eigenthums ver: 
eiteln; der Geſetzgeber ſucht nun dadurch die Erreichung diefer 
Abſicht zu erſchweren, indem es die Bürger nöthigt, in ihrem 
Verkehre auf ihrer Huth zu ſeyn, und bey Anſichbringung der 
Sachen ſich immer genau über die Perfon des Veräußerers zu 
unterrichten. In den meiſten Fällen wird auch derjenige, der 
ſeinen Vormann anzugeben nicht im Stande iſt, auch die Recht— 
mäßigkeit ſeines Titels, durch welchen er zum Beſitze einer Ga: 
che gelangt iſt, nachzuweiſen außer Stande feyn, in welchen Fäl- 
len ohnehin ein dreyßigjähriger Zeitraum zur Erſitzung nothwen— 
dig erſcheint. 
5. 1477, 

Wer die Erſitzung auf einen Zeitraum von dreyßig 
oder vierzig Jahren ſtützt, bedarf keiner Angabe 

des rechtmäßigen Titels. Die gegen ihn erwie— 

ſene Unredlichkeit des Beſitzes ſchließt aber auch 

in dieſem längeren Zeitraume die Erſitzung aus. 

1) Obwohl in der Regel derjenige, welcher ſich im Befiße 
einer Sache befindet, den Titel feines Beſitzes anzugeben nicht 
verbunden iſt, fo leidet doch dieſe Regel in dem Falle eine Aus— 
nahme, wenn ſich Jemand ausdrücklich auf die Erſitzung beruft. 
Dieſer muß (aber gleichfalls nur in der Regel) den Titel ſeines 
Beſitzes angeben, und in ſo fern er von ſeinem Gegner in Ab— 
rede geſtellt würde, auch erweiſen. 

2) Eine Ausnahme von der Regel, daß derfenige, der ſich 
auf die Erſitzung beruft, feinen Titel anzugeben, und rückſichts— 
weiſe zu erweiſen habe, tritt nach der Vorſchrift des gegenwär— 
tigen $. dann ein, wenn die Erſitzung auf einen Zeitraum von 
dreyßig oder vierzig Jahren geſtützt wird. In einem ſolchen 
Falle hat derjenige, der ſich auf die Erſitzung beruft, gar nicht 
nöthig, den Titel ſeines Beſitzes anzugeben. 8 

3) Einem Zweifel unterliegt die Beantwortung der Frage, 
ob in dem Falle, als derjenige, gegen welchen erſeſſen werden 
ſoll, den Beweis der Unrechtmaͤßigkeit des Beſitzes liefert, die 
Erſitzung gehindert werde? Hr. Hofrath v. Zeiller ſagt ie ſei⸗ 
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nem Commentare, daß der lange Beſitz nicht nur die Vermu— 
thung eines rechtmäßigen Titels gründe, ſondern ſelbſt zum Rechts— 
grunde der Erſitzung diene. — Anderer Meinung iſt jedoch Hr. 
R. R. v. Scheidlein ), und Hr. R. R. Winiwarter ), welche 
behaupten, daß der langjährige Beſitz bloß eine Vermuthung des 
rechtmäßigen Titels begründe, und daß daher in dem Falle, als 
der Gegner ſich erbiethen würde, zu beweiſen, daß der Beſitzer die 
Sache ohne einen rechtmäßigen Titel an ſich gebracht habe, der— 
ſelbe zur Führung dieſes Beweiſes zugelaffen werden müßte. In 
fo fern ſich derjenige, gegen den die Erſitzung behauptet wird, 
darauf beruft, daß ſeinem Gegner die Sache verpfändet, gelie— 
hen, zur Verwahrung oder Fruchtnießung gegeben worden, ſo 
kann an der Richtigkeit dieſer Behauptung kaum gezweifelt wer— 
den, und obſchon Hr. Hofrath v. Zeiller bey Erläuterung des 
gegenwärtigen §. ſelbſt dieſen Fall von feiner oberwähnten Be— 
hauptung nicht ausdrücklich ausnimmt, fo zeigt doch feine Etläu— 
terung des §. 1493 Nr. 5, daß er dieſen Fall von feiner Be— 
hauptung ausgenommen wiſſen wolle. Daß aber außer dieſem 
Falle die von dem Gegentheile erwieſene Unrechtmäßigkeit des 
Beſitzes die Erſitzung nicht hindere, gibt aber ſowohl der Schlußs 
ſatz des gegenwärtigen $., nach welchem bloß die erwieſene Un— 
redlichkeit des Beſitzes in dieſem längeren Zeitraume die Er— 
ſitzung ausſchließt, als der $. 1493, welcher verfügt, daß bey einer 
Erſitzung von dreyßig oder vierzig Jahren die Einrechnung auch 
ohne einen rechtmäßigen Titel Statt finde, deutlich 
zu erkennen. Hr. R. R. Winiwarter führt zwar dagegen an: 
daß, wenn man den gegenwärtigen $. auf die oben bezeichnete 
Art auslegen wollte, dieſer mit dem §. 1460, der zur Erſitzung 
überhaupt einen rechtmäßigen Titel fordert, dann mit dem §. 
1462, welcher von den unrechtmäßigen Beſitzern ausſage, daß ſie 
und ihre Erben niemahls, alſo auch nicht in dreyßig oder vier— 
zig Jahren erſitzen können, in Widerſpruch gerathen würde. Als 
lein der hierin zwiſchen dem §. 1460 und dem gegenwärtis 
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gen F. ſich zeigende ſcheinbare Widerſpruch wird durch die Be— 

merkung, daß jener als die Regel, dieſer als die Ausnahme an— 

zuſehen ſey, zur Genüge aufgeklärt. Was den §. 1462 anbe⸗ 
langt, fo ſpricht derſelbe keineswegs aus, daß unrechtmäßige Bes 
ſitzer im Allgemeinen niemahls erſitzen können, ſondern derſelbe 
führt diejenigen Arten des unrechtmäßigen Beſitzes ſpeziell auf, 
welche die Erſitzung für immer hindern. Der K. 1462 iſt daher, 
wie Hr. Pachmann bereits bemerkte, als eine zur Regel wieder 
zurückkehrende Unterausnahme anzuſehen. In den Fällen des $. 

1462 iſt es nicht ſowohl der bloße Abgang des rechtmäßigen Ti⸗ 

tels allein, als vielmehr das Daſeyn eines in Abſicht auf Er— 

ſitzung ganz entgegengeſetzten Titels, was der Erſitzung im We— 
ge ſteht ). 

4) Anders verhält es ſich aber in Bezug auf die Redlich— 
keit des Beſitzes. Ein unredlicher Beſitzer iſt zur Erſitzung plat— 
terdings unfähig, und kann eine Sache durch einen auch noch 
ſo langen Zeitraum nie erſitzen. Da jedoch die rechtliche Ver— 
muthung für die Redlichkeit des Beſitzes ſtreitet, ſo muß die Un— 
redlichkeit erwleſen werden. Die gegen den Befiger erwieſene 
Unredlichkelt ſchließt alſo auch in dem längeren Zeitraume von 
dreyßig oder vierzig Jahren die Erſitzung aus. 

b. 1478. 
Verjährungszeit, ordentliche. 

In ſo fern jede Erſitzung eine Verjährung in ſich 
begreift, werden beyde mit den vorgeſchriebenen 
Erforderniſſen in Einem Zeitraume vollendet. 
Zur eigentlichen Verjährung aber iſt der bloße 
Nichtgebrauch eines Rechtes, das an ſich ſchon 
hätte ausgeübt werden können, durch dreyßig 
Jahre hinlänglich. 

1) Bisher wurde hauptſächlich von der Erſitzung gehandelt. 
Jede Erſitzung ſchließt eine Verjährung in ſich, denn, indem für 
den einen Theil durch die Erſitzung ein Recht erwächſt, welches 
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ihm ohne dieſelbe nicht zugekommen ſeyn würde, geht nach der 
Natur der Sache für den anderen Theil ein Recht durch den 
Verlauf der Zeit verloren, worin nach dem im F. 1451 aufge— 
ſtellten Begriffe die Verjährung beſteht. Wenn aber dieſer Fall 
eintritt, iſt die Verjährung eine bloße Folge der Erſitzung, und 
es kommt in demſelben nur darauf an, daß alle Erforderniſſe zur 
Erſitzung vorhanden ſeyn, daher werden auch beyde in einem 
Zeitraume vollendet. 

2) Die eigentliche Verjährung gründet ſich aber lediglich in 
dem Umſtande, daß ein Recht während der vom Geſetze beſtimm— 
ten Zeit nicht ausgeübt worden iſt, obſchon es in ſelbem hätte 
ausgeübt werden können. — Das Geſetz beſtimmt nun dieſen 
Zeitraum im Allgemeinen auf dreyßig Jahre, wovon es jedoch 
Ausnahmen gibt, indem für manche Fälle ein kürzerer ($$. 1480, 
1486, 1487, 1488, 1489, 1490, 1491, 1492), für andere aber 
ein längerer Zeitraum ($$. 1484, 1485) feſtgeſetzt iſt; einige 
Rechte werden von dem Geſetze ſogar für unverjährbar erklärt 
($$. 1456, 1481 — 1483). 

3) Es liegt in der Natur der Sache, daß von Verjährung 
eines Rechtes in fo lange keine Rede ſeyn konne, als ſelbes noch 
nicht zur Exiſtenz gelangte. Denn ſo lange die Ausübung eines 
Rechtes nicht rechtlich möglich war, können auch aus der Nicht— 
ausübung keine widrigen Folgen entſtehen. Bey Rechten ſohin, 
welche an eine aufſchiebende Bedingung, oder an einen gewiſſen 
Zeitraum gebunden find, kann die Verjährung erſt von dem Zeit— 
puncte an beginnen, als die Bedingung eingetroffen, oder der be— 
ſtimmte Zeitraum herangekommen iſt. Dieſes gilt ſogar fuͤr 
den Fall, als das Recht von einer willkührlichen Bedingung im 
engeren Sinne (F. 696 Nr. 11) abhängig gemacht wurde; denn 
immer bleibt es wahr, daß das Recht noch nicht beſteht, ſomit 
auch, weil es noch nicht beſteht, zu ſeyn nicht aufhören könne. 
Nur dürfte man verſucht werden, die Meinung anzunehmen, 
daß das Befugniß, das zugedachte Recht durch Erfüllung der Bes 
dingung zu erwerben, durch Verlauf eines dreyßigjährigen Zeit 
raumes, binnen welchem man die Bedingung hätte in Erfüllung 
bringen können, verloren gehe. Es hätte z. B. der Erblaſſer Je⸗ 
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manden ein Legat unter der Bedingung vermacht, daß er ſich ver— 
eheliche. Allein die Erfüllung der Bedingung, unter welcher 
Jemanden ein Recht zugedacht iſt, kann als keine Ausübung des 
Rechtes, das zugedachte Recht zu erwerben, angeſehen werden, 
indem ohne Rückſicht auf das zugedachte Recht die Bedingung 
in Erfüllung gebracht werden kann. In ſo ferne man aber die 
Handlung, wodurch die Bedingung erfüllt wird, als eine Aus— 
übung des Befugniſſes, das zugedachte Recht zu erwerben, anſe— 
hen wollte, müßte man folgerecht behaupten, daß das Befugniß 
zur Unternehmung dieſer Handlung verloren gehe, was gewiß 
ein Unſinn wäre. 

4) Auch bey Rechten, welche wirklich ſchon exiſtiren, kann 
die Verjährungszeit doch erſt von dem Zeitpuncte an zu laufen 
beginnen, als die Ausübung des Rechtes rechtlich möglich ges 
worden iſt. Wer z. B. Jemanden ein Darleihen macht, das 
in zehn Jahren zurückzuzahlen iſt, erhält zwar ſchon von dem 
Augenblicke des zugezählten Darleihens ein Forderungsxrecht; 
da er aber vor zehn Jahren kein Recht hat, dasſelbe in Aus— 
führung zu bringen, ſo kann erſt von dieſem Zeitpuncte an 
die Verjährung berechnet werden. Aus eben dieſem Grunde 
glaube ich auch die Behauptung aufſtellen zu dürfen, daß in dem 
Falle, als Jemanden ein Darleihen gegen Aufkündigung gegeben 
worden iſt, die Verjährung erſt nach dem Zeitpuncte, als bereits 
eine Aufkündigungsfriſt verfloſſen iſt, zu laufen anfange, ſo, daß 
wenn z. B. eine vierteljährige Aufkündigung feſtgeſetzt worden iſt, 
die Verjährung vor Ablauf eines Vierteljahres nicht anfangen 
könne; denn es ſteht in dieſem Falle dem Darleiher zwar frey, 
ſogleich nach gemachtem Darleihen das ſelbe wieder aufzukündigen, 
aber für keinen Fall kann er vor Ablauf des Vierteljahres die 
Zurückzahlung fordern. N | 

5) Durch den Ausdruck des gegenwärtigen $. „das an ſich 
hätte ausgeübt werden können, ſcheint der Geſetzgeber nur die 
rechtliche Möglichkeit der Ausübung bezeichnen zu wollen. War 
daher die Ausübung nicht wegen der Natur des Rechtes ſelbſt, 
ſondern wegen zufälliger Umſtände nicht möglich, z. B. der Berech⸗ 
tigte wußte nicht, daß ihm das Recht zuſtehe, ſo ſchützt dieſe Un⸗ 
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möglichkeit der Regel nach von der Verjährung nicht. Zwar 
kommen in den Geſetzen ausdrücklich mehrere Ausnahmen von 
dieſer Regel vor (§§. 1494 — 1496); aber gerade dieſe Aus— 
nahmen beſtätigen die Regel in allen nicht ausdrücklich ausgenom— 
menen Fällen. So lange daher z. B. das Teſtament nicht 
publizirt iſt, iſt deſſen Beachtung rechtlich nicht zuläſſig, es kann 
alſo bis zu dieſer Zeit keine Verjährungszeit laufen; iſt aber das 
Teſtament einmahl publizirt, ſo fängt die Verjährungszeit zu lau— 
fen an, wenn auch der geſetzliche Erbe aus zufälligen Hinde— 
rungsgründen nicht in die Kenntniß des Inhaltes desſelben ge— 
kommen iſt. ö 

6) Bey der eigentlichen Verjährung iſt von keinem Beſitze 
die Rede, daher fällt auch alles dasjenige weg, was von der 
Echtheit, Rechtmäßigkeit und Redlichkeit des Beſitzes geſagt worden 
iſt. Es läßt ſich zwar auch bey der Verjährung unterſcheiden, ob 
der Verjährende redlich oder unredlich zu Werke geht, z. B. ob 
er wiſſe, daß er dem Andern ſchuldig ſey, oder nicht; da aber 
der Grund des Verluſtes eines Rechtes nicht in einer Handlung 
oder Unterlaſſung des Verpflichteten, ſondern lediglich in der Un— 
terlaſſung der Ausübung des Rechtes auf Seite des Berechtigten 
beruht, fo kömmt hier die unredliche Geſinnung des Verpflich— 
teten um ſo weniger in Betrachtung, als auch bey dem Bewußtſeyn 
der Verpflichtung die Nichterfüllung derſelben nicht gerade in einer 
unredlichen Geſinnung des Verpflichteten beruhen muß, ſondern 
auch in Vergeßlichkeit, oder darin beruhen kann, daß es dem 
Verpflichteten ſchwer fällt, ſeiner Verbindlichkeit nachzukommen. 
Nur in jenen Fällen, wo zur Begründung einer kürzeren Verjäh— 
rungsfriſt ſelbſt von Seite des Verjährenden eine pofitive Hands 
lung erfordert wird (§. 1488), und daher wenigſtens ein dem 
Beſitze ähnliches Verhältniß eintritt, kann die Frage entſtehen, 
ob nicht hier wenigſtens die Redlichkeit oder Unredlichkeit des Ver⸗ 
jährenden in Betrachtung zu ziehen ſey, welche Frage an dem zus 
koͤmmlichen Orte (§. 1488) beantwortet wird ). 


1) Man ſehe die Abhandlung des Hrn. R. R. Winiwarter, (. 28 u. 27. 
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0, 1479, 

Ale Rechte gegen einen Dritten, fie mögen den 
öffentlichen Büchern einverleibt ſeyn oder nicht, 
erlöſchen alſo in der Regel längſtens durch den 
dreyßigjährigen Nichtgebrauch, oder durch ein ſo 
lange Zeit beobachtetes Stillſchweigen. 

1) Der Verjährung unterliegen in der Regel alle Rechte ge— 
gen einen Dritten (oder eigentlich gegen einen Anderen, denn nur 
das Rechtsverhältniß zwiſchen Zweyen kommt hier in Betrach— 
tung), d. i. ſolche, vermöge welcher man von einem Andern eine 
Leiſtung aus dem Seinigen, ſie mag in Geben, Thun oder Leiden 
beſtehen, und ohne Unterſchied, ob fie den öffentlichen Büchern eins 
verleibt iſt, anſpricht. Hingegen Rechte, welche die eigene Per— 
ſon oder Sache zum Gegenſtande haben, ſind ſo lange unver— 
jährbar, als nicht ein Anderer in den Beſitz eines entgegen ſtehenden 
Rechtes gelangt, und dadurch zu erſitzen in den Stand geſetzt wird. 
Daher iſt z. B. das Recht, ein Darleihen zurück zu fordern, ver— 
jährbar, weil der Schuldner durch die Uebergabe Eigenthümer der 
verzehrbaren Sache geworden iſt, und daher die Zurückzahlung aus 
ſeinem Eigenen leiſten ſoll; das Recht dagegen, die geliehene Sa— 
che von dem Entlehner oder deſſen Erben zurück zu fordern, un— 
verjährbar, weil die geliehene Sache ein Eigenthum des Verlei— 
hers geblieben iſt, und dieſes nur durch eine entgegenſtehende Er— 
ſitzung erlöſchen könnte 1). Nur das Recht auf eine verlorne, 
und von einem Andern gefundene Sache macht hievon eine Aus— 
nahme, indem in dieſem Falle das Recht des Eigenthümetrs auf 
die gefundene Sache nach Verlauf des geſetzlichen Verjährungster— 
mines verloren geht, und an den Finder übertragen wird (F. 392). 

2) Ich habe oben (Nr. 1) bedächtlich nur vom Geben, Thun 
oder Leiden gefprochen, und von Unterlaſſungen, obfchon fie im 
weiteren Sinne auch zu den Leiſtungen gerechnet werden (F. 921), 
geſchwiegen, weil ich glaube, daß fie füglich nicht hieher gerech— 
net werden können, da die Ausübung eines Rechtes auf Unter⸗ 
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faffungen den Verſuch einer usucapio libertatis von der andern 
Seite vorausſetzt, daher das bloße Stillſchweigen, welches das 
Geſetz hier zur Verjährung für zureichend erkläret, die Verfäh— 
rung dieſes Rechtes nicht nach ſich ziehen kann; iſt aber eine ſol— 
che usucapio libertatis vor ſich gegangen, ſo tritt nicht die Vor— 
ſchrift des gegenwärtigen, ſondern des §. 1488 in Anwendung. 
Wenn z. B. Jemanden das Servitutsrecht zuſteht, über das Feld des 
Andern zu fahren, fo geht dasſelbe nach dreyßig Jahren verloren, 
wenn der Berechtigte während dieſer Zeit von ſeinem Rechte keinen 
Gebrauch gemacht hat, ohne daß hierzu erforderlich iſt, daß der 
Verpflichtete ſich wahrend dieſer Zeit einmahl der Ausübung dieſes 
Rechtes widerſetzt hat; kommt aber Jemanden in Beziehung auf 
das nachbarliche Haus das Servitutsrecht des Nichthöherbauens 
zu, ſo verliert er dieſes Recht nicht, wenn er auch während die— 
fer dreyßig Jahre gar keine Handlung unternommen hat, welche 
auf die Ausübung dieſes Rechts hindeutete, ſo lange von der an— 
dern Seite kein Verſuch gemacht worden iſt, ſich in den Beſitz 
der Freyheit des Eigenthums zu ſetzen; hat aber der Verpflich— 
tete wirklich eine dieſem Servitutsrechte entgegenſtrebende Hand— 
lung unternommen, und hat es der Berechtigte dabey bewenden 
laſſen, fo geht fein Recht nicht erſt nach einem Zeitraume von 
dreyßig, ſondern ſchon nach drey Jahren verloren ($. 1488). 

3) Die Einverleibung eines Rechtes in den öffentlichen Büchern 
iſt noch keine Ausübung der Rechte ſelbſt, die lediglich in poſiti— 
ven Handlungen beſteht. Es kann daher auch ein ſolches Recht 
durch eine dreyßigjährige Nichtausübung verloren gehen. Ueber— 
dieß läßt, wie Hr. Winiwarter bemerkt, das Geſetz die Verfäh— 
rung dieſer Rechte zu, weil öfters die Eintragung in den öffent— 
lichen Büchern nicht gelöſcht wird, ungeachtet die dabey zum Grun— 
de liegenden Rechte ſchon lange aufgehoben, oder fo in Vergeſ— 
ſenheit gerathen find, daß Niemanden an der Erhaltung derſel— 
ben mehr gelegen iſt. 

4) Eine Art, Rechte, welche etwa ſchon aufgehoben worden 
ſind, aus den öffentlichen Büchern löſchen zu machen, iſt bey Er— 
läuterung des F. 469 Nr. 8 erwähnt worden. 
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5) Viele Lehrer des gemeinen Rechtes find der Meinung, 
daß durch Verjährung bloß die Klage, nicht aber das ganze Recht 
des Gegners, in fo fern es nähwlich mittelſt einer Einrede ans 
noch geltend gemacht werden könnte, verloren gehe. Zu dieſer 
Behauptung geben die römiſchen Geſetze dadurch Anlaß, daß meh— 
rere derſelben immer nur von Verjährung der Klagen ſprechen, 
ohne zugleich von dem Rechte ſelbſt eine Erwähnung zu machen. 
Allein das öſterreichiſche Geſetzbuch biethet keinen Anhaltspunct 
dar, eine ähnliche Behauptung auch nach ſelbem aufzuſtellen; zum 
wenigſten geht aus gegenwärtigem F. ganz zweifelsfrey hervor, daß 
alle Rechte nach Verlauf eines Zeitraumes von dreyßig Jahren 
gänzlich erlöſchen, fo, daß ſelbe auch nicht mehr als Einreden ange— 
bracht werden können. Nur in einigen Fällen, wo das Geſetz eine 
kürzere Verjährungszeit, als die ordentliche von dreyßig Jahren, 
feſtgeſetzt hat, iſt von Verjährung der Klagen, und nicht des Rech— 
tes felbft die Rede (SS. 1489 u. 1490). Es wird daher auch 
bey Erläuterung dieſer §. dieſer Gegenſtand in Beziehung auf 
dieſe ſpeciellen Fälle einer Erörterung unterzogen werden. Im 
Allgemeinen wird aber ſchon hier bemerkt, daß das öſterreichiſche 
Geſetzbuch keinen Unterſchied zwiſchen Verjährung der Rechte und 
Verjährung der Klagen kenne, da verjährte Rechte, und Rechte, 
welche mit keiner Klage verbunden ſind, in dieſer Beziehung ein— 
ander vollkommen gleichgeſtellt ſind, wie aus dem §. 1432 er— 
hellet. Auch glaube ich mich hier auf dasjenige beziehen zu müſ— 
fen, was ich bey Erläuterung des §. 943 Nr. 2, in dieſer Pins 
ſicht bemerkt habe. 

6) Was bisher von der Verjährung der Rechte geſagt wor— 
den iſt, gilt jedoch nur von denjenigen, welche ihrer Natur oder 
der geſetzlichen Vorſchrift nach durch eine Klage gegen Andere 
geltend gemacht werden können, oder wenigſtens eine poſitive 
Handlung zu ihrer Ausübung erfordern; nicht aber von denjenis 
gen, die man nur als Einrede gegen die Klage eines Andern gel: 
tend machen kann; denn ein Recht, welches nur durch eine Ein⸗ 
rede geltend gemacht werden kann, gehört ſo lange, als die Kla— 
ge nicht angebracht iſt, unter diejenigen Rechte, welche an ſich 
noch nicht ausgeübt werden konnten, — ſolche Rechte ſind aber 
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in dem F. 1478 für unverjährbar erklärt. Die Behauptung 
des Herrn R. R. Winiwarter, daß das, was das Geſetz von Ver— 
jaährung der Rechte ſagt, von denſelben nur in fo weit gelte, in 
ſo ferne man ſie durch eine Klage gegen Andere geltend machen 
will, ſcheint mir gerade die Behauptung in ſich zu ſchließen, 
daß nur eigentlich die Klage, nicht aber das Recht ſelbſt ver— 
jähre; denn wenn ein Recht auch nach abgelaufener Verfährungs— 
zeit noch in der Form einer Einrede geltend gemacht werden kann, 
ſo iſt es ja nicht eigentlich das Recht, welches verjährt iſt, ſon— 
dern nur die aus ſelbem entſpringende Klage. Dieſe Behaup— 
tung ſteht aber mit ſeiner im F. 4 feiner Abhandlung aufgeſtell— 
ten, und nach meiner Ueberzeugung genügend begründeten Aeuße— 
rung, daß nach öſterreichiſchem Rechte zwiſchen Verjährung von 

Klagen und von Rechten ſelbſt kein Unterſchied Statt finde, in 

Widerſpruch. Im Grunde behaupten ja diejenigen Lehrer des 

römiſchen Rechts, welche einen ſolchen Unterſchied vertheidigen, 

ebenfalls nichts anders, als daß die Rechte nur in ſo weit ver— 
jähren, als aus ſelben gegen Jemanden eine Klage erhoben wer— 
den will, nicht aber auch dann, wenn ſie mittelſt einer Einrede 
geltend gemacht werden wollen. Iſt daher z. B. das Recht 
bereits verjährt, die Erklärung eines letzten Willens umzuſtoßen, 
ſo kann ſich derjenige, gegen den aus einem ſolchen letzten Wil— 
len eine Leiſtung in Anſpruch genommen wird, eben ſo wenig 
mit der Einwendung der Ungültigkeit dieſes letzten Willens ſchü— 
gen, als er eine auf die Ungültigkeit desſelben ſich ſtützende For— 
derung erheben kann. 

J. 1480. 

Forderungen von rückſtändigen jährlichen Abgaben, 
Zinſen, Renten oder Dienſtleiſtungen erlöſchen in 
drey Jahren; das Recht ſelbſt wird durch einen 
Nichtgebrauch von dreyßig Jahren verjährt. 

1) Das Geſetz ſcheint unter den hier benannten Arten 
von Forderungen im Allgemeinen alle jene juridiſchen Leiſtungen 
bezeichnen zu wollen, welche nicht als Theile eines Ganzen, ſon— 

dern als ein ſelbſtſtändiges Ganzes anzuſehen ſind. Hat z. B. 
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Jemand ein Darleihen pr. 1000 fl. mit der Verbindlichkeit auf: 
genommen, von dieſen ſchuldig gewordenen 1000 fl. jährlich 100 
fl. abzuzahlen, fo kann die Anordnung des gegenwärtigen F. auf 
dieſen Fall nicht ausgedehnet werden, weil die einzelnen Raten— 
zahlungen nur Theile eines Ganzen ſind, und nur die Entrich— 
tung dieſer ganzen Schuldigkeit in verſchiedene Zeitabſchnitte ge— 
theilt iſt. Anders verhält es ſich bey jährlichen Abgaben, Zinſen, 
Renten oder Dienſtleiſtungen; dieſe ſind nicht Theile einer gan— 
zen Schuldigkeit, ſondern ſie ſind einzelne zu gewiſſen Zeitperio— 
den wiederkehrende Schuldigkeiten, deren jede für ſich als ein be— 
ſonderes Ganzes angeſehen und behandelt wird. 

2) Als eine Abgabe im weiteſten Sinne des Wortes kann jede 
Leiſtung bezeichnet werden, zu der man aus ſeinem Vermögen ver— 
pflichtet wird. In dieſer Bedeutung genommen, müßten offen— 
bar auch Zinſen und Renten unter dieſem Ausdrucke begriffen 
werden. Da aber der gegenwärtige $. Abgaben von Zinſen und 
Renten unterſcheidet, ſo iſt dieſer Ausdruck hier offenbar in einem 
beſchränkteren Sinne genommen. Im gegenwärtigen Geſetzbuche 
geſchieht, wie bereits Hr. Profeſſor Schuſter ) bemerkt hat, von 
zwey Arten von Abgaben Erwähnung, je nachdem ſie als eine 
Staatsauflage unter verſchiedenen Benennungen, als Steuer, 
Erbſteuer, Gerichtstaxen ($. 818), oder an Private zu entrichten 
kommen. Was erſtere betrifft, ſo ſind ſie aus der Anordnung des 
§. 1480 ſtillſchweigend ausgeſchloſſen, weil die den Hoheitsrech— 
ten entſprechenden Schuldigkeiten in der Regel, wenn nicht die 
politiſchen Rechte ausdrücklich hievon Ausnahmen geſtatten, nicht 
verjähren ($. 1456). Man könnte zwar dagegen einwenden, daß der 
§. 1456 nur von dem Rechte „Steuern aus zuſchreiben,“ 
keineswegs aber von dem Rechte, bereits verfallene Steuerbeträ— 
ge einzubringen ſpricht. Bereits verfallene Steuerbeträge ſind 
ein bereits rechtmäßig erworbenes Eigenthum des Staates, über 
welche er ſohin, wie über jede andere ihm eigenthümliche Sache 
zu disponiren befugt iſt, und Niemand wird aus dieſem Grunde 
demſelben das Recht abſprechen, ſolche Forderungen an rückſtän— 


4) Verjähren Mieth- und Pachtzinſe in drey Jahren, und welches ift überhaupt 
der Sinn des J. 1130, Wag. Ztſch. 1332, IX. Hft., S. 239. 
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digen Steuern zu veräußern. Es kann daher auch das Recht auf 
ſolche rückſtändige Steuern von Privaten erworben, und ſohin auch, 
nach F. 1480 von ihnen erſeſſen werden. Daher ſcheint auch 
in Anſehung rückſtändiger Steuern und anderer Staatsauflagen 
die Verjährung nicht ausgeſchloſſen zu ſeyn. Ich bin nun aller: 
dings der Meinung, daß auch rückſtändige Steuern und derley 
Staatsabgaben nicht von jeder Verjährung ausgeſchloſſen ſeyen; 
ich beſchränke meine Behauptung nur darauf, daß ſie in der An— 
ordnung des gegenwärtigen F. nicht begriffen ſeyen. Denn aus— 
gemacht bleibt es, daß das Recht des Staates, von den Unter— 
thanen Steuern überhaupt zu fordern, unverjährbar ſey. Nun 
ſagt aber der gegenwärtige F. am Schluſſe, daß das Recht (auf 
derley Abgaben) ſelbſt durch einen Nichtgebrauch von dreyßig Jah— 
ren verjähre. Daraus geht nun klar hervor, daß unter dem 
Ausdruck „Abgaben“ Staatsauflagen nicht gemeint ſeyn können, 
da das Recht, ſolche zu fordern, unverjährbar iſt. Daß der ge— 
genwärtige F. auf Steuern keine Anwendung habe, gehet auch 
aus dem mit Juſtiz-Hofdecret vom 1. Sept. 1826, J. G. ©. 
2219 kundgemachten Hoffanzleydecrete hervor, in welchem es aus— 
drücklich heißt, daß das mit den Steuerrückſtänden verbundene 
Pfandrecht zwar, in ſo fern es gegen Hypothekar-Gläubiger wirk— 
ſam ſeyn ſoll, auf drey Jahre beſchränkt ſey; daß aber hieraus 
nicht folge, daß nach drey Jahren auch die Schuld des Grund— 
beſitzers ſelbſt erloſchen ſey, und daß ſohin gegen ihn auch we— 
gen älterer Rückſtände die Sequeſtration geführt werden könne. 

3) Es unterliegt ſohin keinem Zweifel, daß der gegenwär— 
tige §. nur auf ſolche Abgaben zu beſchränken ſey, die aus einem 
Privatverhältniſſe zu leiſten find. Der eigentliche Sinn des Aus— 
drucks „Abgabe“ ift nur aus dem Zuſammenhange jener Geſetzes— 
ſtellen zu entnehmen, in welchen dieſer Ausdruck vorkömmt. In 
dem Geſetzbuche gibt es nur vier ſolche Hauptſtellen, worin von 
Abgaben in privatrechtlicher Beziehung eine ausdrückliche Erwäh— 
nung geſchieht, und zwar die $$. 1122 u. 1123, worin der Zins, 
welchen der Erbpächter und Erbzinsmann, ſey es im Gelde, in 
Früchten oder Dienſtleiſtungen zu erftatten hat, den §. 1142, in 


welcheın die Lehenwaare von einem Nutzungseigenthume, und 
Nippel's Commentar IX, Thl, 6 
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den §. 1144, worin die Zehenten und andere auf dem Nutzungs— 
eigenthume vorgemerkte jährliche Leiſtungen, Abgaben genannt 
werden. Der Ausdruck „Abgaben“ wird daher vom Geſetze auf 
Leiſtungen beſchränkt, die man von eigenen Grundſtücken abzu- 
führen hat ). 

4) Unter Zinſen verſteht aber der Geſetzgebet im gegen: 
wärtigen $. jene Leiſtungen in Geld oder Naturalien, welche für 
die Benützung einer unverbrauchbaren, oder des Werthes einer 
verbrauchbaren Sache entrichtet werden. Man pflegt dieſe Tee 
tere Art von Zinſen insbeſonders Capitalszinſen oder Intereſſen 
zu nennen. Gleich nach Erſcheinung des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches wurde der Zweifel erhoben, ob unter dem Worte 
Zinſen im gegenwärtigen F. auch Capitalszinſen oder Intereſſen 
zu verſtehen ſeyen, weil es ſchien, daß, wenn man in Anſehung 
der Rückſtände derſelben eine dreyjährige Verjährung zuließe, der 
$. 1335 dann keine Anwendung habe. — Das Hofdecret vom 
21. November 1812 9) entſchied nun dieſen Zweifel dahin, daß 
unter dem allgemeinen Ausdrucke „Zinſen“ im gegenwärtigen F. al: 
lerdings auch die Capitalszinſen zu verſtehen ſeyen, und daß bey— 
de Paragraphe des Geſetzbuches ſehr wohl nebeneinander beſte— 
hen können, indem die rückſtändigen Capitalszinſen, ungeachtet der 
dreyjährigen Verjährung derſelben bis zur Capitalsſumme anwach— 
fen konnen, und zwar nicht nur dann, wenn nach den §§. 1494 
und 1496 die Verjährung überhaupt gehemmt wird, ſondern auch 
dann, wenn der Gläubiger die Zinſen wenigſtens von drey zu 
drey Jahren außergerichtlich eingemahnet, und der Schuldner 
durch Entſchuldigung, durch Bitten um Zuwartung oder Verlän— 
gerung ſeiner Schuld u. dgl. das Recht des Gläubigers, die Zin— 
ſen zu fordern, ausdrücklich oder ſtillſchweigend anerkannt hat, 
und folglich die Verjährung dadurch unterbrochen worden iſt. 
Nur wurde von der Regel des gegenwärtigen $. zu Guuſten der 
Staatöglänbiger eine Ausnahme gemacht, und die Verjährung 


1) Siehe Hrn. Schuſter am a. O. 
2) J. G. S. Nr. 1016, 
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der Zinſen aus Staatsſchuldverſchreibungen auf dreyßig Jahre 
ausgedehnt !). 

5) Zweifelhafter iſt es, ob das Wort „Zinſen“ auch auf 
Mieth⸗ und Pachtzinſe ausgedehnt werden könne? Für die bes 
jahende Beantwortung dieſer Frage haben ſich Hr. v. Zeiller 2), 
Hr. Winiwarter 3) und Hr. Appellationsrath Tauſch ) ausge— 
ſprochen. Hr. Profeſſor Schuſter hat aber mit dem ihm eigenen 
Scharfſinne zu erweiſen ſich bemüht 5), daß unter dem Ausdru— 
cke „Zinſen« im gegenwärtigen F. Mieth- und Pachtzinſe nicht 
begriffen ſeyn. Dieſe Abhandlung hat dann dem Herrn Appel— 
lationsrathe Tauſch Veranlaſſung gegeben, ſeine nur kurz hinge— 
worfene Behauptung näher zu begründen 6). Die Gründe des Hrn. 
Schuſter für die entgegengeſetzte Meinung beftehen in Folgen— 
dem: Das Geſetz erkläre einen Pacht- und Miethzins für einen 
Kaufpreis (F. 1094). Pachten und miethen heiße daher eben— 
falls kaufen, und der Unterſchied beſtehe nur darin, daß in den 
erſten beyden Fällen nur der Gebrauch der Sache, im letzteren 
Falle aber das Eigenthum derſelben gekauft werde. Das Ent— 
geld, welches für den Gebrauch einer Sache entrichtet wird, 
werde daher eben ſo, wie dasjenige, welches für das Eigenthum 
der Sache ſelbſt gegeben wird, der Preis genannt ($$. 1056, 
4057, 1058, 1059 u. ſ. w., dann $$. 1090 u. 1094). In vol⸗ 
ler Folgerichtigkeit heiße es eben deßwegen auch in dem $. 1092: 
Mieth- und Pachtverträge können über die nähme 
lichen Gegenſtände und auf die nähmliche Art, als 
der Kaufvertrag, geſchloſſen werden. Der Mieth⸗ 
und Pachtzins wird, wenn keine andere Ueberein⸗ 
kunft getroffen worden iſt, wie das Kaufgeld ent⸗ 
richtet. Das Entgeld heiße daher vermöge der Geſetzesſprache 
in dem Kaufoertrage der Kaufpreis, und im Beſtandvertrage der 

i 6 * 
1) Hofkammerdecret vom 25, März 1312; J. G. S. Nr. 982, und Hofkanzleydecret 

vom 30. April 1315; J. G. S. Nr. 1199. 

2) In feinem Commentare zu h. 1930 Nr. 2 ꝛc. 
8) In ſeiner Abhandlung über die Verjährung Fg. 36. 
2) Rechtsfälle aus dem Civil- und Criminalrechte 1. H. S. 


5) Wag. Zeitſch. 1832. XI. Heft S. 228 — 267. 
6) Edenda 1333. I. Heft S. 1 — 11. 
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Beſtandpreis. Da nun von letzterem im gegenwärtigen $. keine 
Erwähnung geſchehe, fo ſey er auch in deffen. Inhalte nicht be— 
griffen. Mit dieſer Anſicht ſtimme auch das römiſche Recht ganz 
überein, und wir dürfen uns daher eben fo wenig, wie die Ci— 
viliſten, beyfallen laſſen, das pretium annuum locationis mit 
den ganz verſchiedenen praestationibus annuis zu verwechſeln, 
und da Jedermann damit einverſtanden ſeyn wird, daß im Falle 
der Uebereinkunft, den Kaufſchilling in gewiſſen jährlichen Friſten 
zu zahlen, die einzelnen Friſtzahlungen nicht nach Vorſchrift des 
gegenwärtigen F. in drey Jahren, ſondern vermöge des §. 1479 
erſt in dreyßig Jahren erlöſchen; ſo müſſe auch der nähmliche 
Grundſatz hinſichtlich des Beſtandpreiſes gelten. Der Umſtand, 
daß der zu entrichten kommende Beſtandpreis im §. 1100 und 
in mehreren $$. ausdrücklich ein Zins genannt werde, ſtehe die— 
ſer Behauptung nicht entgegen. Denn da der Geſetzgeber den 
Begriff des in dem Beſtandvertrage zu entrichten kommenden Ent— 
geldes dahin entwickelt, daß dasſelbe als ein Kaufpreis zu be— 
trachten fen, fo laſſe ſich daraus, daß in ſpäteren $$. dieſer Preis 
ein Zins genannt wird, noch keineswegs ſchließen, der Geſetzgeber 
habe dadurch den deutlich ausgeſprochenen Rechtsbegriff wieder 
aufheben wollen. Vielmehr ſey anzunehmen, daß ſich der Geſetz— 
geber dieſes Ausdruckes nur deßwegen bedient habe, weil derſelbe 
im gemeinen Verkehre zur Bezeichnung des Beſtandpreiſes ange— 
nommen iſt. Bey genauer Nachforſchung zeige es ſich, daß unter 
dem Ausdrucke „Zinſen“ im gegenwärtigen F. nur Capitalszin— 
ſen, die man im gemeinen Verkehre Intereſſen zu nennen pflegt, 
zu verſtehen ſeyn. Zwiſchen beyden beſtehen weſentliche Unter— 
ſchiede. Denn Capitalszinſen ſeyen eine jährliche Nebengebühr 
(accessorium), während Zinſe, die für Benützung eines Grund⸗ 
ſtückes gezahlt werden, eine jährliche Hauptforderung (debitum 
principale) ſeyen. Daher habe auch jede ausgebildete juridiſche 
Sprache für dieſe verſchiedenen Leiſtungen eigene Benennungen; 
z. B. die Römer vectigal oder census, merces und usurae, Die 
deutſche juridiſche Sprache nenne jährliche Leiſtungen von eigenem 
Grund und Boden in der einfachen Zahl Zins, in der vielfachen 
Zahl Zinſe (§§. 1124 u. 1132), und Leiſtungen aus Beftandver: 
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trägen Beſtandpreis, und nur zufällig ebenfalls Zinſe. Dagegen 
werde das Entgeld für verbrauchbare Sachen in der einfachen 
Zahl Zinſe, und in der vielfachen Zahl Zinſen genannt. Nun 
bringe es aber die Eigenheit der deutſchen Sprache mit ſich, daß 
Zins und Zinſe die dritte Endung der vielfachen Zahl mit einan— 
der gemein haben, weil dieſelbe in beyden Wörtern Zinſen lau— 
tet. Da nun im gegenwärtigen $. Zinſen in der dritten Endung 
ſtehe, ſo laſſe ſich daraus keineswegs folgern, daß darunter auch 
Beſtandpreiſe begriffen ſeyn. Daß der Ausdruck „Zinſen“ im ge: 
genwärtigen §. nur in der Bedeutung von Intereſſen vorkomme, 
gehe daraus hervor, daß das Wort Zinſen (als Entgeld für die 
Benützung eines Capitals) in allen Endungen unverändert bleibt, 
und immer Intereſſen bedeutet, daher auch dann, wenn es von 
dem Geſetzgeber in der dritten Endung gebraucht wird, nur In— 
tereſſen bedeuten könne, es ſey dann, daß aus dem Zuſammen— 
hange offenbar das Gegentheil zu erſehen ſey. Wenn im F. 1480 
nur von Zinſen, und nicht zugleich von Abgaben Erwähnung ge— 
ſchehe, ſo ließe es ſich im Allgemeinen behaupten, daß unter Zin— 
ſen auch Pacht- und Miethpreiſe zu verſtehen ſeyn, weil dieſel— 
ben im täglichen Verkehre, und ſelbſt von dem Geſetzgeber mit 
demſelben Ausdrucke belegt werden; doch in dem berührten F. 
geſchehe zugleich, und zwar vorerſt von Abgaben, und dann erſt 
von Zinſen Erwähnung, wodurch der Sinn der Letzteren eine 
beſchränkte, und zwar eine ſolche Bedeutung erhalte, daß aus 
derſelben ein für die Benützung eines Grundſtückes zu entrichten— 
den Zins ausgeſchloſſen wird. Es können daher im gegenwärti— 
gen $. Zinſe nicht in dem Worte Zinſen begriffen werden, fon: 
dern es können unter dieſem Ausdrucke nur Intereſſen von Ca— 
pitalien, welche im Geſetzbuche jederzeit Zinſen, nie Intereſſen 
genannt werden, verſtanden werden. Aus dem Hofdecrete vom 
21. November 1812, wo es heißt: daß in dem F. 1480 unter 
dem allgemeinen Ausdrucke „Zinſen“ allerdings auch die Capi— 
talszinſen zu verſtehen ſeyn, könne man keineswegs ſchließen, daß 
darunter auch Zinſe, d. i. ſolche Leiſtungen zu verſtehen ſeyn, die 
für die Benützung von Grundſtücken gegeben werden; denn die— 
ſes ſey in dem gedachten Hofdecrete nicht ausgeſprochen, und 
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man könne nicht annehmen, daß dieſes Hofdeeret den durch klare 
Geſetzesſtellen feſtgeſetzten, ſprachrichtigen Begriff, welcher mit 
den Wörtern Zinſe und Zinſen zu verbinden iſt, wieder aufheben 
wollte. In dem mehrerwähnten Hofdecrete ſey nichts anders 
entſchieden, als daß Capitalszinſen allerdings in dem im §. 1480 
vorkommenden Ausdrucke Zinſen enthalten ſeyn. 

Eine wichtige Stütze für dieſe Meinung gewähre der Schluß 
des gegenwärtigen F. Dieſer ſetze jährliche Leiſtungen voraus, die 
von einem Rechte abhängen, welches in dreyßig Jahren erliſcht. 
Nun ſey aber das Recht, von dem Miether oder Pächter den 
Zins zu fordern, ein unverjährbares Recht des Beſtandgebers, weil 
der Beſtandnehmer die Sache nie anders, als aus dem Grunde 
des Beſtandvertrages inne haben kann, indem er den Grund der 
Gewahrſame nicht eigenmächtig verwechſeln, und ſich dadurch 
eines Titels anmaſſen darf ($. 319), ſomit bey feiner Unredlich— 
keit das Gtundſtück jederzeit nur als Beſtandnehmer inne haben 
kann, und eben deßwegen weder er, noch ſein Erbe, dem das 
Beſtandverhältniß bekannt iſt, das Gtundſtück mittelſt Verfäh— 
rung von der Eigenſchaft des Beſtandes zu befreyen vermöge. 

6) Dieſe Gründe ſind ohne Zweifel ungemein ſcharfſinnig 
und gewichtig, ſie können mich aber nicht beſtimmen, von der 
gemeineren Meinung abzugehen. Folgende Gegengruͤnde beſtim— 
men mich dazu, bey dieſer zu beharren. Der §. 7 des b. G. B. 
ſchreibt vor, daß einem Geſetze in der Anwendung kein anderer 
Verſtand beygelegt werden dürfe, als welcher aus der eigenthüm— 
lichen Bedeutung der Worte in ihrem Zuſammenhange, und aus 
der klaren Abſicht des Geſetzgebers hervorleuchtet. Da Zinſe und 
Zinſen in der dritten Endung der vielfachen Zahl Zinſen ha— 
ben, fo gibt dieſer Ausdruck keine Veranlaſſung, Pacht- und 
Miethzinſe davon auszuſchließen. Uebrigens dürfte gezweifelt wer— 
den, ob der bſterreichiſche Geſetzgeber, der ſich mehr des gemei— 
nen, in Oeſterreich üblichen Sprachgebrauches bedienet hat, ſich 
auch des Ausdruckes „Pachtzinſe“ bedient haben würde, wenn ſich 
die Gelegenheit ergeben hätte, von den Beſtandzinſen in einer 
anderen Endung der vielfachen Zahl zu ſprechen. Das galliziſche 
Geſetzbuch macht wenigſtens in der einfachen Zahl den in der 
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hochdeutſchen Sprache üblichen Unterſchied zwiſchen Zins und 
Zinſe (für Intereſſe) nicht, denn es ſagt im III. Theile §. 221: 
„Das Entgeld für verzehrbare Sachen wird Zins, und die darüber 
getroffene Uebereinkunft Leihung auf Zinſen genannt,“ eben ſo 
ſagt die Miethordnung für Lemberg vom 21. September 1792 
$. 1: „Es bleibt dem freywilligen Uebereinkommen zwiſchen Be: 
ftandgebern und Miethleuten überlaffen, in welchen Friſten der 
Zins entrichtet werden ſoll.“ In dem Hofdecrete vom 6. July 
4792 *) wird ſich ſogar in der zweyten Endung der vielfachen 
Zahl des Aus druckes „Pachtzinſen“ bedient. Ja ſelbſt in dem 
bürgerlichen Geſetzbuche kömmt eine Stelle vor, wo von dem 
von Herrn Profeſſor Schuſter behaupteten Sprachgebrauche, auf 
welchem in ſeiner Abhandlung vieles Gewicht gelegt wird, ab— 
gewichen wird. Denn es heißt F. 633: „Er (der Fideicommiß— 
Inhaber) kann Grundſtücke gegen Grundſtücke vertaufchen, oder 
gegen angemeſſene Zinſen vertheilen.“ (Hier kömmt doch das 
Wort Zinſen offenbar in der vierten Endung vor.) 

Der F. 617 des III. Theils des weſtgalliziſchen Geſetzbuches 
enthält eine ganz gleiche Anordnung, wie der vorige F. 1479 des 
gegenwärtigen, und in dem gleich darauf folgenden F. 618 redet 
dasſelbe gleichfalls von jährlichen Abgaben, Zinſen, Renten und 
Dienſtleiſtungen, und obgleich es von dieſen etwas anders aus— 
ſpricht, als der gegenwärtige §. 1480, ſo dürfte doch kein ge— 
gründeter Zweifel obwalten, daß der Geſetzgeber bey Aufnahme 
dieſer Ausdrücke in dem gegenwärtigen §. an den Begriffen nichts 
ändern wollte, unter welchen dieſe Benennungen in dem weit: 
galliziſchen Geſetzbuche erſcheinen. Nun dürfte der Inhalt dieſes 
$. 618 des weſtgalliziſchen Geſetzbuches ſelbſt die Ueberzeugung 
liefern, daß von der Dispoſition dieſes F. Mieth- oder Pacht- 
zinſen unmöglich ausgeſchloſſen ſeyn können. 

Auch fällt die Hauptſtütze, auf welche Herr Profeſſor Schu— 
ſter ſeine Behauptung, daß unter dem Ausdrucke Zinſen im ge— 
genwärtigen §. nur Intereſſen gemeint ſeyn können, bauet, nähm— 
lich, weil der Geſetzgeber einen Pacht- und Miethzins für einen 
Kaufpreis erkläre, weg, weil das Nähmliche, was das gegenwär— 


1) J. G. S. Nr. 31. 
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tige Geſetzbuch von dem Beſtand-Vertrage, das weſtgalliziſche 
auch von dem Zinſungs- (verzinslichen Darleihens) Vertrage an: 
ordnet, indem es (III. Th. § 224) heißt: „Die Beſtands-, Zins 
ſungs- und Dingungs verträge können von den nähmlichen Per: 
ſonen, über die nähmlichen Gegenſtände, und auf die nähmliche 
Art, als der Kaufvertrag geſchloſſen werden. Selbſt der Mieth— 
oder Pachtzins, die Zinſen und der Lohn werden, wenn keine 
andere Uebereinkunft getroffen worden iſt, wie das Kaufgeld ent: 
richtet.“ Da nun, wie vom Herrn Profeſſor Schuſter ſelbſt an— 
erkannt iſt, der Beſtandpreis in dem Geſetzbuche ſehr oft unter 
der Benennung Zins vorkömmt, fo dürfte das Geſagte hinrei— 
chen, um außer Zweifel zu ſetzen, daß die grammatiſche Auslegung 
zu Gunſten der von mir vertheidigten gemeinen Meinung ſpreche. 

Es dürfte demnach nur noch die Frage einer nähern Er— 
örterung unterzogen werden, ob nicht aus der klar hervorleuch— 
tenden Abſicht des Geſetzgebers auf eine Beſchränkung des Wor— 
tes Zinſen für Intereſſen geſchloſſen werden müſſe? 

Schon Herr Appellationsrath Tauſch !) hat bemerkt, daß 
der geſetzliche Grund der Beſchränkung der Forderung von rück— 
ſtändigen Zinſen auf einen kürzeren Zeitraum bey allen Rechts— 
geſchäften eintrete, aus welchen die Verbindlichkeit zur Entrich— 
tung von jährlichen Leiſtungen erwächſt; denn ſobald ſie durch 
mehrere Jahre nicht berichtiget werden, und die Schuld ſich im— 
mer vergrößert, ſo kann der Schuldner, er mag nun Anleiher 
oder Beſtandnehmer ſeyn, ganz zu Grunde gehen, zum Verfall 
und Untergang gebracht werden. Durch die Erlöſchung dieſer 
Forderungen in drey Jahren wird er gerettet, und im daß 
fähigen Stande erhalten. 

Der Beſtand- und verzinsliche Darleihensvertrag kommen 
darin überein, daß bey beyden Jemandens Sachen zum Gebrau— 
che, gegen Rückſtellung und Entrichtung eines beſtimmten Ent— 
geldes für den Gebrauch übergeben werden, und ſie unterſchei— 
den ſich im Weſentlichen nur darin, daß bey dem erſteren der 
Gegenſtand des Gebrauches die übergebene Sache ſelbſt, bey 
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letzteren aber nur deren Werth ift, und daß daher bey dem er: 
ſteren die individuelle Sache, bey dem letzteren aber nur Sachen 
in derſelben Quantität und Qualität zurückzuſtellen ſind. Wenn 
daher auch der Geſetzgeber die Zinſen von einem dargeliehenen 
Capitale als eine Nebengebühr erklärt, ſo liegt es doch in 
der Natur der Sache, daß beyderley Arten von Zinſen einerley 
Natur ſeyn, indem ſie als Entgeld für den geſtatteten Gebrauch 
der Sache oder ihres Werthes gegeben werden. Bey dieſer of— 
fenbaren Aehnlichkeit zwiſchen dieſen beyden Abgaben dürfte es 
auch als gewiß angenommen werden, daß der Geſetzgeber ſelbe 
auch bey der Verjährung gleich behandelt wiſſen wollte. 

Hierzu kömmt noch, daß das Hofdecret vom 21. Novem— 
ber 1812) durch die Erklärung, daß in dem §. 1480 auch die 
Capitalszinſen zu verſtehen ſeyn, deutlich zu erkennen gibt, daß 
nebſt dem Capitalszinſe auch noch andere Abgaben darin begrif— 
fen ſeyn, welche wenigſtens in der dritten Endung der vielfachen 
Zahl durch die Benennung Zinſen bezeichnet zu werden pflegen. 
Wenn man unter Abgaben Grundzinfe verſteht, fo können darun— 
ter nebſt den Capitalszinſen wohl keine andern, als Mieth- oder 
Pachtzinſe verſtanden werden. 

Endlich dient auch noch zur Unterſtützung, daß, wie Hert 
R. R. Winiwarter bereits bemerkt hat 2), das franzöſiſche Geſetz— 
buch im Art. 2277 ganz eine ähnliche Anordnung, wie der ge— 
genwärtige $. des öſterreichiſchen Geſetzbuches enthält, und dieſer 
ſehr wahrſcheinlich aus jenem, als ſeiner Quelle, entnommen wor— 
den iſt, und jener ausdrücklich von Mieth- und Pachtzinſen eine 
Erwähnung macht. 

7) Unter Renten verſteht man im Allgemeinen beſtimm— 
te jährliche Einkünfte, welche von dem Verpflichteten als eine für 
ſich beſtehende Leiſtung entrichtet werden, und mit keiner andern 
Leiſtung in Verbindung gedacht werden. Darum ſind Zinſen von 
aufkündbaren, oder überhaupt zurückzuvergütenden Capitalien keine 
Renten; denn ihre Exiſtenz hängt von einer andern Leiſtung, nähm— 
lich von der Zurüdzahlung des Capitals ab. Erfolgt dieſe Zu: 


1) J. G. S. Nr. 1018. 
2) In feiner obigen Abhandlung $. 36. 
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rückzahlung, fo hort die Entrichtung der Intereſſen auf ). Das 
Nähmliche iſt in Anſehung der Mieth- und Pachtzinſe der Fall. 
Denn der Miether und Pächter hat die Verpflichtung auf ſich, 
die gemiethete oder gepachtete Sache ſeiner Zeit zu reſtituiren. 
Hat er dieſe Verbindlichkeit (welche immer als ſeine Hauptver— 
bindlichkeit anzuſehen iſt) erfüllt, ſo hört jede weitere Verpflich— 
tung zur Entrichtung des Zinſes auf. Dagegen können Grundzinſe 
nach dem allgemeinen Sprachgebrauche allerdings unter den Be— 
griff der Renten fubfumirt werden. Da aber der F. 360 Grund: 
zinſe von jährlichen Renten unterſcheidet, ſo muß der Ausdruck 
„Rente“ hier noch in einer engeren Bedeutung genommen, und 
folglich die eigentlichen Grundzinſe ausgeſchloſſen werden. 

8) Die letzte Gattung von Forderungen, von welchen der ge— 
genwärtige F. eine Erwähnung macht, find Forderungen von Dienſt— 
leiſtungen, d. i. ſolche, deren Gegenſtand Dienſtleiſtungen find, 
und die daher mit jenen nicht vermengt werden dürfen, welche von 
Dienſtleiſtungen herrühren. Wenn alſo z. B. der Dienſtherr ſeinen 
Dienſtperſonen, welche die bedungenen Dienſte leiſten, den ſchul— 
digen jährlichen Dienſtlohn an Geld oder Naturalien, der Ge— 
waltgeber feinem Gewalthaber die bedungene jährliche Belohnung 
oder Beftallung durch mehr als drey Jahre nicht entrichtet, fo 
wird die Einwendung der Verjährung nicht früher, als nach Ver— 
lauf von dreyßig Jahren entgegengeſetzt werden können. 

9) Am Schluſſe fügt der gegenwärtige §. bey, daß das Recht 
ſelbſt, nähmlich ſolche Abgaben, Zinſen, Renten oder Dienſtlei— 
ſtungen überhaupt zu fordern, durch einen Nichtgebrauch von drey— 
ßig Jahren erlöſche. Daraus folgt, daß der gegenwärtige F. ſel— 
che Leiſtungen vorausſetze, die von einem ſolchen Rechte abhängen, 
welches in dreyßig Jahren erliſcht. Nun iſt es aber gerade dieſe, 
nach meiner Ueberzeugung allerdings ganz richtige Bemerkung, 
aus welcher Herr Profeſſor Schuſter einen Hauptgrund gegen die 


4) Der Art 1909 des franz. Geſetzbuches ſagt: Man kann gegen ein Capital, das 
der Darleiher nicht wieder zu fordern verſpricht, ſich Zinſen vorbehalten. In 
dieſem Falle nennt man das Darleihen einen Rentenvertrag. — Da das öft. 
Geſetzbuch einen ſolchen Vertrag nicht als ungültig erklärt, derſelbe aber ums 
ter den Begriff eines Darleihens nicht gereiht werden kann (J. 933), fo kann 
man auch nach oͤſt. Rechte dieſen Vertrag einen Rentenvertrag nennen. 
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Annahme, daß unter dem Ausdruck „Zinfen“ im gegenwärtigen 
H. auch Pachtzinſen zu verſtehen ſeyen, hernimmt, indem er behaup— 
tet, daß das Recht, von dem Miether oder Pächter den Zins zu 
fordern, ein unverjährbares Recht des Beſtandgebers ſey, welches 
durch den Nichtgebrauch von dreyßig Jahren nicht verjähren kön— 
ne, weil der Beſtandnehmer die Sache nie anders, als aus dem 
Grunde des Beſtandvertrages inne haben kann, indem er den Grund 
feiner Gewahrſame nicht eigenmächtig verwechſeln, und ſich dadurch 
eines Titels anmaſſen dürfe. Allein ich kann der Behauptung, 
daß das Recht des Beſtandgebers, einen Beſtandzins zu fordern, 
ein unverjährbares Recht ſey, nicht beyſtimmen. Denn nur ſchlech— 
terdings unveräußerliche Rechte, auf die der Berechtigte ſelbſt nicht 
Verzicht leiſten kann, ſind von der Verjährung ausgeſchloſſen 
($$. 1455 u. 1456). Nun kann doch dem Beſtandgeber das 
Recht nicht abgeſprochen werden, auf jeden ferneren Bezug des 
Beſtandzinſes für die ganze noch übrige Zeit des Beſtandvertra— 
ges zu verzichten; warum ſollte alſo dieſes Recht nicht auch durch 
Nichtgebrauch für ihn verloren gehen können? — Sehr gegrün— 
det bemerkt dagegen Herr Appellationsrath Tauſch ), daß man 
ſich hier den Unterſchied zwiſchen der Erſitzung und der eigentli— 
chen Verjährung gegenwärtig halten müſſe. Schon bey Erläute— 
rung der SS. 1451 u. 1452 habe ich bemerkt, daß Verjährung und 
Erſitzung das Gemeinſame haben, daß dadurch auf Seite des Einen 
der Verluſt, und auf der des Andern die Erwerbung eines Vorthei— 
les entſteht, und daß der Unterſchied zwiſchen beyden weſentlich nur 
in dem Rechtsgrunde der Erlöſchung und Erwerbung des Rechtes 
beſtehe. Der Vortheil, den der Beſtandnehmer nun im geſetzten 
Falle erwirbt, gründet ſtch keineswegs in feiner Handlungsweiſe, es 
kann daher auch von einer Anmaſſung von feiner Seite keine Re— 
de ſeyn, ſondern er gründet ſich lediglich in der Unterlaſſung der 
Ausführung des Rechtes von Seite des Beftandgeberd. Der Bor: 
theil, der für den Beſtandnehmer entſteht, gründet ſich ſohin le— 
diglich in dem Verluſte des Rechtes des Beſtandnehmers. Aus 
eben dem Grunde, aus welchem Hr. Profeſſor Schuſter die Unser: 


4) In ſeiner obigen Abhandlung S. 10. 
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jährbarkeit des Rechtes des Beſtandgebers, den Beſtandzins zu for: 
dern, folgert, könnte man auch das Recht des Verkäufers, für die 
(auf Borg) verkaufte Sache den Kaufpreis zu fordern, für ein 
unverjährbares Recht erklären, weil auch derjenige, der eine Sa— 
che durch Kauf an ſich gebracht hat, den Rechtstitel, aus dem er 
zum Beſitze der Sache gelangt iſt, nicht verändern kann. Ber 
hauptet er aber, nicht ſchuldig zu ſeyn, den Kaufpreis zu bezahlen, 
ſo will er im Grunde eine Schenkung geltend machen; denn der— 
jenige, dem eine Sache ohne Entrichtung eines Entgeldes über— 
laffen wird, iſt ein Geſchenknehmer (F. 938). Dabey muß ich 
aber darauf aufmerkſam machen, daß aus dem Verluſte des Rech— 
tes des Beſtandgebers, einen Beſtandzins zu fordern, keineswegs 
folge, daß der Beſtandnehmer Eigenthümer der in Beſtand gege— 
benen Sache werde. Denn der Beſtandgeber verliert nur das 
Recht, für die Zeit des Beſtandvertrages einen Beſtandzins zu be— 
ziehen, an der Auflöſung des Beſtandvertrages geht dießfalls keine 
Aenderung vor ſich. 

10) Obſchon die einzelnen Leiſtungen, welche im gegenwärti— 
gen K. aufgeführt find, in drey Jahren verjähren, und der Anfang 
dieſer Verjährung in der Regel von dem Tage zu berechnen iſt, 
als dem Schuldner eine Zögerung zur Laſt fällt, ſo verſteht es 
ſich doch von ſelbſt, daß dieſes nur bis zum Verlaufe des drey— 
ßigſten, und in Rückſicht der begünſtigten Perſonen (§. 1485) des 
vierzigſten Jahres gelte; denn wäre ſeit dem Anfange der Nicht— 
ausübung ſchon dieſer Zeitraum verfloſſen, fo iſt das Recht ſelbſt, 
dergleichen Leiſtungen zu fordern, erloſchen, und es kann daher 
weder in der Zukunft, noch rückſichtlich der rückſtändigen Leiſtun— 
gen mehr ausgeübt werden ). 

11) Durch den Ausdruck „jährliche Leiſtungen“ ſcheint der 
Geſetzgeber nur ſolche Leiſtungen zu verſtehen, welche ge wöhn— 
lich jährlich entrichtet werden, und die Anordnung des gegenwär— 
tigen $. verliert daher ihre Wirkſamkeit nicht, wenn die Termi⸗ 
ne vertragsmäßig auf eine kürzere Zeit beſchränkt, oder auch auf 
einen längeren Zeitraum' ausgedehnt werden. Doch iſt der Nüd- 
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ftand immer von dem Verfallstage an zu berechnen. So ordnet 
z. B. der F. 997 an, daß von einem verzinslichen Darleihen, 
welches auf mehrere Jahre gegeben wurde, wenn nichts beſonders 
bedungen worden iſt, die Zinſen jährlich abzuführen kommen. Ge— 
ſetzt, es habe alſo Jemand am 1. Jänner 1834 ein ſolches Dar: 
lehen gegeben, und es würde in Anſehung der Zinſenentrichtung 
nichts beſonders feſtgeſetzt, ſo wird der Darleiher noch vor Ab— 
lauf des Jahres berechtiget ſeyn, die mit Anfang des Jahres 1838 
verfallenen Intereſſen einzuklagen. Wurden aber zur Intereſſen— 
Entrichtung halbjährige Termine feſtgeſetzt, ſo würde der Darlei— 
her die vom 1. Jänner bis letzten Juny 1834 verfallenen Inte— 
reſſen einbüßen müſſen, wenn er den Intereſſen-Rückſtand erſt 
mit Ablauf des Jahres 1838 einklagen, und ihm die Einwen— 
dung der Verjährung entgegengeſetzt werden würde. f 

12) Damit die Wirkſamkeit des gegenwärtigen F. eintrete, 
wird erfordert, a) daß es ſich um eine einſeitige Verbindlichkeit 
handle, dergeſtalt nähmlich, daß für dieſe jährlichen Leiſtungen von 
Seite des berechtigten Theiles nicht gleichfalls wieder ähnliche Lei— 
ſtungen als Entgeld entrichtet werden müſſen; b) daß die Leiſtung 
ausdrücklich unter die eine oder andere der im gegenwärtigen $. aus: 
drücklich erwähnten vier Arten von Leiſtungen ſubſumirt werden könne. 
Denn nehme man den Fall an, daß vermöge des geſchloſſenen 
Vertrages beyde Theile jährlich zu einer gegenſeitigen Leiſtung ver— 
bunden werden, ſo unterlaſſen entweder Beyde, oder nur Einer 
die Leiſtung. Im erſten Falle muß Jedem der Vertragſchließen— 
den unbenommen bleiben, durch dreyßig Jahre auf die genaue 
Erfüllung des Vertrages für das Verfloſſene und für die Zukunft 
zu dringen ($$. 919 u. 1479); im zweyten Falle aber, wo nähm⸗ 
lich der Eine das Verſprochene jährlich leiſtet, der Andere aber 
die Gegenleiſtung nicht erſtattet, kann um ſo minder eine kürzere 
Verjährungszeit Statt finden, als der beſondere Umſtand hinzu 
kommt, daß derjenige, welcher die Leiſtung angenommen hat, eben 
dadurch ſeine Verbindlichkeit zur Gegenleiſtung als fortbeſtehend 
anerkennt, wodurch nach klarer Vorſchrift des F. 1497 die Verjäh— 
rung verhindert wird, und weil es ſich ſolchen Falls nur um die 
Gegenleiſtung, daher um die Erfüllung eines Tauſchvertrages han⸗ 
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delt (§. 921), welche Verbindlichkeit doch nach der allgemeinen 
Regel nur durch den Verlauf von dreyßig Jahren verjährt. Pe— 
riodiſche Leiſtungen, welche nach den oben aufgeſtellten Begriffen, 
weder als Abgaben, noch als Zinſen oder Renten angeſehen wer— 
den können, und unter die perſönlichen Dienſtleiſtungen nicht ge— 
hören, verjähren erſt nach dreyßig Jahren. Dieſes iſt z. B. der 
Fall, wenn über eine aus was immer für einem Rechtstitel ent— 
ſpringende Schuld Zahlungsfriſten in Geld, Früchten oder ande— 
ren Gegenſtänden feſtgeſetzt würden ). Dieſe periodiſchen Lei— 
ſtungen können hier nicht als ein für ſich beſtehendes Ganzes an— 
geſehen werden, ſondern erſcheinen als Theile einer Schuldigkeit, 
die erſt in dreyßig Jahren verjährt, daher können auch ihre ein— 
zelnen Theile erſt nach dieſem Zeitverlaufe verjähren. 

13) Was in dem Falle Rechtens ſey, wenn ſolche Leiſtun⸗ 
gen, deren der gegenwärtige $. erwähnt, bereits durch Urtheil zu— 
erkannt worden, kömmt bey Erläuterung des §. 1497 Nr. 4 vor. 


5. 1481. 
Aus nahme. 

Die in dem Familien- und überhaupt in dem Per— 
ſonen-Rechte gegründeten Verbindlichkeiten, z. B.: 
den Kindern den unentbehrlichen Unterhalt zu 
verſchaffen, ſo wie diejenigen, welche dem oben 
(. 1459) angeführten Rechte, mit feinem Eigen⸗ 
thume frey zu ſchalten, zuſagen, z. B. die Ver- 
bindlichkeit, die Theilung einer gemeinſchaftlichen 
Sache oder die Gränzbeſtimmung vornehmen zu 
laſſen, können nicht verjährt werden. 

5. 1482. 

Auf gleiche Weiſe wird derjenige, welcher ein Recht 
auf einem fremden Grunde in Anſehung des Ganz 
zen oder auf verſchiedene beliebige Arten aus— 
üben konnte, bloß dadurch, daß er es durch noch 
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fo lange Zeit nur auf einem Theile des Grun— 
des oder nur auf eine beſtimmte Weiſe ausüb— 
te, in ſeinem Rechte nicht eingeſchränkt; ſondern 
die Beſchränkung muß durch Erwerbung oder Er— 
ſitzung des Unterſagungs- oder Hinderungsrech— 
tes bewirket werden (5. 351). Eben dieſes iſt 
auch auf den Fall anzuwenden, wenn jemand 
ein gegen alle Mitglieder einer Gemeinde zu— 
ſtehendes Recht bisher nur gegen gewiſſe Mit— 
glieder derſelben ausgeübt hat. Ä 
1) Nebſt der oben ($. 1480) gemachten Einſchränkung der 
im $. 1479 aufgeſtellten allgemeinen Verjährungsregel folgen nun 
mehrere Ausnahmen, kraft welchen die Verjährung entweder ganz 
ausgeſchloſſen ($$. 1481 — 1483), oder die Zeit verlängert ($% 
1484 u. 1485), oder verkürzet (§§. 1466 — 1493), oder endlich 
gehemmet (§§. 1494 — 1496) und unterbrochen wird (§. 1497). 
2) Schon in den 88. 1456 u. 1457 iſt von Rechten die 
Rede geweſen, die nie verjährt werden können. An dieſe reihet 
nun das Geſetz jene an, die in dem Familien- oder überhaupt 
Perſonen-Rechte gegründet find. Hieher gehören alſo vor Allen 
diejenigen Rechte, welche, ſtreng genommen, die Perſon zum Gegen— 
ſtande haben, z. B. das Recht der Ehegatten auf gegenſeitigen 
Beyſtand. Dagegen können die- aus dem Perſonen-Rechte ent: 
ſpringenden Rechte, welche ſich auf gewiſſe in Sachen zu machende 
Leiſtungen beziehen, nur in ſo ferne hieher gerechnet werden, als 
ſich eine Verzichtleiſtung auf ſelbe nicht denken läßt. Denn ſo 
wie dasjenige, was ſich nicht durch Vertrag erwerben läßt, nicht 
erſeſſen werden kann (§. 1455), fo kann ein Recht, auf das man 
nicht verzichten kann, auch nicht verjährt werden. Darum führt 
auch der §. 1481 beyſpielweiſe die Verbindlichkeit, den Kindern 
den unentbehrlichen Unterhalt zu verſchaffen, an. Cs 
find nähmlich nach dem Perſonen-Rechte die Aeltern nicht nur zur 
Ueberreichung des unentbehrlichen Unterhaltes an ihre Kinder vers 
bunden, ſondern ſie haben nach §. 139 die Verbindlichkeit, ihnen 
einen anſtändigen Unterhalt zu verſchaffen. Will ſich aber 
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ein großjähriges, erwerb- unfähig gewordenes Kind mit dem 
bloß zum Leben unentbehrlichen Unterhalte begnügen, fo untere 
liegt es kaum einem Zweifel, daß es, auf jeden höheren Lebens— 
genuß verzichtend, die Aeltern auch von jeder größeren Leiſtung 
befreyen könne. Auf den unentbehrlichen Unterhalt kann es aber 
keine Verzichtleiſtung geben, indem dadurch entweder das Kind 
auf ſein Leben ſelbſt verzichten, oder die Laſt ſeines Unterhaltes 
auf Jemanden wälzen müßte, der nur ſecundär hierzu verbun— 
den iſt, deſſen Rechte alſo durch dieſe Verzichtleiſtung gekränkt 
würden. 

3) Ferner ſind unverjährbar die Rechte der freyen Willkühr, 
d. i. jene Rechte, welche ſich auf die eigene Perſon oder Sache 
beziehen; denn das Recht des Eigenthümers beſteht ja eben dar- 
in, daß er von der ihm eigenthümlichen Sache einen beliebigen 
Gebrauch machen, und daß er ſie auch ganz unbenützt laſſen kön— 
ne (S. 362). Beſchränkungen dieſer Rechte laſſen ſich daher nur 
dann denken, wenn ein Anderer den Beſitz der entgegen ſtehenden 
Rechte erwirbt; wo eine ſolche Erwerbung nicht möglich iſt, kann 
auch das Recht durch den bloßen Nichtgebrauch auf keinen Fall 
verjähren. Von dieſer Art find, wie Herr NRegierungsrath Wi— 
niwarter bemerkt ), die in dem §. 1481 aufgeführten Beyſpiele. 
Denn eine Verbindlichkeit zu einer immerwährenden Gemeinſchaft 
kann gar nicht beſtehen ($. 852). Eben dieſes gilt auch von der 
Gränzbeſtimmung; denn es handelt ſich entweder um die erſte 
Bezeichnung der Gränzen, oder um deren Erneuerung. Im er— 
ſten Falle iſt die Gränzbeſtimmung eine unmittelbare Folge der 
Theilung ($. 845), und es gilt alfo ganz daßſelbe, was von der 
Theilung ſelbſt geſagt wurde; handelt es ſich aber um die Erneue— 
rung der Gränzen, fo find fie entweder ſchon verworren, oder man 
will durch die Erneuerung einer künftigen Verwirrung vorkom— 
men; im erſten Falle iſt die Herſtellung der Gränzen eigentlich 
eine Theilung, der letztere Fall aber ſetzt voraus, daß man noch im 
Beſitze einer Sache, und folglich auch zu den Mitteln, dieſen Be⸗ 
ſitz zu ſchützen, berechtiget ſey. Nur in ſo fern es ſich darum han⸗ 
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delt, die theilnehmenden Nachbarn nach Maß ihrer Sränzlinien- 
zu einem Koſtenbeytrage zu verhalten, ſcheint eine Verjährung Statt 
zu haben. Allein auch dieſe Behauptung kann nur mit einer Be— 
ſchränkung als richtig angenommen werden. Denn das Recht, die 
theilnehmenden Nachbarn zu einer Beytragsleiſtung wegen einer 
Gränzerneuerung zu verhalten, entſteht eigentlich erſt, wenn die 
Gränzerneuerung wirklich vorgenommen wird. Vor dieſem Zeit— 
puncte läßt ſich die Ausübung dieſes Rechtes nicht denken. Es 
kann daher auch die Verjährung des Rechtes auf die Beytrags— 
leiſtung erſt von dieſem Zeitpuncte an zu berechnen angefangen 
werden. Durch die Erneuerung der Gränzen eines Grundeigen— 
thums werden ipso facto auch die Gränzen der daran ſtoßenden 
Grundeigenthümer erneuert, und dadurch von ihnen die Gefahr 
eines Schadens, der aus der Verwirrung der Gränzen auch für 
fie entſtehen könnte, abgewendet, woraus ſchon aus dem $. 1036 
die Verpflichtung der Gränznachbarn zum Erſatze folgt. 

4) Das Eigenthum in ſubjectiver Beziehung iſt das Recht, 
mit der Subſtanz und den Nutzungen der eigenthümlichen Sache 
nach Willküͤhr zu ſchalten, und jeden Andern davon auszuſchlie— 
ßen (F. 354), folglich auch die Sache ganz unbenützt zu laſſen 
(§. 362). Es kann alſo dem Eigenthümer eine Sache dadurch, 
daß er dieſelbe durch einen längeren Zeitraum unbenützt läßt, 
nicht verloren gehen, weil man nicht ſagen kann, daß er ſein 
Eigenthumsrecht auf ſelbes nicht ausübet. Denn dieſe Nichtbe⸗ 
nützung geſchieht ja ebenfalls nur in Folge ſeines ihm als Eigen— 
thümer zuſtehenden Rechtes. — Nur machen die politiſchen Verord— 
nungen zuweilen eine Ausnahme von der Regel, daß der Eigenthü— 
mer ſeine Sache unbenützt laſſen könne; dadurch hört aber auch die 
Handlung auf, eine Handlung der bloßen Willkühr zu ſeyn. An— 
ders verhält es ſich mit den Rechten, vermöge welcher Jemand zu 
einer Handlung oder Unterlaſſung verpflichtet wird. Denn obſchon 
Rechte nach dem öſterreichiſchen Geſetzbuche gleichfalls unter die 
Sachen gerechnet werden, und es daher allerdings auch ein Eigen⸗ 
thum an Rechten gibt, wie dieſes der $. 353 klar ausſpricht, fo 
kömmt bey Rechten doch immer auch das perfönliche Rechtsver— 
hältniß in Erwägung zu ziehen, welches mit dem dinglichen Rechts— 
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verhältniffe in Verbindung ſteht. Solche Rechte konnen aller— 
dings durch Verjährung erlöſchen. Denn, wie ich ſchon mehr— 
mahl erwähnt habe, erſcheint das Recht in Bezug auf den Ver— 
pflichteten kein Eigenthum, der Berechtigte ſteht mit dem Ver— 
pflichteten in keinem dinglichen, ſondern bloß in einem perſönli⸗ 
chen Rechts verhältniſſe. Die Ausübung eines ſolchen Rechtes ers 
ſcheint ſohin in Beziehung auf den Verpflichteten nicht als Aus— 
übung des Eigenthums, ſondern eines bloßen perſönlichen Rech— 
tes, das ſich auf eine Handlung des Verpflichteten, oder unmit— 
telbar anf das Geſetz gründet (§. 859). 

5) Selbſt dingliche Rechte unterliegen der Verjährung, in 
ſo weit ſie einen Anderen in der freyen Benützung ſeines Eigen— 
thums beſchränken ($$. 1478, 1479, 1488). Allein die Art und 
Weiſe der Ausübung iſt auch hier von dem Geſetze als ein Act 
der freyen Willkühr erklärt. 


5. 1483. 


So lange der Gläubiger das Pfand in Händen 
hat, kann ihm die unterlaſſene Ausübung des 
Pfandrechtes nicht eingewendet, und das Pfand— 
recht nicht verjährt werden. Auch das Recht des 
Schuldners, ſein Pfand einzulöſen, bleibt unver— 
jährt. In ſo fern aber die Forderung den Werth 
des Pfandes überſteigt, kann ſie inzwiſchen durch 
Verjährung erlöſchen. 

1) Das Pfandrecht iſt, fo lange der Gläubiger das (beweg— 
liche) Pfand in Händen hat, als unverjährbar erklärt. Denn 
dadurch, daß er das Pfand in feiner Verwahrung behält, übt er . 
das Pfandrecht wenigſtens theilweiſe aus. Auch wäre es ſonder— 
bar, wie der Eigenthümer durch die längere Zeit, als er ſeine Sa— 
che in dem Pfandbeſitze des Gläubigers gelaſſen hat, die Frey: 
heit ſeines Eigenthums wieder erlangen ſollte. Der Gläubiger 
behält alſo fortwährend jene Rechte, welche dem Pfandrechte we— 
ſentlich ankleben, und inöbefonders das Recht, die Feilbiethung 
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des . gerichtlich zu verlangen, um aus dem Meiſtbothe 
ſeine Befriedigung zu erhalten. 

2) Durch die Fortdauer des Pfandrechtes wird aber nicht 
zugleich das Recht der Forderung erhalten, denn beyde find ver— 
ſchiedene Rechte, und können ſowohl urſprünglich, als in der Fort— 
ſetzung, abgeſondert von einander beſtehen. Urſprünglich beſtehen 
ſie abgeſondert von einander, wenn die Perſon, an die ich die 
Forderung zu ſtellen habe, eine andere iſt, als diejenige, die mir 
das Pfandrecht auf eine ihr eigenthümliche Sache eingeräumt hat. 
In der Fortſetzung werden ſie getrennt, wenn die mir von dem 
Schuldner verpfändete Sache an einen Dritten veräußert wird; 
es kann daher auch geſchehen, daß der Gläubiger dem Schuldner 
ſeine perſönliche Verbindlichkeit nachſieht, ſich aber das aus dem 
Pfandrechte für ihn entſpringende dingliche Recht vorbehält; nur 
kann natürlich dieſe Verzichtleiſtung den Rechten des Pfandgebers 
gegen den eigentlichen Schuldner keinen Eintrag thun. Es liegt 
auch kein Widerſpruch darin, daß der Gläubiger mit Vorbehalt 
ſeines ihm von ſeinem Schuldner eingeräumten Pfandrechtes auf 
ſeine Forderung gegen ihn Verzicht leiſte. Die Forderung, d. i. 
die perſönliche Verbindlichkeit des Schuldners, erliſcht alſo aller— 
dings durch die Verjährung; das Pfandrecht, d. i. das dingliche 
Recht, aus der Pfandſache durch die gerichtliche Feilbiethung 
ſich die Befriedigung zu verſchaffen, dauert aber ſo lange fort, 
als der Gläubiger die Pfandſache in ſeinen Händen hat. 

3) Aus den Worten des gegenwärtigen F.: „In fo fern 
aber die Forderung den Werth des Pfandes überſteigt, kann ſie 
inzwiſchen durch Verjährung erlöſchen,“ könnte es zwar ſcheinen, 
daß nur jener Theil der Forderung durch Verjährung erlöſche, 
welcher den Werth des Pfandes überſteigt. Allein dieſes kann 
unmöglich der wahre Sinn dieſes Schlußſatzes ſeyn, fondern der: 
ſelbe geht offenbar nur dahin, daß in ſo fern die Forderung durch 
den Werth des Pfandes ſelbſt nicht hereingebracht werden kann, 
ſelbe durch Verjährung ganz erlöſchen könne. Es läßt ſich gewiß 
kein Grund denken, warum der Gläubiger gerade für jenen Theil 
ſeiner Forderung, für welchen er ohnehin durch das Pfand gedeckt 
iſt, und welchen er aus der Veräußerung deöfelben einzubringen im 
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Stande ift, auch noch fein perſönliches Recht gegen den Schuld— 
ner beybehalten ſolle, während fein perſönliches Recht in Anſe— 
hung jenes Theiles, welchen er wahrſcheinlich aus der Veräuße— 
rung des Pfandes nicht erhalten kann, durch Verjährung verlo— 
ren gehen ſolle. Hierzu kömmt noch, daß, wie Hr. R. R. Wis 
niwarter 1) bemerkt, bey dem Umftande, als der Werth der vers 
pfändeten Sache zu verſchiedenen Zeiten auch verſchieden iſt, jes 
ner Theil der Forderung, welcher dieſem Unterſchiede des Wer— 
thes der verpfändeten Sache zu verſchiedenen Zeiten gleich iſt, 
bald verjährt, bald wieder nicht verjährt wäre. Herr Hofrath v. 
Zeiller iſt zwar in ſeinem Commentare der Meinung, daß der 
Grund, warum das Pfandrecht in dem im gegenwärtigen F. aus— 
gedrückten Falle nicht verjähre, darin liege, weil der Schuldner 
die Forderung dadurch, daß er das Pfand in Händen des Gläu— 
bigers läßt, ſtillſchweigend anerkennet; allein aus dieſem Grunde 
müßte man, wenn er richtig wäre, folgern, daß die ganze For— 
derung im Falle eines gegebenen Pfandes unverjährbar ſey, weil 
das Pfand dem Gläubiger wegen der ganzen Forderung, und 
nicht bloß wegen desjenigen Theils, der dem Werthe des Pfan— 
des gleich kömmt, gegeben worden iſt, da der Gläubiger dem 
Schuldner nicht denjenigen Theil, welcher über den Werth der 
Sache aus der Feilbiethung gelöfer wird, ſondern nur jenen, der 
den Schuldbetrag überſteigt, zu überlaſſen geſetzlich verbunden 
iſt (S. 465). Ai 

4) Es entfteht hier die Frage, was in dem Falle Rechtens 
ſey, wenn dem Gläubiger ein Pfand zur Sicherſtellung fortlau— 
fender Forderungen, von welchen der §. 1480 redet, gegeben wür— 
de, ob nähmlich das Pfandrecht auch in Beziehung auf die bereits 
verjährten Forderungsbeträge in Ausübung gebracht werden kön— 
ne 2 Hr. v. Zeiller beantwortet dieſe Frage verneinend; allein er 
ſtützt ſeine verneinende Beantwortung auf den Grund, daß der 
Schuldner durch die bloße Zurücklaſſung des Pfandes nicht aner— 
kennet, daß er auch Zinſen ſchuldig geblieben ſey. Allein es wur— 
de ſchon oben bemerkt, daß die Anſicht, der Schuldner erkenne 
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durch die Belaffung des Pfandes in Händen des Gläubigers die Rich: 
tigkeit der Forderung an, der Dispoſition des gegenwärtigen F. nicht 
zum Grunde liegen könne; zu dem paſſet feine verneinende Beantwor— 
tung nur auf die Capitalszinſen, nicht auch auf die übrigen, im g. 
1480 erwähnten fortlaufenden Leiſtungen, als: Abgaben, Renten, 
Mieth- und Pachtzinſen. Ich ſehe keinen Grund ein, warum 
die Anordnung des gegenwärtigen $., daß das Pfandrecht, fo 
lange ſich das Pfand in den Händen des Gläubigers befindet, 
nie verjähre, auf die in dem $. 1480 erwähnten Forderungen 
nicht angewendet werden ſolle, vorausgeſetzt, daß das Pfand aus— 
drücklich zur Sicherſtellung ſolcher Forderungen gegeben worden 
iſt. Das galliziſche Geſetzbuch enthält im $. 620 III. Th. im 
Weſentlichen ganz die nähmliche Beſtimmung, welche der §. 1483 
des gegenwärtigen Geſetzbuches ausſpricht, und es kann kein Zwei— 
fel ſeyn, daß dieſe im §. 620 ausgeſprochene Anordnung auch auf 
jene Leiſtungen ſich beziehe, welche von Zeit zu Zeit abzutragen 
kommen, weil der F. 618 dieſe Leiſtungen allen übrigen auflös- 
baren Verbindlichkeiten ganz gleich ſtellt, und zwiſchen dieſen bey— 
den in Anſehung der Verjährung keinen Unterſchied anerkennet. 
Das gegenwärtige Geſetzbuch hat aber nur darin zwiſchen den 
jährlichen Leiſtungen, von denen im $. 1480 die Rechte iſt, und 
anderen perſönlichen auflösbaren Verbindlichkeiten einen Unter— 
ſchied gemacht, daß es die erſteren auf eine kürzere Verjährungs— 
zeit beſchränkte; außerdem iſt an dem vorigen Geſetze keine Aen— 
derung eingetreten. Die Rechtswirkungen, die hinſichtlich ande— 
rer Forderungen mit dem Verlauf eines Zeitraums von dreyßig 
Jahren eintreten, treten bey den, im F. 1480 erwähnten, nach 
Verlauf von drey Jahren ein; ſo wie, wenn aber das Pfand— 
recht in Anſehung jener Forderungen ſelbſt nach dreyßig Jahren 
nicht erliſcht, ſo hört es auch in Anſehung dieſer Forderungen 
nach Verlauf eines dreyjährigen Zeitraums nicht auf. 

5) Hat aber der Gläubiger das Pfand nicht in Händen, 
ſo erliſcht dasſelbe in jener Zeit, als die Forderung ſelbſt durch 
Verjährung unwirkſam wird. Dieſer Fall tritt bey beweglichen 
Sachen ein, wenn die Uebergabe des Pfandes nur auf eiue ſym— 
boliſche Art geſchah (§. 427), oder wenn das übergebene Pfand 
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dem Pfandgeber mit Vorbehalt des Pfandrechtes zurückgeſtellt 
würde, oder, wenn das Geſetz ſelbſt dem Gläubiger ein Pfand— 
recht auf die beweglichen Güter, die ſich in Händen des Schuld— 
ners befinden, einräumet. Daher geht auch dem Beſtandgeber 
das ihm hinſichtlich des rückſtändigen Beſtandzinſes auf die Ein— 


richtungöſtücke des Beſtandmannes zuſtehende Pfandrecht mit Ver— 


jährung der Beſtandzinſen verloren. Insbeſondere kann die Bor: 
ſchrift des gegenwärtigen F. nicht auf Hypotheken angewendet 
werden; vielmehr kann die Löſchung derſelben auf den Grund der 
vorausgegangenen Verjährung der einverleibten Forderung bewir— 
ket werden ($. 1499). l 
6) Daß das Eigenthumsrecht auf die Pfandſache durch Ver— 
jährung nicht verloren gehen könne, iſt ſchon aus demjenigen zu 
entnehmen, was bey Erläuterung des §. 1479 Nr. 1 geſagt wor— 
den iſt. Die natürliche Folge davon iſt, daß es dem Eigenthü— 
mer zu jeder Zeit freyſtehen müſſe, das Pfand einzulöſen. Nur 
könnte hier die Frage aufgeworfen werden, worin eigentlich das 
Recht der Einlöſung in dem Falle beſtehe, wenn die Verjährungs— 
zeit bereits abgelaufen iſt. Man könnte nähmlich zur Behaup— 
tung ſich veranlaßt ſehen, daß es genüge, wenn der Eigenthümer 
dem Pfandinhaber den Schätzungswerth der Sache vergütet, weil 
der gegenwärtige F. ſich dahin ausſpricht, daß in dieſem Falle 
die Forderung, in ſo weit ſie den Werth des Pfandes überſteigt, 
inzwiſchen durch Verjährung erlöſche. Allein dieſer Folgerung iſt 
ſchon durch dasjenige begegnet, was oben Nr. 3 über den eigent— 
lichen Sinn dieſer Stelle gefagt worden iſt. Auch ergibt ſich die 
Unrichtigkeit der hier erwähnten Behauptung aus den Worten: 
„Auch das Recht des Schuldners, ſein Pfand einzulöſen, bleibt 
un verjährt.“ Durch den Ausdruck „bleibt“ deutet das Geſetz of— 
fenbar an, daß in dem Rechte des Schuldners, ſein Pfand ein— 
zulöſen, durch die Verjährung keine Aenderung eintrete. 
Vor Ablauf der Verjährungszeit beftand aber dieſes Einlöſungs— 
recht des Schuldners offenbar darin, daß er gegen voll ſtän— 
dige Befriedigung des Gläubiges mit ſeiner ganzen Forderung, 
um deren Willen ihm das Pfandrecht auf die Sache eingeräumt 
worden iſt, die Zurückſtellung der letzteren verlangen könne. 
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Eben dieſes Recht ſoll aber dem Schuldner auch nach Verlauf 
der Verjährungszeit vorbehalten bleiben, und der Gläubiger, der 
vielleicht darauf rechnet, daß in der öffentlichen Feilbiethung ein 
höherer Betrag erzielet werde, als der Schätzungswerth des Pfands 
beträgt, kann nicht genöthiget werden, dem Schuldner die Pfand— 
ſache gegen Vergütung des Schätzungswerthes zurück zu ſtellen. 


5. 1484. 


Zur Verjährung ſolcher Rechte, die nur ſelten aus— 
geübt werden können, wird erfordert, daß wäh— 
rend der Verjährungszeit von dreyßig Jahren 
von drey Gelegenheiten, ein ſolches Recht auszu— 
üben, kein Gebrauch gemacht worden ſey (§. 1471). 


1) Die Verjährungszeit fängt hier mit dem Tage zu lau— 
fen an, an welchem ſich die erſte Gelegenheit zur Ausübung des 
Rechtes ergeben hat, bey welcher kein Gebrauch von dem Rechte 
gemacht worden iſt. Die Richtigkeit dieſer Behauptung ergibt 
ſich aus dem, was bey Erläuterung des $. 1478 Nr. 3 und 4 
geſagt worden iſt. Sie iſt aber mit Ablauf der dreyßig Jahre, 
von dieſem Zeitpuncte an gerechnet, verjährt, ohne Unterſchied, 
ob ſich bey dem Auslaufe der Verjährungszeit eine natürliche 
Gelegenheit, das Recht auszuüben, ergeben hat, oder nicht. Denn 
dasjenige, was oben bey Erläuterung des $. 1471 Nr. 2 von 
der Erſitzung ſolcher Rechte, die ſelten ausgeübt werden können, 
geſagt wurde, läßt ſich auf die Verjährung nicht anwenden. Die 
Verjährungszeit umfaßt lediglich denjenigen Zeitraum, in welchem 
ein Recht nicht ausgeübt worden iſt, die Erſitzungszeit dagegen 
umfaßt jenen Zeitraum, während welchen Jemand in ununter— 
brochenem Beſitze der Sachen geweſen iſt, und bey welcher da— 
her der Beſitzer wenigſtens den Anfang des Beſitzes, und den 
Umſtand, daß er zu Ende der Erſitzungszeit im Beſitze der Sache 
geweſen, ausweiſen muß. 

2) Schon aus dem Begriffe der Verjährung, welcher 
weſentlich die Nichtausübung des Rechtes vorausſetzt, folgt, 
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wie Hr. R. R. Winiwarter ) bemerkt, daß das zu verjährende 
Recht bis zur Vollendung der Verjährung nie ausgeübt worden 
ſey, oder mit andern Worten, daß jede Ausübung die vorausge— 
gangene angefangene Verjährung unterbreche. Der gegenwärtige 
$. redet freylich nur von einer dreymahligen Unterlaſſung der Aus⸗ 
übung eines ſolchen Rechtes während der Verjährungszeit; allein 
es will dadurch nur fo viel gefagt werden, daß die dreymahlige 
Nichtausübung die unerläßliche Bedingung zur Verjährung ſey, 
und daß alſo, wenn ſich während der Verjährungszeit nicht drey 
ſolche Gelegenheiten ergeben: haben, die Verjährung fo lange nicht 
vollendet ſey, bis ſich wirklich drey ſolche Gelegenheiten, es aus— 
zuüben, ergeben haben, und es ununterbrochen bey allen dreyen 
nicht ausgeübt worden iſt. Daß dieſes der Sinn der gegenwär— 
tigen Anordnung ſey, ergibt ſtch deutlich aus der Berufung auf 
den F. 1471. 8 

3) Es hat auch ohne Zweifel derjenige, der ſich auf die Ver— 
jährung eines ſolchen Rechtes beruft, darzuthun, daß wirklich drey 
ſolche Gelegenheiten während der Verjährungszeit ſich ergeben ha— 
ben; man würde demſelben aber etwas Unmögliches zu leiſten 
auftragen, wollte man ihm auch die Laft des Beweiſes aufbür— 
den, daß bey dieſen Gelegenheiten das Recht wirklich nicht aus— 
geübt worden iſt. Denn nur Facta ſind der Gegenſtand eines 
Beweiſes, und Verneinungen können es nur in ſo ferne ſeyn, als 
ſie ſich in wirkliche Thatſachen auflöſen laſſen. Darum muß hier 
derjenige, der die Verjährung in Abrede ſtellt, erweiſen, daß das 
Recht in einem oder anderen Falle, als ſich die Gelegenheit zur 
Ausübung desſelben ergeben hat, wirklich ausgeübt worden iſt. 

4) Daß der Fall, wo der Berechtigte dem Verpflichteten die 
Ausübung nur bittweiſe nachgeſehen, und Letzterer das Recht 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend durch ſeine Bitte um Nachſicht 
anerkannt hat, der wirklichen Ausübung ganz gleich zu achten iſt, 
iſt ſchon bey Erläuterung des §. 1471 Nr. 3, erwieſen worden. 
Hier, wo es ſich bloß um die Verjährung handelt, kann dieſe 
Behauptung um ſo weniger einem Zweifel unterzogen werden, 
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als der F. 1497 ausdrücklich anordnet, daß die Verjährung un: 
terbrochen werde, wenn derjenige, welcher ſich auf dieſelbe beru— 
fen will, vor dem Verlauf der Verjährungszeit entweder ausdrück— 
lich oder ſtillſchweigend das Recht des Anderen anerkannt hat. 


5. 1485. 

In Rückſicht der in dem h. 1472 begünſtigten Per— 
ſonen werden, wie zur Erſitzung, alſo auch zur 
Verjährung, vierzig Jahre erfordert. 

1) Der Beyſatz „wie zur Erſitzung“ deutet offenbar 
darauf hin, daß den im F. 1472 benannten Perſonen nur in je— 
nen Fällen eine Verjährungszeit von vierzig Jahren zu Statten 
lomme, in welchen gegen ſie die Erſitzung nur nach Verlauf von 
vierzig Jahren Statt findet, nähmlich dann, wenn die ordentliche 
Nerjährungdzeit auf dreyßig Jahre beſtimmt iſt. 

2) Zweifelhafter iſt die Beantwortung der Frage, ob man 
nigt nach der Analogie mit der Erſitzung die dreyjährige Ver— 
jäh ſungsfriſt in Anſehung dieſer Perſonen auf ſechs Jahre aus: 
dehien ſolle? Wegen desgleichen Grundes, der in einem, wie 
in dem anderen Falle für eine längere, als die gewöhnliche Ber: 
jährungsfriſt ſtreitet, ſollte man wohl meinen, daß obige Frage 
bejahend beantwortet werden müſſe. Allein ich habe ſchon bey 
Erläuterung der §§. 6 u. 7 zu zeigen geſucht, daß ſich eine ſol— 
che ausdehnende Auslegung eines Geſetzes durchaus nicht rechtfer— 
tigen laſſe. Der deutliche Inhalt des gegenwärtigen F. zeiget, 
daß dem Geſetzgeber bey Erlaſſung gegenwärtiger Anordnung der 
$. 1472 vor Augen geſchwebt habe; er würde alſo auch gewiß von 
der Verdoppelung der dreyjährigen, oder noch kürzeren Verjährungs— 
friſt geſprochen haben, wenn es in ſeiner Abſicht gelegen wäre, die 
im . 1472 benannten Perſonen auch in Anſehung der außerordentli— 
chen Verjährungsfriſt zu begünſtigen. Dieſes wird auch durch den 
nächſtfolgenden §. beſtätiget, nach welchem das Geſetz außer der 
Verjährungszeit von dreyßig oder vierzig Jahren nur jene kürze— 
ren Friſten als geltend anerkennet, welche in den Geſetzen aus: 
drücklich enthalten ſind ). 


4) Vergl. Hrn. Winiwarter am g. O. k. 35. 
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Außerordentliche kürzere Verjährungszeit. 


Die allgemeine Regel, daß ein Recht wegen des 
Nichtgebrauches erſt nach Verlauf von dreyßig 
oder vierzig Jahren verloren gehe, iſt nur auf 
diejenigen Fälle anwendbar, für welche das Ge— 
ſetz nicht ſchon einen kürzeren Zeitraum ausge⸗ 
meſſen hat (5. 1465). 

Durch gegenwärtigen $. wird zugleich dasjenige beftätiget, 
was oben F. 1485 Nr. 1 geſagt worden ift. Die Fälle, für wel: 
che das Geſetz eine kürzere Verjährungszeit beſtimmt hat, werden 
in den folgenden $$. 1487 — 1492 angegeben. 


5. 1487. 

Die Rechte, eine Erklärung des letzten Willers 
umzuſtoßen; den Pflichttheil oder deſſen Ergen— 
zung zu fordern; eine Schenkung wegen Undank— 
barkeit des Beſchenkten zu widerrufen; einen ent— 
geldlichen Vertrag wegen Verletzung über die 
Hälfte aufzuheben, oder die vorgenommene Thei— 
lung eines gemeinſchaftlichen Gutes zu beſtrei— 
ten; und die Forderung wegen einer bey dem Ver— 
trage unterlaufenen Furcht, oder eines Irrthums, 
wobey ſich der andere vertragmachende Theil kei— 
ner Liſt ſchuldig gemacht hat, müſſen binnen drey 
Jahren geltend gemacht werden. Nach Verlauf 
dieſer Zeit ſind ſie verjährt. 

1) Die Beweggründe, die hier aufgeführten Beſchwerden auf 
einen kürzeren Zeitraum zu beſchränken, ſind nach der Bemerkung 
des Herrn Hofrathes v. Zeiller hauptſächlich, weil einerſeits der 
Verkürzte binnen dieſem Zeitraume leicht zur Kenntniß dieſer Ver— 
kürzung gelangen kann, und andererfeits auch dem Gegentheile 
und den Theilnehmern ſehr daran liegt, von den Gegenſprüchen 
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bald unterrichtet zu werden, überhaupt aber, weil die Thatſachen, 
wovon die Beurtheilung abhängt, nach einer längeren Friſt ſehr 
verdunkelt, und die Entſcheidungen unſicher gemacht werden. 

2) Ein ſolches Recht, welches nach Verlauf einer Friſt von 
drey Jahren ſchon verjährt, iſt das Recht, eine Erklärung 
des letzten Willens umzuſtoßen. Nach v. Zeillers Commen— 
tare iſt hierunter nicht nur allein ein Teſtament, oder Codizill, 
ſondern auch ein Erbvertrag verſtanden. Dagegen glaubt Hr. R. 
R. Winiwarter !) dieſen Ausdruck nur auf Teſtamente oder Co— 
dizille, mit Ausſchluß eines Erbvertrages, oder Schenkung auf den 
Todesfall, beſchränken zu müſſen. Es unterliegt zwar keinem Zwei— 
fel, daß dieſe Deutung ganz dem Begriffe entſpreche, welchen das 
Geſetz (§. 552) von einer Erklärung des letzten Willens aufſtellt. 
Allein es fällt nicht an Geſetzesſtellen, wo der Ausdruck „Er: 
klärung des letzten Willens, oder letzte Anordnung,“ 
welcher letztere Ausdruck mit dem früheren gleichbedeutend iſt, 
(wie aus dem F. 553 in Verbindung mit dem $. 552 klar her— 
vorgehet) in einer weiteren Bedeutung genommen wird, und auch 
Erbverträge, ja ſelbſt Schenkungen auf den Todesfall in ſich faßt. 
So ſagt der F. 728: „In Ermanglung einer gültigen Erklärung 
des letzten Willens fällt die ganze Verlaffenfchaft des Verſtorbe— 
nen dem geſetzlichen Erben zu.“ Hier iſt doch offenbar unter Erklä— 
rung des letzten Willens auch ein Erbvertrag und eine Schen— 
kung auf den Todesfall verſtanden. Denn iſt ein gültiger Erb— 
vertrag, oder eine gültige Schenkung auf den Todesfall vorhan— 
den, ſo fällt ja ohne Zweifel die ganze Verlaſſenſchaft keines— 
wegs dem geſetzlichen Erben zu. Aus einem ähnlichen Grunde muß 
der Ausdruck „Erklärung des letzten Willens“ im F. 729 in dieſer 
weiteren Bedeutung genommen werden, und eben ſo der Ausdruck 
„letzte Anordnung“ im $. 762. Denn der Erblaſſer darf ja auch 
nicht durch einen Erbvertrag oder eine Schenkung auf den To— 
desfall ſeinen Kindern oder Aeltern den ihnen gebührenden Erb— 
theil ganz entziehen. Iſt aber durch das Geſagte dargethan, daß 
der Ausdruck „eine letzte Willenserklärung“ in dem bürgerlichen 
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Geſetzbuche in einer ausgedehnteren Bedeutung genommen wird, 
ſo dürfte wohl kein Anſtand genommen werden, dieſen Aus— 
druck auch im gegenwärtigen F. in dieſer weiteren Bedeutung zu 
nehmen, indem die Nr. 1 aufgeführten Gründe vollkommen auch 
auf Erbverträge und Schenkungen auf den Todesfall anwend— 
bar ſind. 

3) Schwieriger ſcheint hier die Beantwortung dieſer Frage, 
was das Geſetz eigentlich unter dem Ausdrucke „eine Erklärung 
des letzten Willens um zuſtoßen“ verftehe, indem ſich das Ge— 
ſetz dieſes Ausdruckes ſonſt nirgends bedienet. Daß hievon die 
Fälle auögefchieden werden müſſen, 1) wo man bloß die Wirkſam— 
keit läugnet, indem nähmlich der Erblaſſer feine Verfügung wi— 
derrufen, oder durch eine andere ſpätere Verfügung aufgeho— 
ben hat, und 2) wo man die Erklärung, welche den letzten Wil: 
len des Erblaſſers zu enthalten behauptet, als verfälſcht, oder als 
ganz unecht beſtreitet, hat bereits Hr. R. R. Winiwarter ) be— 
merkt, und es ſcheint nichts Gegründetes dagegen erinnert wer— 
den zu können. Denn in beyden Fällen ſoll der letzte Wille des 
Erblaſſers keineswegs umgeſtoßen, fondern nur dargeſtellt wer— 
den, daß die beſtrittene Erklärung nicht der wahre hetzte Wille 
des Erblaſſers ſey. Da die äußeren Förmlichkeiten, welche das 
Geſetz zur Gültigkeit einer letzten Willenserklärung vorſchreibt, 
vorzüglich den Zweck haben, ſich von dem ernſtlichen wahren Wil— 
len des Erblaſſers die Ueberzeugung zu verfchaffen, und jede Ber: 
fälſchung oder Unterſchiebung hintan zuhalten, und es außerhalb 
der vom Geſetze vorgeſchriebenen äußeren Förmlichkeiten keinen 
anderen Beweis über die Richtigkeit einer letzten Willenserklärung 
gibt, fo kann die Handlung, vermöge welcher Jemand die Gül: 
tigkeit einer letzten Anordnung wegen Mangel der äußeren Förm— 
lichkeiten beſtreitet, nicht unter dem Ausdrucke „einen letzten Wil— 
len umſtoßen,“ begriffen werden, indem dieſer Ausdruck einen 
vorhandenen wirklichen letzten Willen vorausſetzt, der aber gera— 
de wegen der behaupteten Mängel an den äußeren Förmlichkei— 
ten in Zweifel gezogen wird. Das Nähmliche kann aber nicht 


— 
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unbedingt von den inneren Erforderniſſen eines letzten Willens 
behauptet werden; denn der z. B. mit den geſetzlichen Förmlich— 
keiten verſehene letzte Wille eines Verſchwenders iſt immer als ſein 
eigentlicher wahrer Wille anzuſehen, nur iſt er, wenn er über die 
im $. 568 beſtimmte Gränze hinausgeht, wirkungslos. Derjenige, 
welcher daher das Teſtament eines Verſchwenders aus dem Grun— 
de beſtreitet, weil in ſelbem über mehr als die Hälfte des Ver— 
mögens verfügt iſt, ſucht allerdings den wahren Willen des Erb: 
laſſers unwirkſam zu machen, folglich ſelben umzuſtoßen. Umge— 
ſtoßen wird ſohin nach meiner Ueberzeugung eine letzte Willens— 
erklärung dann, wenn die Tendenz der Anfechtung einer produ— 
zirten letztwilligen Anordnung nicht dahin geht, den wahren, ernſt— 
lichen und letzten Willen des Erblaſſers in Zweifel zu ziehen, ſon— 
dern die Beſtreitung darauf gerichtet iſt, den als richtig voraus— 
geſetzten wahren, ernſtlichen und letzten Willen desſelben 
als unwirkſam darzuſtellen. In dieſer Hinſicht ſollen daher die 
inneren Erforderniſſe eines letzten Willens durchgegangen, und 
die Anwendung des hier aufgeſtellten Grundſatzes bey jedem ein— 
zelnen derſelben gezeigt werden. 

a) In dem Zuftande der Raſerey, des Wahnſinnes, Blödſinnes 
oder der Trunkenheit kann kein wahrer, ernſtlicher Wille er— 
klärt werden. Wer daher eine letztwillige Anordnung aus dem 
Grunde beſtreitet, weil er behauptet, daß der Erblaſſer zur Zeit 
derſelben des Gebrauchs der Vernunft nicht mächtig war, ſucht 
lediglich darzuſtellen, daß die vorgebliche letzte Anordnung den 
wahren ernſtlichen Willen des Erblaſſers nicht enthalte, und ſei— 
ne Beſtreitung kann ſohin nicht als eine Umſtoßung des letzten 
Willens angeſehen werden. 

b) Ein gerichtlich erklärter Verſchwender iſt allerdings fähig, ſei— 
nen wahren ernſtlichen Willen zu erklären. Dieſes ſetzt das 
Geſetz ſelbſt voraus, ſonſt müßte es die Erklärung des letzten 
Willens des Verſchwenders ganz als ungültig erklären, und 
könnte dieſelbe auch nicht theilweiſe aufrecht erhalten. Darum 
habe ich ſchon oben meine Meinung dahin ausgeſprochen, daß 
die Beſtreitung eines von dem verſchwenderiſchen Erblaſſer hin— 
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terlaffenen rechtöfdrmlichen Teſtamentes unter den Begriff des 
Umſtoßens ſubſumirt werden müſſe. 

c) Unmündige ſind zu teſtiren gänzlich als unfähig erklärt (§. 569). 
Dieſe Anordnung gründet ſich offenbar darauf, weil das Ge— 
ſetz bey dieſen Perſonen noch gar keinen ſolchen Willen, welcher 
als etn Product ihrer Vernunftthätigkeit angeſehen werden könn— 
te, vorausſetzt. Dieſes beweiſet vorzüglich der §. 48 des bürgl. 
Geſetzbuches, welcher die Unmündigen gleich den Wahn- und 
Blödſinnigen für unfähig erklärt, eine Einwilligung zur Schlie— 
ßung eines Ehevertrages zu erklären. Das Teſtament eines 
Unmündigen anfechten, kann alſo auch aus obigem Grunde un— 
ter den Begriff „Umſtoſſen des letzten Willens“ nicht ſubſu— 
mirt werden. Hätte aber ein bereits Mündiger, der jedoch noch 
nicht achtzehn Jahre alt iſt, ein gerichtliches Teſtament errich— 
tet, ſo wäre dadurch allerdings ſein wahrer ernſtlicher Wille 
außer Zweifel geſetzt, und die Beſtreitung desſelben wäre alſo 
wirklich als ein Umſtoßen ſeines letzten Willens anzuſehen. 

d) Als ein inneres Erforderniß zur Gültigkeit eines letzten Wil— 
lens wird in dem F. 570 auch feſtgeſetzt, daß derſelbe ſich nicht 
auf einen weſentlichen Irrthum des Erblafferd gründe. Als 
ein weſentlicher Irrthum wird aber erklärt, wenn der Erblaſſer 
die Perſon, welche er bedenken, oder den Gegenſtand, welchen 
er vermachen wollte, verfehlt hat. Wer demnach die Gültig— 
keit einer letzten Willenserklärung aus dem Grunde eines un— 
terlaufenen weſentlichen Irrthums beſtreitet, ſucht gleichfalls nicht 
den Willen des Erblaſſers umzuſtoßen, ſondern ſein Streben 
geht vielmehr dahin, daß nicht etwas in Vollzug geſetzt werde, 
was gegen, oder wenigftend außer dem Willen des Erblaſ— 
ſers iſt. Ein Aehnliches gilt auch in Anſehung einer durch ein— 
gejagte Furcht erzwungenen Willenserklärung. 

e) Ordensperſonen ſind an und für ſich zwar nicht unfähig, eine 
vernünftige Willensäußerung abzugeben, allein ihnen mangelt 
in der Regel ein Gegenſtand, über welchen ſie letztwillig ver— 
fügen könnten, indem ſie kein Eigenthum beſitzen. Eine letzte 
Willenserklärung ſolcher Ordensperſonen kann daher auch durch 
den Verlauf der Zeit eben ſo wenig zur Gültigkeit gelangen, 
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als das Vermächtniß einer ſolchen Sache, die weder dem Erb⸗ 
laſſer, noch dem Erben oder Legatar, welcher ſie einem Drit— 
ten leiſten ſoll, gehört (§. 662). Eine ſolche Verfügung er— 
klärt das Geſetz ohne Ausnahme für wirkungslos, ſie kann 
alſo auch nach Verlauf der Zeit nicht zu einer rechtlichen Wir— 
kung gelangen. 

1) Ein Verbrecher, der zur Todesſtrafe, oder zur ſchwerſten oder 
ſchweren Kerkerſtrafe verurtheilt wurde, kann von dem Tage des 
ihm angekündeten Urtheils, und ſo lange ſeine Strafzeit dauert, 
keine gültige Erklärung des letzten Willens machen ($. 574). 
Würde indeſſen ein ſolcher Verbrecher doch eine letztwillige An— 
ordnung, mit den geſetzlichen Förmlichkeiten verſehen, machen, 
dann gehört die Beſtreitung derſelben, da ſie darauf hingehet, 
den zweifellos erklärten wahren letzten Willen desſelben unwirk— 
ſam zu machen, unter den Begriff des Umſtoß ens einer letz— 
ten Willenserklärung. 

Uebrigens kann die Umſtoßung die ganze letztwillige Verfü— 
gung, oder einen Theil derſelben betreffen, z. B. wenn ein Ver— 
ſchwender über ſein ganzes Vermögen teſtitt hätte; aber wenn 
die Fähigkeit des Erben beſtritten wird, ſo kann dieſes keine Um— 
ſtoßung des letzten Willens genannt werden, weil dann die Ver— 
fügung des Erblaſſers nicht ungültig, ſondern nur in Beziehung 
auf den eingeſetzten Erben ſelbſt unwirkſam wird ). 

4) Weiters wird in drey Jahren verjährt das Recht, den 
Pflichttheil oder deſſen Ergänzung zu fordern. Da das Recht des 
Notherben auf den Pflichttheil in den meiſten Fällen durch eine 
letzte Anordnung im weiteſten Sinne des Wortes verkürzt wird, 
ſo iſt die hier erwähnte Forderung auch in den meiſten Fällen mit 
der theilweiſen Umſtoßung eines letzten Willens verbunden. 
Allein immer iſt dieſes doch nicht der Fall, indem der Pflichttheil 
der Notherben auch durch eine pflichtwidrige Schenkung unter Le— 
benden verkürzt werden kann (F. 951). Unter dem hier erwähn— 
ten Rechte kann zwar, wie Hr. R. R. Winiwarter ) bemerkt, 
nicht auch das Recht begtiffen werden, im Falle der gänzlichen 
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Uebergehung nach dem $. 777 einen größeren Antheil als den 
Pflichttheil zu fordern, oder im Falle des F. 778 den letzten 
Willen mit Ausnahme einiger Vermächtniſſe gänzlich zu entkräf— 
ten. Allein ich glaube, daß die Ausführung dieſes letzteren Rech— 
tes doch immer als eine theilweife Umſtoßung des letzten Wil— 
lens angeſehen werden müſſe. Es iſt zwar allerdings richtig, 
daß ſich die Anordnung der $$. 777 u. 778 auf die Vermuthung 
gründe, der Erblaſſer würde, wenn er von der Exiſtenz des über— 
gangenen Notherben Kenntniß gehabt hätte, ſeine letztwillige An— 
ordnung nicht in der Art, wie ſie vorliegt, gemacht haben, und 
daß das Geſetz daher durch dieſe Verfügungen den wahrſcheinlichen 
Willen des Erblaſſers ſuppliren wollte; allein immer liegt doch 
hier ein wahrer und ernſtlicher Wille des Erblaſſers vor, der durch 
Ausführung dieſes Rechtes unwirkſam gemacht werden ſoll. Wenn 
im Falle des §. 777 unter den mehrern Kindern ſich Eines be— 
findet, was auf den Pflichttheil beſchränkt iſt, ſo könnte auch hier 
der aus Irrthum übergangene Notherbe nicht mehr als den Pflicht— 
theil anſprechen. Sein Recht hierauf würde ſohin nach dem zwey— 
ten Abſatze dieſes F. durch Verlauf von drey Jahren erlöſchen. 
Nun iſt nicht abzuſehen, warum demſelben in dem Falle, als er 
mehr als den Pflichttheil anzuſprechen das Recht hat, dasſelbe 
binnen eben dieſem Zeitraum nicht erlöfchen ſolle. 

5) In wie fern eine Schenkung wegen Undankbarkeit wi— 
derrufen, oder ein Vertrag wegen Verletzung über die Hälfte auf— 
gehoben werden könne, iſt ſchon bey Erläuterung der §§. 948, 
949 u. 934 näher erörtert worden, daher ſich hier lediglich dar— 
auf bezogen wird. Die Theilung eines gemeinſchaftlichen Gutes 
kann zwar aus eben den Gründen beſtritten werden, aus welchen 
auch andere Verträge angefochten werden koͤnnen; z. B. wegen 
Irrthums, Verletzung über die Hälfte, oder Gewährleiſtung, und 
in ſo weit wäre daher das Recht, die vorgenommene Theilung zu 
beſtreiten, mit dem Rechte, einen Vertrag wegen Verletzung über 
die Hälfte, oder wegen einer dabey unterlaufenen Furcht oder eines 
Irrthums aufzuheben, identiſch. Allein eine Theilung eines von 
mehreren Perſonen beſeſſenen gemeinſchaftlichen Gutes kann vor— 
genommen werden, ohne daß gerade alle Theilhaber in die vor— 
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genommene Theilung eingewilliget haben, ohne daß daher von 
Seite des Einen oder Anderen ein wirklich abgeſchloſſener Ver— 
trag vorhanden iſt. Haben alſo z. B. neun Theilhaber während 
der Abweſenheit des zehnten die Theilung der gemeinfchaftlichen 
Sache eigenmächtig vorgenommen, ſo tritt hier keiner der oben 
angegebenen Fälle ein, in welchen ein Vertrag aufgehoben wer— 
den kann; daher muß der zehnte Theilhaber, wenn er die in ſei— 
ner Abweſenheit vorgenommene Theilung beſtreiten will, binnen 
drey Jahren ſeine Klage anbringen, nach Verlauf dieſer Zeit iſt 
er die vorgenommene Theilung zu beſtreiten nicht mehr berechtiget. 

6) Die Forderung wegen einer bey einem Vertrage unter— 
laufenen Furcht iſt ohne Beſchränkung, jene wegen eines Irre 
thums aber nur dann der dreyjährigen Verjährung unterworfen, 
wenn ſich der andere Vertrag machende Theil dabey keiner Liſt 
ſchuldig gemacht hat. Dieſes kann aber geſchehen, a) wenn die 
falſchen Angaben, durch die der Andere irre geführt worden iſt, 
in dem eigenen Irrthume des Anderen gegründet waren; b) wenn 
der verſprechende Theil von einem Dritten durch falſche Angaben 
irre geführt worden iſt, oder e) ſelbſt an feinem Irrthume Schuld 
war, dem Annehmenden der von einem Dritten veranlaßte Irr— 
thum aber bekannt war, oder der in dem Verſprechenden ob— 
waltende Irrthum offenbar aus den Umſtänden auffallen mußte 
(So. 875 u. 876), in der Vorausſetzung jedoch, daß der Anneh— 
mende in beyden Fällen zur Hervorbringung des Irrthums ſelbſt 
nichts beygetragen hat ). Herr R. R. Winiwarter glaubt, daß 
unter dem Ausdrucke: „Die Forderung wegen einer bey einem 
Vertrage unterlaufenen Furcht oder Irrthums“ nach dem Zuſam— 
menhange nur jene Forderung zu verſtehen ſey, welche den in 
Furcht Geſetzten oder in Irrthum Befangenen in Anſehung des 
Rechtes ſelbſt zuſtehet, alſo die Forderung, in Folge der SS. 870 
und 871 die Aufhebung des Vertrages, oder nach dem F. 872 
die angemeſſene Vergütung zu fordern. Allein ich finde zu die— 
fer einſchränkenden Deutung des Ausdruckes „Forderung“ hier 
keinen zureichenden Grund. Dieſer Schriftſteller ſucht zwar dieſe 
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Behauptung dadurch zu begründen, daß er ſagt, es ergebe fich 
aus der Vergleichung dieſes mit den übrigen im gegenwärtigen 
§. enthaltenen Fällen, daß hier das Geſetz die Verjährung nur 
in Anſehung des Rechtes beſtimmen wollte, das auf die gänzli— 
che oder theilweiſe Aufhebung des Geſchäftes ſelbſt geht, nicht 
aber in Anſehung der Rechte, welche zwar einen Vertrag, bey 
dem Furcht oder Irrthum vorkam, zur Veranlaſſung hatten, aber 
als unmittelbare Wirkungen desſelben nicht angeſehen werden 
können. Allein die Frage, ob und welche Entſchädigung ein ſol— 
cher Contrahent dem verletzten Theile zu leiſten habe, iſt immer 
von der Vorfrage abhängig, ob der Vertrag ſelbſt als ungültig 
angeſehen werden könne, und in den meiſten Fällen zeigt ſich der 
wahre Schade erſt dann, wenn das Geſchäft als ungültig aufge— 
hoben wird. Herr R. R. Winiwarter rechnet die Forderung, die 
für den in Furcht geſetzten, oder in Irrthum geführten Theil 
aus dem F. 872 entſpringt, ſelbſt unter jene, die nach Verlauf 
von drey Jahren erlöſchen, und doch iſt auch dieſe weder auf 
eine theilweiſe, noch auf eine gänzliche Aufhebung des Geſchäftes 
ſelbſt, ſondern bloß auf Leiſtung einer angemeſſenen Verguͤtung, 
ſohin Entſchädigung gerichtet. g 

7) Der L. beſtimmt keinen Zeitpunct, von welchem an die 
Verjährung laufe; es iſt ſich daher hier nach der allgemeinen Re— 
gel des F. 1478 zu halten, vermög welchem die Verjährung dann 
eintritt, wenn das Recht an ſich hätte ſchon ausgeübt werden 
können, und der Berechtigte es doch nicht ausgeübt hat. In dem 
Falle nun, als es ſich um das Recht, eine Erklärung des letzten 
Willens umzuſtoßen, handelt, beginnt die Möglichkeit der Ausfüh— 
rung dieſes Rechtes offenbar erſt von dem Tage der Kundma— 
chung des letzten Willens, und nicht ſchon mit dem Todestage 
des Erblaſſers. Der Inteſtaterbe kann ſich zwar gleich nach dem 
erfolgten Tode des Erblaſſers als Erbe der Verlaſſenſchaft er 
klären; allein dieſe Erklärung kann noch nicht als eine Ausfüh— 
rung des Rechtes, den letzten Willen umzuſtoßen, erklärt werden, 
und insbeſonders in dem Falle nicht, wenn demſelben noch nicht 
bekannt ſeyn konnte, daß ein letzter Wille des Erblaſſers exiſtire; 
indem in dieſem Falle ſeine Erbserklärung nur in der irrigen 
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Meinung abgegeben wurde, daß keine letztwillige Anordnung des 
Erblaſſers vorhanden iſt. Ein Aehnliches iſt der Fall, wenn der 
Notherbe in der letzten Anordnung ausdrücklich oder ſtillſchwei— 
gend von dem Erbrechte ausgeſchloſſen, oder auf einen kleineren 
Theil der Verlaſſenſchaft als auf die Hälfte, oder beziehungs— 
weiſe ein Drittheil eingeſetzt wäre. Wäre aber demſelben ein 
beſtimmtes Vermächtniß zugedacht, ſo kann er, in ſo lange die Ab— 
handlung nicht gepflogen, und die reine Erbſchaft nicht ausgemit— 
telt, daher auch nicht ins Reine geſtellt iſt, wie viel der Pflicht— 
theil der Ziffer nach betragt, das Recht, die Ergänzung des Pflicht— 
theils zu verlangen, nicht ausüben, ſein Recht kann daher vor 
dieſem Zeitpuncte auch zu verjähren nicht beginnen. Das Recht, 
eine Schenkung wegen Undankbarkeit zu widerrufen, kann erſt 
dann ausgeübt werden, wenn der Undank wirklich begangen wur— 
de, alſo läuft auch die Verjährung nur von dieſem Zeitpuncte an. 
Die Ausübung aller übrigen in dem gegenwärtigen F. enthalte— 
nen Rechte iſt aber an ſich möglich, ſobald der Vertrag abge— 
ſchloſſen, oder die Theilung vorgenommen worden iſt. Wenn der 
Verkürzte von dem Thatumſtande, der ihn zur Ausführung ſei— 
nes Rechtes berechtigt, in Kenntniß kam, darauf kömmt es nicht an. 


5. 1488. 

Das Recht der Dienſtbarkeit wird durch den Nichts 
gebrauch verjährt, wenn ſich der verpflichtete 
Theil der Ausübung der Servitut widerſetzt, und 
der Berechtigte durch drey auf einander folgen— 
de Jahre ſein Recht nicht geltend gemacht hat. 

1) Dienſtbarkeiten verjähren in der Regel, fo wie alle übri: 

gen Rechte, durch den dreyßigjährigen Nichtgebrauch (F. 1479): 

Hie von iſt ſchon in dem fo eben bezogenen §. Erwähnung geſche— 

hen. Aber in dem Falle, als der Verpflichtete ſich der Ausübung 

der Dienſtbarkeit wid erſetzt hat, erliſcht das Recht nach Ver⸗ 

lauf dreyer Jahre, wenn der Berechtigte innerhalb dieſes Zeit— 

raums von feinem Rechte keinen weiteren Gebrauch gemacht hat; 
8 * 
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2) Unter dem Ausdrucke „widerſetze ne iſt hier nicht bloß 
ein gewaltſames Entgegenſtreben zu verſtehen, ſondern es be— 
greift zugleich nicht nur eine mündliche Unterſagung, ſondern auch 
jede Anſtalt, wodurch die Ausübung der Servitut gehindert wird, 
z. B. wenn der Verpflichtete die von dem Berechtigten in die 
dienſtbare Mauer eingeſpitzten Oeffnungen vermauert, oder, wenn 
er, um den Fahrweg zu hindern, einen Graben ziehen läßt u. ſ. w. ). 

3) Das Geſetz unterſcheidet nicht, ob die Widerſetzung in 
der redlichen Meinung, daß der ſich Widerſetzende dazu berech— 
tiget ſey, geſchehe oder nicht. Zwar könnte man glauben, daß 
eine ſolche redliche Meinung hier vorausgeſetzt werden müſſe, 
weil durch das Factum des Widerſetzens der Verpflichtete ein 
Unterſagungs- oder Hinderungsrecht ausübe, und es ſich daher 
nicht lediglich um die Verjährung eines Rechtes, welche durch 
den bloßen Nichtgebrauch desſelben zu Stande kömmt, fondern 
um die Erwerbung oder Erſitzung des Unterſagungs- oder Hin— 
derungsrechtes handelt (§. 1482). Allein eben daraus, daß der 
gegenwärtige F. von dem Geſetzgeber unter die Beſtimmungen 
über die Verjährung eingereihet iſt, iſt auch klar zu entnehmen, 
daß hier nur die Grundſätze von der Verjährung in Anwendung 
zu kommen haben. Obſchon bey dieſer Verjährung alſo auch 
eine Art Erſitzung mitunter läuft, ſo hat doch das Geſetz den im 
gegenwärtigen F. berührten Fall lediglich als Verjährung aufge— 
griffen, wahrſcheinlich aus dem Grunde, weil es ſich hier nicht 
um Erlangung eines Rechtes handelt, das erſt durch die Erſitzung 
an den Erwerber übertragen werden ſollte, ſondern um das Er— 
löſchen eines die Ausübung des dem Verjährenden ohnehin ſchon 
zukommenden Rechtes einſchränkenden Befugniſſes. ö 

4) Wichtig iſt die Frage, was dazu erforderlich ſey, um be— 
haupten zu können, daß der Nichtgebrauch einer Dienſtbarkeit 
eingetreten ſey? Die Beantwortung dieſer Frage unterliegt, wie 
Herr Profeſſor Schuſter bemerkt 2), in Hinſicht der von Zeit 


1) Siehe Hrn. Schuſters Baurecht g. 2132. 

2) Ebenda h. 102 u. ſ. w. Da ich mit den Anſichten des Hrn, Profeſſors Schuſter 
in vieler Beziehung ganz einverſtanden bin, fo bin ich bey den nachfolgen- 
den Bemerkungen ſeinen Erörterungen größtentheils gefolgt. 
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zu Zeit wirkſamen Dienftbarfeiten (servitutes discontinuae) gar 
keiner Schwierigkeit; denn da deren Ausübung nicht gedacht wer— 
den kann, außer, wenn von Zeit zu Zeit eine Handlung unter— 
nommen wird, wie z. B. in dem Viehtrieb, Weiderecht, Fußſteig 
u. ſ. w., ſo läßt es ſich auch nicht verkennen, daß, ſo wie dieſe 
Ausübung unterbleibt, der Nichtgebrauch eintrete. Die Servitutes 
continuae kommen ſämmtlich darin überein, daß zur Ausführung 
derſelben ein Werk, das meiſtens in einem Baue beſteht, erfor— 
derlich iſt; aber ſie unterſcheiden ſich wieder dadurch von einan— 
der, daß bey einigen derſelben die Ausübung lediglich in der Her— 
ſtellung dieſes Werkes beſteht, wie z. B. bey der Servitut der Laſt— 
tragung, der Balkeneinlaſſung, — bey anderen aber nach hergeſtell— 
ten Werke eben fo, wie in den servitutibus discontinuis erfordert 
wird, daß von Zeit zu Zeit etwas unternommen werde, um be— 
haupten zu können, die Dienſtbarkeit befinde ſich in Ausübung, 
ſo z. B. in der Dienſtbarkeit, den Rauch des Nachbars in den 
Schornſtein zu führen, daß nach erbauten Schornftein der Rauch 
wirklich dahin geführet werde; in der Waſſerleitungsdienſtbarkeit, 
daß erſt die Röhren und Canäle angelegt werden, und fodann 
das Waſſer durch dieſelben geleitet werde u. ſ. w. Was nun 
die erſtere Gattung dieſer Dienſtbarkeiten betrifft, ſo unterliegt 
es ebenfalls keinem Zweifel, daß deren Nichtgebrauch nur durch 
die gänzliche Vernichtung des Werkes beginnen könne. Der 
Beyſatz gänzliche rechtfertigt ſich aus dem §. 1482. Was aber 
die zweyte Gattung der Dienſtbarkeiten betrifft, fo find einige 
Rechtsgelehrte der Meinung, daß der Fortbeſtand dieſes Werkes 
allein ſchon die Ausübung begründe, und die Unterlaſſung der 
zeitweiſen wirklichen Ausübung daher als kein Nichtgebrauch an— 
zuſehen ſey. Denn durch den Fortbeſtand des Werkes treten nach 
ihrer Meinung die Bedingungen ein, die aus dem Begriffe einer 
Dienſtbarkeit entſpringen, indem der Eine ein Recht auf fremden 
Grunde ausübe, und der Andere ſich die Ausübung gefallen laſ— 
ſe. Freylich werde durch den bloßen Fortbeſtand des Werkes 
die Dienſtbarkeit nicht in vollem Maße ausgeübt, allein dieſes 
ſey nicht erforderlich, was auch in Bezug auf das öſterreichiſche 
Geſetzbuch der §. 1482 beſtätiget. Allein der bloße Beſtand des 
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Werkes kann als eine theilweife Ausübung nicht angeſehen wer— 
den; denn mit der Anlegung des Werkes wird nur ſo viel er— 
zweckt, daß man dadurch erſt in den Stand geſetzt wird, die 
Ausübung der beſtellten Dienſtbarkeit zu bewirken. Das Werk 
ſelbſt iſt daher nur als Mittel zur Ausübung der Dienſtbarkeit, 
keineswegs aber als die Ausübung derſelben ſelbſt anzuſehen. 
Nach dem öſterreichiſchen Rechte dürften ſohin auch dieſe Dienſt— 
barkeiten, von denen hier die Rede iſt, mehr den Servituti— 
bus continuis, als den discontinuis beygezählet werden, und es 
können Dienſtbarkeiten, die zu ihrer Ausübung nur eines Baues 
bedürfen, am angemeſſenſten einfache (simplices), diejenigen 
aber, die außerdem auch von Zeit zu Zeit einer Handlung bedür— 
fen, zuſammengeſetzte (qualificatae) genannt werden. 

4) Die dreyjährige Verjährungszeit iſt im Falle des gegen’ 
wärtigen $. von dem Zeitpuncte an zu berechnen, als der Ver— 
pflichtete ſich der Ausübung der Servitut widerſetzt hat, vor— 
ausgeſetzt, daß der Berechtigte nach der Thatſache der Wider— 
ſetzung ſich jeder Ausübung enthalten hat. Hätte der Berech— 
tigte die Ausübung der Dienſtbarkeit nach dieſer Thatſache auch 
nur einmahl unternommen, fo würde von dem Zeitpunete, als 
er hierauf die Ausübung derſelben neuerdings unterlaſſen hat, 
wohl die Verjährung von dreyßig Jahren, nicht aber die von 
dreyen Jahren zu laufen beginnen, weil der Verpflichtete durch 
dieſe Ausübung aus dem Beſitze des Unterſagungsrechtes geſetzt 
worden iſt. 


5. 1489. 


Jede Entſchädigungsklage erliſcht nach drey Jah⸗ 
ren von der Zeit an, zu welcher der Schade dem 
Beſchädigten bekannt wurde. Iſt ihm der Scha— 
de nicht bekannt worden, oder iſt derſelbe aus 

einem Verbrechen entſtanden; ſo verjährt ſich das 
Klagerecht nur nach dreyßig Jahren. 

1) Der allgemeine Ausdruck (jede Entſchädigungsklage) 
begreift, ſagt Hr. v. Zeiller in ſeinem Commentare, jeden Scha— 
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den in ſich, er mag außer oder in Vertragsverhältniſſen verur— 
ſacht worden ſeyn. Hr. v. Scheidlein ) iſt dagegen der Mei— 
nung, daß hier nur eine Entſchädigungsklage zu verſtehen ſey, 
welche angebracht wird, wenn der Schade außer einem Vertrags— 
verhältniſſe verurſacht worden iſt. Denn der Erſatz eines in 
einem Vertrags verhältniſſe verurſachten Schadens werde mittelſt 
der Contractsklage, nicht mittelſt einer befonderen Entſchädigungs— 
klage angeſprochen; insbeſondere iſt er der Meinung, daß die 
aus dem Bevollmächtigungs vertrage entſpringende, auf Schaden— 
erſatz gerichtete Klage des Machtgebers gegen den Machthaber 
erſt in dreyßig Jahren erlöſche, und dieſe dreyßig Jahre erſt vom 
Tage des errichteten Vertrages zu bemeſſen ſeyn, ohne Rückſicht 
auf die Zeit, zu welcher die Rechnung gelegt wird, wenn gleich 
ſich erſt aus der Rechnung ergibt, ob und welcher Schade dem 
Machtgeber von dem Machthaber verurfacht worden ſey. Allein 
ſehr richtig bemerkt dagegen Hr. R. R. Winiwarter ), daß 
daraus die offenbare Unzukömmlichkeit folgen würde, daß, wenn 
3. B. das Mandatsverhältniß über dreyßig Jahre dauerte, der 
Mandatar aber erſt nach dem dreyßigſten Jahre durch Verſchul— 
den einen Schaden verurfachte, der Mandant keine Entſchädigung 
fordern könnte. 

2) Jedoch unterliegt die weitere Behauptung des Hrn. R. 
R. Winiwarter, daß der Ausdruck „jede Entſchädigungsklage“ nicht 
auch auf jene Entſchädigungsklagen ausgedehnt werden könne, für 
welche ſchon in andern Stellen des Geſetzbuches eine gewiſſe Friſt 
beſtimmt worden iſt, keinem gegründeten Zweifel; denn Geſetzes— 
ſtellen in einem und dem nähmlichen Geſetzbuche können ſich ein— 
ander nicht aufheben, ſondern müſſen ſelbſt dann, wenn ſich 
zwiſchen ſelben ein ſcheinbarer Widerſpruch zeigen ſollte, in Ein— 
klang gebracht werden. In dem Geſetzbuche gibt es viele Vor— 
ſchriften, welche als allgemeine Regeln für alle jene Fälle gelten, 
für welche nicht ein beſonderes Geſetz eine Ausnahme feſtgeſetzt 
hat. Dieſes iſt auch der Fall in Anſehung des gegenwärtigen g., 


— 


\ 
1) Im 5. Hefte feiner Miscellen 9. &7. 
2) Am g. O. 9. au, 
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welcher eine allgemeine Regel für alle Entſchädigungsklagen, 
fie mögen von was immer für einer Art ſeyn, aufgeſtellt hat. 
Hievon machen aber jene Entſchädigungsklagen eine Ausnahme, für 
welche in den einzelnen $$. ein beſonderer Zeitraum feſtgeſetzt 
iſt, nach deſſen Verlauf ſie nicht mehr angebracht werden können. 

3) Die außerordentliche dreyjährige Verjährungszeit fängt 
von dem Zeitpuncte zu laufen an, als dem Beſchädigten der Scha— 
de bekannt wurde, nicht aber von dem Zeitpuncte, als er ihm 
bekannt ſeyn konnte. Wäre dieſes Letztere der Fall, wie Herr 
Hofrath von Zeiller in ſeinem Commentare auch wirklich anzuneh— 
men ſcheint, ſo wäre die im practiſchen Leben mehrfach vorkom— 
mende Behauptung, daß in der Regel drey Jahre nach gelegter 
Rechnung der Rechnungsleger wegen eines bloßen Verſchuldens zu 
keinem Erſatze mehr angehalten werden könne (in fo ferne nähmlich 
die Beſchädigung aus der Rechnung erhellet), allerdings gegrün— 
det. Allein die Legung der Rechnung in dieſem Falle ſetzt denjenigen, 
dem die Rechnung gelegt werden ſoll, lediglich in die Möglichkeit, 
in die Kenntniß der Beſchädigung zu kommen; er iſt aber nicht 
verpflichtet, die Rechnung ſogleich zu durchgehen, es kann ihm al— 
ſo auch eine dießfällige Verſäumniß nicht in der Art zur Laſt ge— 
legt werden, daß er dießfalls mit dem Verluſte der ihm vom Ta— 
ge, als ihm der Schade bekannt geworden iſt, laufenden Verfäh— 
rungsfriſt beſtraft werden könnte. Die Verjährung kann alſo hier, 
wenn nicht ſeine frühere Kenntniß der Beſchädigung auf eine an— 
dere Weiſe erwieſen wird, nur von dem Tage der geſtellten Män— 
gel zu berechnen angefangen werden. 

4) Von der Regel, daß jede Entſchädigungsklage in drey 
Jahren erlöfche, macht der gegenwärtige §. zwey Ausnahmen. 
Die erſte betrifft den Fall, als der Schade dem Beſchädigten nicht 
bekannt geworden; die zweyte den Fall, als derſelbe aus einem 
Verbrechen entftanden iſt. Die erſte kann indeſſen nur im unei— 
gentlichen Verſtande als eine Ausnahme von der im F. aufgeftell: 
ten Regel angeſehen werden. Denn iſt dem Beſchädigten der Scha— 
de gar nicht bekannt geworden, ſo tritt eigentlich der Fall, für 
welchen die Regel gegeben worden iſt, gar nicht ein, und es iſt 
vielmehr die allgemeine Vorſchrift des . 1479 in Anwendung 
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zu bringen. Wäre dem Beſchädigten der Schade erſt zu Ende 
der allgemeinen Verjährungszeit, z. B. im acht und zwanzigſten 
Jahre nach der geſchehenen Beſchädigung bekannt geworden, ſo 
ſtände dem Beſchädiger nach Verlauf der dreyßig Jahre, wenn 
binnen dieſer Zeit keine Klage auf Entſchädigung angebracht wor— 
den iſt, ohne Zweifel das Recht zu, ſich auf die allgemeine Verjäh— 
rungszeit von dreyßig Jahren zu berufen; denn der Umſtand, daß 
der Beſchädigte noch vor Ablauf dieſer Verjährungszeit wirklich 
zur Kenntniß des Schadens gelangt iſt, kann demſelben noch nicht 
zum Vortheile gereichen, und den Termin, binnen welchem er 
die Entſchädigungsklage anzubringen hat, weiter hinaus rücken, 
als der Fall geweſen wäre, wenn er gar nicht zur Kenntniß des 
Schadens gelangt wäre. Die am Tage liegende Abſicht des Ge— 
ſetzgebers geht nur dahin, dem Beſchädigten für den Fall, als er 
zur Kenntniß des Schadens gekommen iſt, den Verjährungster— 
min zu beſchränken, nicht aber zu erweitern. 

5) Der zweyte Fall gründet ſich auf die Betrachtung, daß 
ein Verbrecher keine Begünſtigung verdiene. Da indeſſen der 5. 
ausdrücklich von einem aus einem Verbrechen entſtandenen 
Schaden redet, ſo läßt ſich die hier angeführte Ausnahme nicht 
auch auf die durch eine bloße ſchwere Polizey-Uebertretung zuge— 
fügte Beſchädigung ausdehnen, und zwar um ſo weniger, als, 
wenn der Geſetzgeber auch dieſe unter dem Ausnahmsfalle hätte 
begreifen wollen, er ſich gewiß eines ähnlichen Ausdruckes, wie 
im $. 1331, bedient haben würde. 


5. 1490. 

Klagen über Injurien, die lediglich in Beſchim— 
pfungen durch Worte, Schriften oder Geberden 
beſtehen, können nach Verlauf eines Jahres nicht 
mehr erhoben werden. Beſteht aber die Belei— 
digung in Thätlichkeiten; fo dauert das Klage: 
recht auf Genugthuung durch drey Jahre. 


1) Injurien oder Ehrenbeleidigungen werden entweder als 
ſchwere Polizey⸗Uebertretungen nach dem Strafgeſetzbuche II. Th., 


122 [$. 1490.] 


oder in Folge der Vorſchrift des §. 1339 und des Hofdecretes 
vom 14. März 1812 nach der Analogie der ſchweren Polizey— 
Uebertretungen als bloße Polizey-Vergehen behandelt. Nach dem 
zweyten Theile des Strafgeſetzbuches $. 275 iſt aber die Verjäh— 
rung derley Vergehungen längſtens nach Ablauf eines Jahres, 
öfters aber ſchon nach Verlauf von ſechs, ja auch drey Monathen 
vollendet. Es lag offenbar nicht in der Abſicht des Geſetzgebers, 
bey Kundmachung des bürgerlichen Geſetzbuches an dieſer Verjäh— 
rungszeit eine Aenderung zu machen, daher kann die Vorſchrift 
des gegenwärtigen $. nur auf die Cipilklage bezogen werden, wel: 
che nach den $$. 1330 u. 1339 bey Ehrenbeleidigungen nur dann 
Statt hat, wenn durch ſelbe ein wirklicher Schade oder Entgang 
des Gewinnes verurſacht worden iſt. 

2) Aus vorſtehender Bemerkung folgt, daß die Klagen, von 
denen im gegenwärtigen F. geſprochen wird, ebenfalls keine andere 
als Entſchädigungklagen ſeyn, wie auch der Ausdruck im Schluß⸗ 
faße deöfelben „fo dauert das Klagerecht auf Genugthuung“ deut— 
lich ſelbe als ſolche bezeichnet. Es kann daher auch der gegen— 
wärtige §. nur als eine nähere Beſchränkung des $. 1489 ange⸗ 
ſehen werden. Darum bin ich auch mit Hrn. R. R. v. Scheid— 
lein der Meinung, daß im Falle des gegenwärtigen §. eben fo, 
wie in dem vorhergehenden die Verjährungszeit von dem Zeit— 
puncte des dem Beſchädigten bekannt gewordenen Schadens zu 
laufen anfange. Hr. R. R. Winiwarter iſt dagegen der Meinung, 
daß die Verjährung hier nur von der Zeit der zugefügten Belei— 
digung zu berechnen ſey. Denn der Grund, warum der Geſetz— 
geber die Klagen über Verbalinjurien auf einen kürzeren Zeitraum 
beſchränke, liege darin, weil ſelbe entweder gar keine Spur hin— 
terlaſſen, oder doch nur mit Zuſammenhaltung aller ſie begleiten— 
den Umſtände richtig beurtheilt werden, und es kaum möglich ſey, 
dem Richter nach einem Jahre eine hinlängliche Kenntniß davon 
zu verſchaffen, übrigens die Vergeſſenheit oft das beſte Mittel 
gegen die nachtheiligen Folgen aus dieſen Beleidigungen ſey, ein 
längerer Zeitraum aber zur Anſtellung der Klage das Andenken 
derſelben nur erhalten, und zu derſelben Erneuerung Veranlaſſung 
geben würde. Das Nähmliche gelte aber auch bey der Entſchä— 
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auch in Anſehung der dreyjährigen darin feſtgeſetzten Verjährung 
nicht bloß eine Wiederhohlung des Vorhergehenden, ſondern wirk— 
lich als eine neue Verfügung anzuſehen ). So richtig es ſeyn 
mag, daß der h. Geſetzgeber bey Feſtſtellung der in den gegen— 
wärtigen $. aufgenommenen Norm von dieſer Anſicht geleitet wor— 
den iſt, ſo gewiß iſt es aber auch, daß in dem Falle, wenn die 
nachtheiligen Folgen einer Verbal- oder Realinjurie erſt nach der 
Hand erkennbar werden, ein Fall, auf den Hr. R. R. Winiwar— 
ter ausdrücklich Rückſicht genommen hat, obige Behauptung ge— 
gen den Grundbegriff der Verjährung verſtoßen würde, indem 
jede Verjährung ein Recht vorausſetzt, das an ſich hätte aus— 
geübt werden können; ſo lange aber die nachtheiligen Fol— 
gen nicht erkennbar geworden ſind, kann auch das Recht, Ent— 
ſchädigung hiefür zu fordern, an ſich nicht ausgeübt werden. Es 
läßt ſich zwar hier auch eine Meinung aufſtellen, die zwiſchen 
den Meinungen der erwähnten beyden Schriftſteller in der Mitte 
ſteht, nähmlich: daß die Verjährung von jenem Zeitpuncte an 
zu berechnen ſey, als der Nachtheil wirklich an ſich erkennbar 
geworden iſt, wenn er auch dem Beſchädigten ſelbſt noch nicht 
bekannt geworden wäre. Allein dieſe Meinung anzunehmen iſt kein 
beſonderer Grund vorhanden, denn es kann nicht in Abrede ge— 
ſtellt werden, daß die Worte des gegenwärtigen $., wenn man den: 
ſelben außer allem Zuſammenhange mit den übrigen $$., welche von 
der Verjährung handeln, leſen wollte, zu Gunſten der Behaup— 
tung Hrn. Winiwarters ſprechen würden; da aber gezeigt worden 
iſt, daß dieſe Deutung aus dem Grunde nicht angenommen wer— 
den könne, weil fie mit dem F. 1478 in Widerſpruch ſtände, fo 
bleibt nichts übrig, als den gegenwärtigen 9. in Verbindung mit 
dem vorhergehenden zu erklären. 

3) Uebrigens bemerkt Hr. Winiwarter ganz richtig, daß der 
Begriff der Injurien nach unſeren Geſetzen auf ſchwere Polizey— 
Uebertretungen und mindere politiſche Vergehungen gegen die Ehre 
Anderer beſchränkt ſey, folglich verbrecheriſche Handlungen nicht 
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unter den Begriff „Injurien“ gereiht werden können, und daß 
ſohin die Verjährung der Entſchädigungsklage aus ſolchen Hand— 
lungen nach dem $. 1489 beurtheilt werden müſſe. 


. 1491. 


Einige Rechte ſind von den Geſetzen auf eine noch 
kürzere Zeit eingeſchränkt. Hierüber kommen die 
Vorſchriften an den Orten, wo dieſe Rechte ab— 
gehandelt werden, vor. 


1) Die an den verſchiedenen Orten des 99 zer⸗ 
ſtreuten Vorſchriften, worin von Erlöſchen einiger Rechte durch 
den bloßen Verlauf der Zeit die Rede iſt, gehören nach dem Be— 
griff, den das Geſetzbuch $. 1451 aufgeſtellt hat, allerdings zu 
den Fällen der Verjährung. Allein gerade aus dem Umſtande, 
daß das Geſetz dieſe einzelnen Verjährungsfälle nicht in das Haupt: 
ſtück von der Verjährung oder Erſitzung aufgenommen hat, folgt, 
daß die daſelbſt vorkommenden Beſtimmungen über die Verjäh— 
rung, nahmentlich, was in dieſem Hauptſtücke in Anſehung der 
perſönlichen Eigenſchaften deſſen, gegen den verjährt werden ſoll, 
und in Anſehung der Hemmung der Verjährung gelehret wird, 
auf obige Verjährungsfälle keine Anwendung finden können. 

2) Ich will nur hier kurz die in den einzelnen $$. des Ge— 
ſetzbuches vorkommenden Verjährungsfälle von der kürzeſten Ver: 
jährungsfriſt bis zur längſten zuſammenſtellen, wodurch ſich zu— 
gleich bey einigen in die Augen ſpringend zeigen wird, daß auf 
ſie die übrigen Beſtimmungen von der Verjährung keine Anwen— 
dung finden können. a) Binnen vier und zwanzig Stun⸗ 
den nach geſchehener Anbiethung ift bey beweglichen Sachen das 
Vorkaufsrecht auszuüben, ſonſt iſt es erloſchen (§. 1075); eben 
ſo muß binnen dieſer Friſt die Annahme eines ſchriftlichen Ver— 
ſprechens, wenn beyde Theile ſich an demſelben Orte befinden, 
erfolgen, und dem verſprechenden Theile bekannt gemacht werden, 
widrigens hat das Verſprechen keine Wirkung mehr (F. 861). 
b) Binnen zwey Tagen, wenn der Eigenthümer eines Dies 
nen-Mutterſtockes den Schwarm nicht verfolgt hat, verliert er 
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fein ausſchließendes Recht darauf ($+ 384). c) Nach drey Ta— 
gen erliſcht, 4) die Probezeit beym Kaufe beweglicher Sachen 
(F. 1082), 2) der Vorbehalt eines beſſeren Käufers bey beweg— 
lichen Sachen (§. 1084), 3) das Recht des Verſicherten von dem 
Verſicherer die verſicherte Summe zu begehren, falls ſich beyde 
am nähmlichen Orte befinden, und Erſterer die Anzeige des Un— 
falles binnen dieſer Friſt zu machen unterlaſſen hat ($. 1290). 
d) Binnen vierzehn Tagen nach erhaltenem Auftrage eine 
Vormundſchaft zu übernehmen, muß die freywillige Entſchuldi— 
gungsurſache zur Ablehnung der Vormundſchaft angeführt werden 
(F. 201). e) Binnen dreyßig Tagen, 1) von Zeit der Zu— 
rückſtellung müſſen die wechſelſeitigen Forderungen des Verwah— 
ters oder Hinterlegers einer beweglichen Sache angebracht wer— 
den (§. 967), 2) binnen eben dieſer Zeit, vom Tage der Zus 
rückſtellung eines Lehnſtückes an gerechnet, müſſen der Verleiher 
und der Entlehner ihre gegenſeitigen Forderungsrechte geltend 
machen, ſonſt find fie erloſchen (§. 982), 3) binnen der nähm— 
lichen Zeit iſt bey unbeweglichen Sachen das Vorkaufsrecht aus— 
zuüben ($. 1075), 4) eben fo muß ſich binnen dieſer Zeitfriſt 
der Obereigenthümer, wenn er ſich das Vorkaufs- oder Einſtands— 
recht von dem Nutzungseigenthümer vorbehalten hat, erklären 
($. 1141). f) Nach zwey und vierzig Tagen verliert der 
Eigenthümer eines zahm gemachten Thieres ſein Recht darauf, 
wenn es während dieſer Zeit von ſelbſt ausgeblieben ift ($. 384). 
g) Binnen drey Monathen nach erhaltener Nachricht von der 
Geburt des Kindes muß der Mann das Recht der ehelichen Ge— 
butt beſtreiten, ſonſt iſt dieſes Recht erloſchen. Eben ſo verlie— 
ren die Erben des Mannes, welcher vor dem ihm zur Beſtrei— 
tung der ehelichen Geburt bewilligten Zeitraume verſtorben iſt, 
nach drey Monathen nach dem Tode des Mannes dieſes nähm— 
liche ihnen zuſtehende Recht (§§. 156 — 159). h) 1) Wenn 
ſechs Monathe nach geſchehener Aufkündigung der Ehe ver— 
floſſen find, hört die rechtliche Wirkung derſelben auf (d. 73), 
2) Sechs Monathe nach geendigter Schifffahrt oder Seuche 
verlieren die begünſtigten letzten Willens erklärungen ihre Kraft 
(H. 599), 3) nach ſechs Monathen geht bey beweglichen Sa: 
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chen das Recht der Gewährleiſtung verloren (§. 953). 4. Nach 
eben dieſem Zeitraume erliſcht das Klagrecht des Beſtandnehmers 
wegen eines auf das Beſtandſtück gemachten nützlichen oder noth- 
wendigen Aufwandes (§. 1097). i) 1. Nach Verlauf eines 
Jahres geht in dem Falle, als das Gericht einen Nichtanver— 
wandten zur Vormundſchaft berufen hat, das Recht des Anver— 
wandten auf die dlebertragung derſelben zu dringen, verloren (F. 
259). 2. Wird ein merklicher Erdtheil durch die Gewalt eines 
Fluſſes an ein fremdes Ufer gelegt, ſo verliert der vorige Beſitzer 
ſein Eigenthumsrecht darauf, wenn er es binnen Jahresfriſt nicht 
ausübt (F. 412). 3. Auf die Vollziehung der Zuſage, einen Ver: 
trag ſchließen zu wollen, muß längſtens in einem Jahre nach 
dem bedungenen Zeitpuncte gedrungen werden, ſonſt iſt das Recht 
erloſchen (§. 956). 4. Nach Verlauf eines Jahres er= 
liſcht die Probezeit und der Vorbehalt eines beſſeren Käufers bey 
unbeweglichen Sachen (SS. 1082 u. 1084), 5. nach eben die— 
fer Zeit geht das Recht des Beſtandgebers von dem Zeitpuncte 
der Zurückſtellung des Beſtandſtückes verloren, wegen Beſchädi— 
gung oder widerrechtlichen Abnutzung des Beſtandſtückes Erſatz 
zu begehren (§. 1111). k) 1. Nach drey Jahren geht bey 
unbeweglichen Sachen das Recht, die Gewährleiſtung fordern zu 
können, verloren ($. 935). 2. Der durch kein Pfand befeſtigte 
Bürgſchaftsvertrag erliſcht binnen (nach) drey Jahren nach dem 
Tode des Bürgen (F. 1367). N 

3) Da die in dem $. 1472 benannten Perſonen in Anſe— 
hung der Verjährung nur in ſo fern eine Begünſtigung genießen, 
als es ſich um ſolche Rechte handelt, welche erſt in dreyßig Jah— 
ren verjähren (§. 1485 Nr. 2), fo folgt ſchon aus dieſer geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung, daß der Fiscus und die übrigen im §. 1472 
benannten Perſonen in Beziehung auf die hier oben (Nr. 2) be— 
rührten, in dem Geſetzbuche zerſtreut vorkommenden Verjährungs— 
fällen, von den übrigen Perſonen nichts voraus haben. Aber 
auch die Abweſenheit dieſer Perſonen hat auf die Verjährung 
in dieſen Fällen laut der Nr. 1 gemachten Bemerkung keinen 
hemmenden Einfluß. Auch die Minderjährigkeit oder ein dieſer 
ähnliches Verhältniß iſt hier nicht zu berückſichtigen. — Dagegen 
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iſt auch zur Unterbrechung der Verjährung in den hier aufge— 
zählten Fällen nicht gerade nothwendig, daß derjenige, welcher 
ſich auf dieſelbe berufen will, vor dem Verlaufe der Verjährungs⸗ 
zeit entweder ausdrücklich oder ſtillſchweigend das Recht des An— 
dern anerkannt haben, oder daß er von dem Berechtigten mit— 
telſt einer ordentlichen Klage belangt werden müſſe. So iſt es 
z. B. bey dem Kaufe auf die Probe gewiß nicht nothwendig, daß 
der Käufer einer beweglichen Sache binnen drey Tagen nach ge— 
ſchloſſenem Kaufe, gegen den Verkäufer eine ordentliche Klage 
auf Rückzahlung des bereits bezahlten Kaufgeldes anftrenget, fon: 
dern es genügt, wenn er binnen dieſer Zeit dem Verkäufer er— 
kläret, daß er von dem Kaufe zurücktreten wolle. Eben ſo we— 
nig iſt bey dem Verwahrungs vertrage nothwendig, daß der De— 
ponent oder Depoſitar ſeine Forderung gegen den Anderen mittelſt 
Anbringung einer ordentlichen Klage binnen dreyßig Tagen von 
Zeit der Zurückſtellung geltend zu machen ſuche; denn der §. 967 
redet nur ganz allgemein von Anbringung der wechſelſeitigen For— 
derungen, er ſagt aber nicht, daß dieſes gerichtlich geſchehen müſ— 
ſe; als angebracht muß aber eine Forderung ſchon dann angeſe— 
hen werden, wenn die Forderung an den Gegner geſtellet wird. 
Ju der Randrubrik des §. 982, welcher von den gegenſeitigen 
Forderungen des Verleihers und Entlehners handelt, heißt es 
zwar: „Beſchränkung der wechſelſeitigen Klagen; allein der 
Inhalt dieſes $. zeigt deutlich, daß daſelbſt von eigentlichen 
Klagen keine Rede ſey; er ſpricht bloß aus, daß, wenn der Ber: 
leiher nach der Zurücknahme des Lehnſtückes deſſen Mißbrauch 
oder übertriebene Abnutzung innerhalb dreyßig Tagen nicht ge— 
rüget, oder wenn der Entlehner nach der Zurückgabe von den 
auf die Sache verwendeten Koften binnen eben dieſem Zeitraume 
keine Meldung gemacht hat, die Klage erloſchen ſey. Iſt da— 
her die Rüge oder Meldung einmahl geſchehen, ſo dauert das 

Klagrecht des Einen und des Anderen bis zum Ablauf der or— 
dentlichen Verjährungszeit fort. — Bey der Gewährleiſtung dürf— 
te es etwas zweifelhaft ſeyn, ob derjenige, der die Gewährlei— 
ſtung fordern will, binnen ſechs Monathen, wenn ſie eine beweg— 
liche Sache betrifft, und binnen drey Jahren, wenn fie eine uns 
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bewegliche Sache angehet, eine ordentliche Klage überreichen müſ— 
fe; indem ſich das Gefe im §. 933 des Ausdruckes, „fein Recht 
geltend machen“ bedienet, unter welchem Ausdrucke man allerdings 
die Anſtrengung einer ordentlichen Klage zu verſtehen verſucht wer— 
den könnte. Allein auch hier glaube ich, daß man unter dem er— 
wähnten Ausdrucke nicht gerade die Anbringung einer gerichtli— 
chen Klage zu verſtehen habe; denn die Worte, wer die Gewähr— 
leiſtung fordern will, muß ſein Recht binnen der beſtimmten 

Zeit geltend machen, zeigen offenbar an, daß die Ausdrücke Ge— 

währleiſtung fordern, und fein Recht geltend machen, hier gleich— 

bedeutend ſind, denn ſonſt müßte man annehmen, daß Niemand 
die Gewährleiſtung fordern könne, wenn er nicht eine Klage bey 

Gericht überreicht hat. 

9 1492. 

Wie lange das Wechſelrecht einem Wechſelbriefe 
zu Statten komme, iſt in der Wechſelordnung 
beſtimmt. 

1) Die für die meiſten öſterreichiſchen Provinzen geltende 
Wechſelordnung vom 1. October 1763, fo wie das Wechfelpatent 
für Gallizien vom 22. July 1775 beſtimmen hierüber, beyde in 
dem 30. Artikel Folgendes: „Wenn Jemand einen Wechſelbrief 
auf ſich ſelbſt ausſtellt, und nach der Verfalls zeit in Jahr und 
Tag ) ſich Niemand deßwegen angibt, ſoll der Wechſel alsdann 
kein Wechſelrecht mehr behalten, ſondern nur für einen gemeinen 
Schuldſchein gelten; dafern aber Jemand dergleichen Wechſel— 
briefe gar veralten ließe, ſoll es wegen der Gültigkeit und Wirkung 
derſelben, gleichwie mit anderen Perſonalobligationen und Chiro- 
graphis, nach Ausweiſung der gemeinen Rechte und Landesge— 
wohnheit gehalten werden.“ Dieſe Geſetzesſtelle redet offenbar 
nur von eigenen Wechſeln, und es entſteht daher die Frage, ob 
ſelbe auch auf fremde Wechſel von Anwendung ſey? — welche 
Frage von den Wechfelrechtölehrern verſchieden beantwortet wird. 
Da indeſſen dieſe Controverſe nur dem beſonderen Wechſelrechte 


1) In der oftgallizifchen W. O. heißt es: anno integro. 
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angehört, fo wird die nähere Erörterung der hierüber N 
verſchiedenen Meinungen hier übergangen. 

2) Hieher gehört aber die Beantwortung der Frage: ob die 
Verjährung des Wechſelbriefes, als eiuer gemeinen Schuldverſchrei— 
bung, von der Verfallszeit des Wechſels, oder von jenem Tage an 
laufe, an welchem der Wechſel in eine gemeine Schuldverſchreibung 
übergegangen iſt? — Ich trete nun hier allerdings der Meinung 
des Herrn R. R. Winiwarter bey, welcher behauptet, daß nach 
den allgemeinen Grundſätzen der erſte Termin angenommen wer— 
den müſſe, weil dadurch, daß der Wechſel nach Einem Jahre 
das Wechſelrecht beendet, und bloß als eine gemeine Schuld— 
verſchreibung behandelt wird, noch keine Neuerung mit demſelben 
vorgeht, der Rechtsgrund und der Hauptgegenſtand der Forde— 
rung dieſelben bleiben, und nur in der Art der Geltendmachung 
des Rechts eine Modification eintritt. — In Anſehung des un— 
förmlichen Wechſels kann dieſe Behauptung um ſo weniger einem 
gegründeten Anſtande unterliegen, als bey dieſem der Wechſelver— 
trag nur ein acceſſoriſcher Vertrag iſt; in Anſehung foͤrm— 
licher Wechſel dürfte man zur Behauptung verſucht werden, daß 
hier wirklich eine Neuerung vor ſich gehe, weil der Wechſelver— 
trag bey förmlichen Wechſeln ein ſelbſtſtändiger (Prinzipal) 
Vertrag iſt, der durch die Verjährung des Wechſelrechts aufhört, 
das zu ſeyn, was er war, und die Natur eines Vertrages des 
gemeinen Rechtes angimmt ). Allein jeder Wechſelvertrag ſetzt 
doch immer eine Handlung oder ein Geſchäft voraus, welches, 
wenn kein eigenes beſonderes Wechſelrecht exiſtirte, unter die Herr— 
ſchaft des gemeinen Rechtes fallen würde. Allerdings geht nun 
durch die Ausſtellung eines förmlichen Wechſels eine Neuerung 
vor ſich; denn von der Zeit der Ausſtellung des Wechſels erliſcht 
die Verbindlichkeit, die die Veranlaſſung zur Ausſtellung des 
Wechſels gegeben hat, und die neue, aus dem Wechſelvertrage 
entſtehende nimmt ihren Anfang. Allein umgekehrt kann man nicht 
behaupten, daß durch die Erlöſchung des Wechſelrechtes eine neue 
Verbindlichkeit entſtehe, ſondern es kömmt dadurch nur die alte, 


1) Siehe Hrn. Wagners Handbuch I. Th. g. aa. 
Pippel's Commentar IX. Thl. 9 
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durch den Wechſelvertrag gleichſam getödtete Verbindlichkeit wie— 
der in das Leben, und dieſelbe iſt ſo anzuſehen, als wenn mit 
ſelber keine Veränderung vorgegangen, und der Wechſel urſprüng— 
lich ſchon die Eigenſchaft einer gemeinen Schuldverſchreibung ge— 
habt hätte. Denn jede Neuerung ſetzt nach F. 1375 ein neues 
Uebereinkommen der Parteyen voraus, was hier nicht vor ſich 
geht. Die Anordnung des Geſetzes, daß der Wechſel für einen 
gemeinen Schuldſchein gelten ſoll, beſtätigt dieſe Anſicht. Denn 
wie könnte der von einer früheren Zeit herrührende Wechſel als 
ein gemeiner Schuldſchein, d. i. als eine Urkunde angeſehen wer— 
den, welche dazu beſtimmt iſt, als ein Beweismittel einer beſte— 
henden Verbindlichkeit zu dienen, wenn erſt nach eingetretener 
Wechſelverjährung dieſe Verbindlichkeit neu eintreten ſollte? 


. 1493. 
Einrechnung der Verjährungszeit des Vorfahrers. 


Wer eine Sache von einem rechtmäßigen und red— 
lichen Beſitzer redlich übernimmt, der iſt als Nach⸗ 
folger berechtiget, die Erſitzungszeit ſeines Vor— 
fahrers mit einzurechnen (F. 1463). Eben dieſes 
gilt auch von der Verjährungszeit. Bey einer 
Erſitzung von dreyßig oder vierzig Jahren findet 
dieſe Einrechnung auch ohne einen rechtmäßigen 
Titel, und bey der eigentlichen Verjährung ſelbſt 
ohne guten Glauben oder ſchuldloſe Unwiſſen— 
heit Statt. 

1) Der Zweck, durch Verfährungsgeſetze den Beſitz und Ver: 
kehr zu ſichern, würde, wie Hr. Hofrath v. Zeiller bemerkt, bey 
dem vielfältigen Wechſel der Beſitzer und Nachfolger beynahe ganz 
vereitelt werden, wofern der Nachfolger die Verjährungszeit des 
Vorfahrers nicht einrechnen könnte. Das Geſetz geſtattet daher 
die Einrechnung, d. i. Zuſammenzählung der Erſitzungs- oder 
Verjährungszeit des Vorfahrers zu der des Nachfolgers unter 
folgenden Beſchränkungen: 
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2) In Anſehung der Erſitzung iſt nähmlich zu unterſcheiden, 
ob es ſich um eine Erſitzung, die erſt nach einem Zeitverlaufe von 
dreyßig oder vierzig Jahren vollendet wird, oder um eine ſolche 
handelt, zu welcher ein kürzerer Zeitraum genügt. In beyden Fäl— 
len iſt jedoch erforderlich, daß der Nachfolger im redlichen Glau— 
ben ſich befinde. Wenn man ſich ſtrenge an den Wortlaut des 
gegenwärtigen §. hält, fo könnte man zur Behauptung veran— 
laßt werden, daß es genüge, wenn der Nachfolger zur Zeit der 
Uebernahme ſich im guten Glauben befand, und daß daher die 
erſt nachher eingetretene Unredlichkeit desſelben, wenn er nähm— 
lich erſt nach der Hand ſich davon überzeugte, daß die in ſeinem 
Beſitze befindliche Sache (oder das Recht) ſeinem Vorfahrer nicht 
gebührte, dieſer Einrechnung nicht im Wege ſtehe. Allein eine 
ſolche buchſtäbliche Auslegung des gegenwärtigen $. wäre gewiß 
irrig. War mit Zuſammenziehung beyder Erſitzungszeiten die Er— 
ſitzungszeit dazumahl, als der Nachfolger in Kenntniß kam, daß 
die Sache feinem Vorfahrer nicht gehörte, bereits vollendet, fo 
ſchadet ihm dieſe erſt nach der Hand gewonnene Ueberzeugung 
freylich nichts mehr, weil er in dem Momente, als die Erſitzungs— 
zeit abgelaufen iſt, bereits Eigenthümer der Sache geworden 
iſt, und daher, wenn er auch nach der Zeit in Kenntniß kam, 
daß ſeinem Vorfahrer die Sache nicht gehörte, die Sache doch 
als durch die Erſitzung erworben, mit Recht anfehen konnte; war 
aber zur Zeit, als er dieſe Kenntniß erhielt, die Erſitzungszeit 
noch nicht vollendet, ſo iſt die Erſitzung dadurch unterbrochen wor— 
den (§. 1463 Nr. 2); es kann alſo von einer Erſitzung keine 
Rede mehr ſeyn. 

3) Hat aber der Nachfolger die Sache im redlichen Glau— 
ben übernommen, und iſt er durch die ganze Erſitzungszeit (nähm— 
lich mit Zuzählung der ſeines Vorfahrs) im guten Glauben ge— 
blieben, ſo wird die Sache von ihm, in ſo fern es ſich um eine 
dreyßig- oder vierzigjährige Erſitzungszeit handelt, durch Erſitzung 
wirklich erworben, und es kömmt hier keineswegs darauf an, ob ſein 
Vorfahrer im rechtmäßigen oder unrechtmäßigen Beſitze geweſen iſt. 
Der Nachfolger iſt in dieſem Falle nicht nur allein des Bewei— 
ſes überhoben, daß ſein Vorfahrer im rechtmäßigen Beſitze gewe— 
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fen ſey, ſondern felbft die gegen ihn erwieſene Unrechtmäßigkeit 
des Beſitzes ſeines Vorfahrers thut ſeiner Erſitzung keinen Ein— 
trag ($. 1477) ). Nur der Fall des L. 1462 macht hievon 
eine Ausnahme. ö 

4) Handelt es ſich aber um eine Erſitzung, die in weniger 
als dreyßig Jahren vollendet wird, ſo iſt, damit der Nachfolger 
die Zeit des Beſitzes ſeines Vorfahrers in feine Erſitzungszeit 
einrechnen koͤnne, nothwendig, daß ſein Vorfahrer im rechtmäßi— 
gen und redlichen Beſitze der Sache geweſen ſey. Das Geſetz 
macht keine ausdrückliche Erwähnung davon, daß der Beſitz des 
Vorfaͤhrers auch echt ſeyn müſſe, weil ſich dieſes von felbft vers 
ſteht, da es keinen unechten Beſitz geben kann, der zugleich recht— 
mäßig und redlich wäre. Dem Nachfolger wird auch ohne Zwei— 
fel in dieſem Falle obliegen, die Rechtmäßigkeit des Beſitzes ſei— 
nes Vorfahrers nachzuweiſen; die Unredlichkeit desſelben würde 
aber demjenigen zu beweiſen obliegen, der wegen Mangel dieſes Er— 
forderniſſes dem Nachfolger die Erſitzung beſtreiten wollte ($. 328). 

5) Unter einem Nachfolger im Sinne des gegenwärtigen $. 
wird aber eigentlich nur ein Singular-Nachfolger, nicht auch ein 
Univerfal: Nachfolger (Erbe) verftanden. Denn in Anſehung dies 
fer hat ſchon der §. 1462 den Grundſatz feſtgeſtellt, daß die Erz 
ben den Erblaſſer vorſtellen. Der Beſitz der Erben wird daher 
ſo angeſehen, als wenn ſich die Sache noch im Beſitze des Erb— 
laſſers befände; und ihre Erſitzung wird ſohin aus dieſem Geſichts— 
puncte beurtheilt. Dieſe Behauptung wird auch durch den Wort— 
laut des §. 1463 beſtätigt, welcher den Nachfolger von dem Er— 
ben unterſcheidet, folglich deutlich anzeigt, daß das Geſetz hier 
unter Nachfolger nur jenen verſtehe, der aus einem ſingularen 
Rechtstitel ſuccedirte. Dieſe Bemerkung wird zwar nur in ſelte— 
nen Fällen von einem practifchen Einfluſſe ſeyn; denn in der Re— 
gel wird nach dem im F. 1462 aufgeſtellten Grundſatze, daß die Er— 


1) Herr R. R. Winiwarter iſt zwar hier in Uebereinſtimmung mit feiner Erklä⸗ 
rung des |. 1477 der entgegengeſetzten Anſicht. Allein abgefehen von der Erz 
klärung dieſes 9. 142), ſagt ja der gegenwärtige $. ausdrücklich, daß bey einer 
Erſitzung von dreyßig oder vierzig Jahren die Einrechnung ohne einen 
rechtmäßig en Titel (nicht bloß ohne Beweis eines rechtmäßigen Ti⸗ 
tels) Statt habe (J. 446 Nr. 1). 
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ben den Erblaſſer vorftellen, das nähmliche Reſultat ſich erge— 
ben, als wenn der gegenwärtige §. auch auf Erben angewendet 
würde. Doch laſſen ſich allerdings Fälle denken, wo eine Ver— 
ſchiedenheit zum Vorſchein kömmt. Denke man ſich nähmlich, 
daß an einem Orte, wo noch keine öffentlichen Bücher exiſtiren, 
der Fruchtnießer einer unbeweglichen Sache dieſelbe als ſein Eigen— 
thum zu behandeln beginnt, und dann dieſelbe an einen Dritten 
veräußert, ſo wird dieſer Dritte allerdings nach dreyßig Jahren, 
die Beſitzeszeit feines Vorfahrers dazu gerechnet, das Eigenthum 
dieſer Sache durch Erſitzung erlangen. — Anders verhält es ſich 
aber mit den Erben; dieſe werden die Sache niemahls erſitzen 
($. 1462). 

6) Da das Geſetz ganz allgemein lautet, fo muß gegen: 
wärtige Vorſchrift auch auf den Tabularbeſitz angewendet wer: 
den. Es ſetzt zwar wohl das Landtafelpatent für Böhmen und 
Mähren zur Beſtreitung einer Intabulation einen Termin von 
drey Jahren und achtzehn Wochen feſt; allein dieſe Anordnung 
desſelben iſt ohne Zweifel durch das neue bürgerliche Geſetzbuch 
als aufgehoben anzuſehen. Dieſes wird durch das Hofdecret vom 
49. Auguſt 1818 *) außer Zweifel geſetzt, indem ſich im Ein— 
gange desſelben ausdrücklich auf die durch das neue bürgerliche 
Geſetzbuch eingeführte kürzere Verjährungszeit bezogen, und dieſe 
als die veranlaffende Urſache des Erlaſſes dieſer Verordnung auf: 
geführt wird 2). Ferner heißt es in ſelbem §. 4: „Wer die 
Gültigkeit einer der Landtafel oder dem Grundbuche einverleibten 
Urkunde beſtreiten will, muß binnen der geſetzlichen Ver— 
jährunsfriſt, welche vom Tage der Eintragung in die öffent— 
lichen Bücher an zu rechnen iſt, gegen die Theilnehmenden eine 
ordentliche Klage auf Löſchung dieſer Urkunde überreichen 3). 

7) Der gegenwärtige F. fügt ſeinem Ausſpruche, daß der— 
jenige, der eine Sache von einem rechtmäßigen und redlichen Be— 
ſitzer redlich übernimmt, als Nachfolger berechtiget ſey, die Er— 


1) J. G. S. Nr. 1038. - 

2) Ein Beweis, daß die durch das bürgerliche Geſetzbuch eingeführten Verjährungs⸗ 
zeiten auch auf Tabularrechte eine Anwendung haben. 

3) Siehe Hrn. Winiwarter am a. O. g. 4s. 
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ſitzungszeit ſeines Vorfahrers mit einzurechnen, bey, daß eben 
dieſes auch von der Verjährungszeit gelte. Der Aus— 
druck „eben die ſes“ ift aber hier nur auf den allgemeinen Aus— 
ſpruch, daß der Beſitzes-Nachfolger die Erſitzungszeit feines Vor- 
fahrers miteinzurechnen berechtiget ſey, nicht aber auch auf die 
Beſchränkung zu beziehen, unter welcher die Eingangsworte des 
gegenwärtigen §. dem Beſitzes-Nachfolger die Einrechnung der 
Erſitzungszeit feines Vorfahrers in feine eigene Erſitzungszeit ges 
ſtatten. Denn zur Verjährung iſt der bloße Nichtgebrauch eines 
Rechtes hinreichend, und es kömmt hier eben ſo wenig auf einen 
rechtmäßigen Titel, als auf die Redlichkeit des Verjährenden an 
($. 1478). Der Schlußſatz des gegenwärtigen F., daß bey der 
eigentlichen Verjährung die Einrechnung ſelbſt ohne guten Glau— 
ben oder ſchuldloſe Unwiſſenheit Statt findet, iſt daher nicht 
nur auf den Fall einer dreyßig = oder vierzigjährigen Verjährungs— 
zeit zu beſchränken, ſondern gilt auch von der kürzeren. Deſſen 
ungeachtet ſteht der Beyſatz im gegenwärtigen §., daß das, was 
hier in Anſehung der Erſitzungszeit (im Allgemeinen, ohne den 
dabey angefügten beſonderen Beſchränkungen) geſagt wurde, auch 
von der Verjährungszeit gelte, nicht überflüſſig hier. Denn wür— 
de hier das Geſetz von der Verjährurgszeit keine ausdrückliche 
Erwähnung gemacht haben, ſo könnte man allerdings bezweifeln, 
ob der Verjährende auch die Verjährungszeit ſeines Vorfahrers 
mit einrechnen dürfe, beſonders, wenn die kürzere Verjährungs— 
zeit nicht in der Natur des zu verjährenden Rechtes, ſondern in 
der Handlungsweiſe des Vorfahrers gegründet iſt, der ſich z. B. 
der Ausübung der Servitut widerſetzt hat ($. 1488). 


5. 1494. 
Hemmung der Verjährung. 


Gegen ſolche Perſonen, welche aus Mangel ihrer 
Geiſteskräfte ihre Rechte ſelbſt zu verwalten un— 
fähig ſind, wie gegen Pupillen, Wahn- oder 
Blödſinnige, kann die Erſitzungs- oder Verjäh⸗ 
rungszeit, dafern dieſen Perſonen keine geſetzli— 
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chen Vertreter beftellt find, nicht anfangen. Die 
ein Mahl angefangene Erſitzungs- oder Verjäh— 
rungszeit läuft zwar fort; ſie kann aber nie frü— 
her, als binnen zwey Jahren nach den gehobe— 
nen Hinderniſſen vollendet werden. b 


1) Das Geſetzbuch unterſcheidet Hemmung der Verfäh— 
rung von der Unterbrechung derſelben. Die Hemmung iſt 
ein Umſtand, welcher dem Anfange, der Fortſetzung, oder der 
Vollendung der Verjährung entgegen ſteht; die Unterbrechung 
ſetzt aber immer eine bereits begonnene Verjährung voraus, und 
beſteht ſohin in einem Umſtande, welcher die ſchon angefangene 
Verjährung oder Erſitzung aufhebt. Die Hemmung hindert die 
Verjährung nur für jenen Zeitraum, als die Hemmungsurſache 
wirklich vorhanden iſt, ſie vernichtet aber weder die vorausgegan— 
gene, noch ſteht ſie der nach Aufhören der Hemmungsurſache 
fortzuſetzenden entgegen; die Unterbrechung dagegen hebt die vor— 
ausgegangene Verjährung ſo auf, daß von keiner Fortſetzung mehr, 
ſondern in manchen Fällen nur von einer neuen Verjährung eine 
Rede ſeyn kann ). 

2) Eine ſolche Hemmung der Erſitzung oder Verjährung 
kann bey Perſonen eintreten, welche aus Mangel ihrer Geiſtes— 
kräfte ihre Rechte ſelbſt zu verwalten unfähig ſind. Als ſolche 
Perſonen bezeichnet der gegenwärtige §. ausdrücklich Pupillen, 
Wahn: oder Blödſinnige. Doch zeigt das Woͤrtchen „wie“ deut— 
lich an, daß dieſe Perſonen vom Geſetze nicht ausſchließungs-, 
ſondern bloß beyſpielweiſe aufgeführt ſind. Es entſteht daher die 
Frage, welche Perſonen noch hieher gehören? Herr R. R. Wi— 
niwarter iſt der Meinung, daß nach der klaren Abſicht des Ge— 
ſetzgebers auch jene hieher gehören, welche unter der väterlichen 
Gewalt ſtehen, gibt aber ſelbſt zu, daß nicht alle Worte dieſes 
Paragraphes auf fie anwendbar ſeyn, Aber eben aus dieſer letzte— 


1) Siehe Hrn. v. Zeillers Commentar Nr. 1, Hrn. v. Scheidlein Miscellen V, 
Heft g. 102, und Hrn. Winiwarter am g. O. 9. 16, welche alle im Weſent— 
lichen in Anſehung dieſes hier aufgeſtellten Begriffes der Hemmung zum Un— 
terſchiede von der Unterbrechung der Verjährung übereinſtimmen. 
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ren Bemerkung glaube ich die Folgerung ziehen zu dürfen, daß 
die unter der väterlichen Gewalt ſtehenden Kinder hieher nicht 
gezählet werden können. Dagegen behauptet er, daß Verſchwen⸗ 
der und moraliſche Perſonen, welche auch Vertreter haben, und 
in mancher Hinſicht gleich den Pupillen einen beſonderen Schutz 
des Geſetzes genießen, hieher nicht gerechnet werden können, weil 
dieſe Perſonen nicht aus Mangel ihrer Geiſteskräfte, ſondern we— 
gen anderer in ihren Eigenſchaften liegenden Verhältniſſe ihre 
Rechte ſelbſt zu verwalten unfähig ſind. Was nun die morali— 
ſchen Perſonen anbelangt, ſo kann dieſe Behauptung wohl kei— 
nem gegründeten Zweifel unterzogen werden, dieſe wurden von 
dem Geſetze auch in Anſehung der Verjährung und Erſitzung, eben 
fo wie die Abweſenden ($. 1475) auf eine andere Art und Wei: 
fe begünſtigt (SS. 1472 — 1485). Aber in Anſehung der Ver: 
ſchwender kann ich mich mit dieſer Behauptung nicht vereinigen. 
Der K. 21 fagt: Diejenigen, welche wegen Mangel an Jahren, 
Gebrechen des Geiſtes, oder anderer Verhältniſſe wegen, ihre 
Angelegenheiten ſelbſt gehörig zu beſorgen, unvermögend find, ſte— 
hen unter dem beſondern Schutze der Geſetze. Darunter werden 
nun in eben dieſem F. 21 ausdrücklich diejenigen aufgeführt, wel: 
chen der Richter als erklärten Verſchwendern die fernere Ver— 
waltung ihres Vermögens unterſagt hat. Daß nun dieſe unter 
diejenigen zu zählen find, welche nach den Eingangsworten des 
§. 21 wegen Gebrechen des Geiſtes ihre Angelegenheiten 
ſelbſt gehörig zu beſorgen, unfähig ſind, gehet klar und deutlich 
aus dem F. 283 hervor, welcher im Eingange ausſpricht, daß die 
Curatel aufhöre, wenn die Gründe aufhören, die den Pflegebe— 
fohlenen an der Verwaltung ſeiner Angelegenheiten verhindert 
haben, und dann ſpäter beyfügt, ob ein Wahn- oder Blödſinni— 
ger den Gebrauch der Vernunft erhalten habe, oder ob der Wil— 
le eines Verſchwenders gründlich und dauerhaft gebeſ— 
ſert ſey, muß u. ſ. w. Da nun der Wille eines Menſchen 
ohne Zweifel dem Geiſte desſelben angehört, ſo ſcheint es mir 
keinem gegründeten Zweifel unterzogen werden zu können, daß 
Verſchwender hier vom Geſetze als ſolche Perſonen erklärt wer— 
den, welche wegen Gebrechen des Geiſtes ihre Angelegenheiten 
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felbft gehörig zu beſorgen unfähig find. Zu dieſem kömmt noch, 
daß wenn z. B. der Curator des Verſchwenders ſtürbe, und ein 
anderer Curator für ihn nicht beſtellt würde, die gegen den Ver— 
ſchwender bereits begonnene Verjährung nicht unterbrochen wer— 
den könnte, weil der erklärte Verſchwender nach $$. 243 u. 282 
als Kläger vor Gericht nicht auftreten kann, ſondern von ſeinem 
Curator oder einem von dieſem beſtellten Sachwalter vertreten 
werden muß. Aber auch Hr. v. Scheidlein, welcher übrigens 
im Weſentlichen mit meiner Meinung übereinſtimmt ), irret ge— 
wiß, wenn er behauptet, daß die erſte Periode des gegenwärti— 
gen §. auf Verſchwender nicht anwendbar ſey, weil im rechtli— 
chen Sinne nur der ein Verſchwender ſey, welcher vom Gerichte 
als ſolcher öffentlich erklärt wird, mit jeder ſolchen Erklärung 
aber auch immer die Aufſtellung eines Curators verbunden iſt, 
daher der im Eingange des gegenwärtigen F. vorausgeſetzte Fall, 
daß den unfähigen Perſonen keine geſetzlichen Vertreter beſtellt 
ſeyn, nicht eintreten könne. Allein kann ſich denn nicht der Fall 
ergeben, daß der für einen Verſchwender aufgeſtellte Curator ſtirbt, 
die Aufſtellung eines neuen Curators an die Stelle des früheren 
aber verabſäumt wird, und daß erſt in dieſer Periode der Fall einer 
Erſitzung oder Verjährung gegen den Verſchwender eintritt? 

3) Das Hinderniß, welches nach der Vorſchrift des ge— 
genwärtigen §. dem Anfange der Verjährung entgegenſteht, liegt 
einerſeits in dem Mangel der Fähigkeit ſolcher Perſonen, ihre 
Rechte ſelbſt zu verwalten, andererſeits in dem Mangel eines zur 
Verwahrung ihrer Rechte aufgeſtellten Vertreters. Gegen ſolche 
Perſonen kann alſo die Erſitzung oder Verjährung nicht früher 
anfangen, als bis das eine oder andere Hinderniß gehoben, ſo— 
hin ihnen entweder ein geſetzlicher Vertreter beſtellt worden iſt, 
oder ſie die Fähigkeit, ihre Rechte ſelbſt zu verwalten, erlangt ha— 
ben, z. B. der Minderjährige die Volljährigkeit erreicht hat, der 
Wahnſinnige wieder zum Gebrauch der Vernunft gekommen, 
und ihm das Recht der eigenen Vermögens-Verwaltung wieder 
eingeräumt worden iſt. 


1) Siehe deſſen Miscellen V. Heft $- 109. 


138 [5. 1494.] 


4) Nach dem Begriffe, der oben Nr. 1 von der Hemmung 
der Verjährung aufgeſtellt worden iſt, ſollte zwar in dem Falle, 
als das oben Nr. 3 berührte Hinderniß erſt im Laufe der Er— 
fisungd = oder Verjährungszeit eingetreten iſt, die Zeit, als die— 
ſes Hinderniß fortgedauert hat, ſo wie es in den Fällen der nach— 
folgenden beyden 85. 1495 u. 1496 wirklich zu geſchehen hat, 
von der ganzen Verjährungs- oder Erſitzungszeit abgeſchlagen 
werden. Allein der gegenwärtige $. ſetzt durch die Anordnung, 
daß die ein Mahl angefangene Erſitzungs- oder Verjährungszeit 
zwar fortlaufe, hier eine neue Ausnahme von der als Regel gel: 
tenden Wirkung einer Hemmungsurſache feſt. Es wird daher nach 
Anordnung des gegenwärtigen F. die Erſitzung oder Verjährung 
durch die Unfähigkeit der oben Nr. 2 bezeichneten Perſonen zur 
eigenen Vermögens-Verwaltung bey dem Mangel eines geſetz— 
lichen Vertreters nur im Anfange, nicht aber auch in dem Fort— 
laufe der Verjährung oder Erſitzung gehemmt. Die Worte des 
gegenwärtigen §.: „Die ein Mahl angefangene Erſitzungs- oder 
Verfährungszeit läuft zwar fort,“ umfaſſen eigentlich zwey Fälle, 
nähmlich erſtens: wenn zur Zeit der angefangenen Verjährung 
oder Erſitzung die Perſon, gegen welche verfährt oder erſeſſen 
werden ſoll, zur eigenen Verwaltung ihrer Rechte fähig geweſen 
iſt, und erſt während des Laufes dieſer Zeit hierzu unfähig ge— 
worden iſt, und zweytens, wenn zur Zeit der angefangenen Er- 
ſitzung oder Verjährung dieſe Perſon zur eigenen Vermögens— 
Verwaltung unfähig, ihr jedoch dazumahl bereits ein Vertreter 
beſtellt war, und während des Laufes der Verjährungszeit dieſer 
Vertreter geftorben, oder ſeines Amtes enthoben worden iſt. Der 
Fall, daß während der ganzen Verjährungszeit die unfähige Per— 
ſon ununterbrochen durch einen Curator vertreten wird, läßt ſich 
unter dieſe obigen Worte des gegenwärtigen $. nicht ſubſumiren, 
denn für dieſen gibt das Wörtchen zwar keinen vernünftigen 
Sinn. Denn, daß eine Verjährung oder Erſitzung fortlaufe, 
wenn der Zuftand, der beym Beginne der Erſitzung oder Ver— 
jährung vorhanden war, erhalten wird, verſteht ſich wohl von ſelbſt. 

5) In Beziehung auf den Anfang und die Fortſetzung der 
Verjährung find die öſterreichiſchen Rechtsgelehrten in ihren Mei— 
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nungen, wenigſtens nicht weſentlich, verſchieden. Nicht fo har: 
moniſch ſind ihre Anſichten in Beziehung auf die Frage, wenn 
eigentlich die Erſitzungs- oder Verjährungszeit gegen ſolche, zur 
eigenen Vermögens-Verwaltung unfähige Perſonen vollendet 
werde? Herr Hofrath v. Zeiller ſagt in feinem Commentare bey 
Erläuterung dieſes §. Nr. 3, daß ſie gegen ſolche Perſonen nie 
(alſo auch, wenn ihnen ein Vertreter beygegeben war) früher, 
als binnen zwey Jahren nach gehobenem Hinderniſſe vollendet 
werde. Dieſe Meinung wird durch eine andere gewichtige Auto— 
rität, nähmlich die des Herrn Appellations-Vice-Präſidenten 
Ritter v. Pratobevera bekräftiget, welcher ſich dahin ausſpricht ), 
daß dieſe Meinung des Hrn. Hofrathes v. Zeiller den Worten, 
der Abſicht und der hiftorifchen Veranlaſſung des Geſetzes ange: 
meſſen ſey. Indeſſen verhehlet dieſer hochgefeyerte Rechtsgelehrte 
und Schriftſteller nicht, daß häufige und große Unzukömmlichkei— 
ten aus der Anwendung des gegenwärtigen $. (in dieſem Sinne 
aufgefaßt) entſtehen können, die aber nicht auf dem Wege einer 
gewagten Interpretation, ſondern nur durch eine geſetzliche Ab— 
änderung oder Modification zu vermeiden ſind. Dieſe Meinung 
wird auch vom Herrn R. R. Winiwarter vertheidiget, der ſich 
hierüber folgender Geſtalt ausſpricht 2). „Dieſes nie ) iſt of: 
fenbar auch auf jene unfähigen Perſonen zu beziehen, welche wirk— 
lich einen geſetzlichen Vertreter haben; denn ſonſt würde a) das 
Wort nicht viel natürlicher hier geſetzt worden ſeyn, b) das 
Geſetz könnte nicht von Hinderniſſen in der vielfachen Zahl ſpre— 
chen, wenn es in dieſem Satze nur den Mangel eines geſetzli— 
chen Vertreters berückſichtigte; unter dieſen Hinderniſſen ſind alſo 
jene Gründe zu verſtehen, welche die Unfähigkeit zur eigenen 
Verwaltung des Vermögens nach ſich ziehen; e) erhellt aus der 
Vergleichung des gegenwärtigen mit dem vorher in Gallizien gel— 
tenden Geſetzbuche, daß der Geſetzgeber durch diefe Verfügung 
den Minderjährigen eine, der nun nicht mehr Statt habenden 
Rechtswohlthat der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand (J. 


4) Materialien 6 B. S. 132. 
2) Am a. O. g. 37. 
3) Im letzten Satze des gegenwärtigen g. 
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1450) ähnliche Begünſtigung habe ertheilen wollen; die Wieder: 
einſetzung in den vorigen Stand kam aber den Minderjährigen 
überhaupt, ohne Unterſchied, ob ſie einen Vertreter hatten oder 
nicht, zu Statten; d) iſt zuvor gezeigt worden ), daß unter den 
unfähigen Perſonen nach dieſem Paragraphe auch die unter der 
väterlichen Gewalt ſtehenden Kinder begriffen werden müſſen, 
für dieſe würde aber die ganze Verfügung keinen Vortheil ge— 
währen, wenn nicht das Wort nie auch auf fie bezogen würde, 
denn eben weil ſie unter der väterlichen Gewalt ſtehen, ſind ſie 
weder gegen den Anfang, noch gegen die Fortſetzung der Ver— 
jährung geſchützt, und ſie wären alſo von der Wohlthat der Hem— 
mung, welche in der Unfähigkeit, wegen Mangel der Geiſteskräfte 
die eigenen Rechte zu verwahren, ihren Grund hat, ganz aus— 
geſchloſſen, wenn die Verjährung auch während ihrer Unfähigkeit 
vollendet werden könnte.“ 

6) Dagegen ſucht Hr. R. R. v. Scheidlein ) das Gegen: 
theil zu behaupten, nähmlich: daß gegen die in dieſem $. be— 
rührten Perſonen die Erſitzung oder Verjährung nur dann nicht 
früher als binnen zwey Jahren nach dem gehobenen Hinderniſſe 
vollendet werden könne, wenn ihnen keine geſetzlichen Vertreter 
beſtellt ſind. Ich verkenne das Gewicht der Gründe nicht, wel— 
che für die Meinung ſprechen, daß die zweyte Periode des ge— 
genwärtigen $. auf unfähige Perſonen ohne Unterſchied, ob ih— 
nen durch die ganze Dauer der Verjährungszeit ein geſetzlicher 
Vertreter beſtellt geweſen oder nicht, anzuwenden ſey, ſie koͤnnen 
mich aber doch nicht von der Richtigkeit dieſer Meinung über— 
zeugen, und bey aller Hochachtung, die ich für dieſe Rechtsge— 
lehrten fühle, kann ich doch nicht umhin, mich für die Meinung 
aus zuſprechen, daß die zweyte Periode des gegenwärtigen $. nur 
von dem Falle zu verſtehen fey, wenn während des Laufes der 
Verjährungszeit ein ſolches Hinderniß entftanden iſt, das die Ver— 
jährung oder Erſitzung gleich in ihrem Beginnen gehindert haben 
würde, wenn ſelbes ſchon damahls beftanden hätte, ſohin, wenn 


1) Siehe Nr. 2. 
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die bey dem Anfange der Verjährung zur eigenen Verwaltung 
fähig geweſene Perſon in der Folge unfähig geworden iſt, oder 
wenn der für eine ſolche Perſon beym Beginnen der Verjährung 
aufgeſtellt geweſene Vertreter in der Folge geſtorben oder ſeines 
Amtes enthoben worden iſt, ohne daß unter Einem ein neuer 
Vertreter beſtellt worden iſt. Ich will allen den für die ent— 
gegengeſetzte Meinung angeführten Gründen einige Bemerkungen 
entgegen ſetzen, und dann einige directe Gründe für meine Mei— 
nung anführen. N 
ad a) Das Wort nie iſt auch in dem Verſtande, in wel— 
chem ich den Schlußſatz des gegenwärtigen $. nehme, ganz be: 
zeichnend gewählet, und beugt einer widrigen Auslegung vor, 
welche in dem Falle gemacht werden könnte, wenn ſich das Ge— 
ſetz hier des Wortes „nicht“ bedient haben würde. Denn eine 
geſetzliche Hemmungsurſache hat, wie bereits geſagt wurde, in der 
Regel die Wirkung, daß fie die Verjährung und Erſitzung nicht 
bloß in ihrem Anfange, ſondern auch im Laufe der Verjährungs— 
zeit hemmet, dergeſtalt, daß die Zeit, als dieſe Hemmungsurſache 
anhielt, von der ganzen Verjährungszeit in Abſchlag gebracht 
werden muß. Nach dieſer allgemeinen Regel müßte daher auch 
in dem Falle, als erſt nach bereits angefangener Verjährung die 
Perſon unfähig geworden, oder der ihr aufgeſtellte Vertreter 
außer Wirkſamkeit getreten iſt, jene Zeitperiode, in welcher die 
unfähige Perſon ohne Vertreter belaſſen wurde, von der ganzen 
Verjährungszeit in Abrechnung gebracht werden, und die Ver— 
jährung würde daher nach Ablauf der eigentlichen Verjährungs— 
zeit noch durch einen ſolchen Zeitraum fortlaufen, als die unfä— 
hige Perſon ohne Vertreter belaſſen worden iſt. Von der Regel, 
daß eine Hemmungsurſache auch den Fortlauf der Verjährung hin— 
dere, hat nun das Geſetz in Anſehung des im gegenwärtigen $. 
berührten Falles eine Ausnahme feſtgeſetzt, indem dafelbft ange— 
ordnet wird, daß die ein Mahl angefangene Verjährung, wenn 
auch in der Folge während des Laufes der Verjährung eine ſolche 
Hemmungsurſache ſich ergebe, fortlaufe, dieſer Ausnahme aber 
wieder eine Beſchränkung beygefügt. Wenn ſich der Geſetzgeber 
in dem gegenwärtigen F. bey Beſtimmung dieſer Beſchränkung 
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anftatt des Wortes nie, des Wortes nicht bedient hätte, fo 
könnte man allerdings verſucht werden, zu behaupten, der Schluß: 
ſatz ſey nur zur Beſchränkung der Ausnahme, nicht aber auch der 
Regel feſtgeſetzt worden; der zweyjährige Zeitraum, der nach 
dieſer geſetzlichen Anordnung nach erloſchenem Hinderniſſe noch 
zugewartet werden muß, um das Recht als verjährt oder erſeſſen 
zu erklären, ſey daher nur von dem Falle zu verſtehen, wenn 
die Hemmungsurſache mehr als zwey Jahre angehalten hat, nicht 
aber auch auf den Fall anzuwenden, wenn der Umſtand der Hem— 
mung durch eine mindere Zeitdauer beſtanden hat. Durch den 
Gebrauch des Wortes nie anftatt „nicht“ iſt nun dieſer irri— 
gen Auslegung vorgebeugt worden. 

ad b) Nachdem das Geſetz in dem Eingange des gegen— 
wärtigen F. von den Perſonen, welche aus Mangel ihrer Gei— 
ſteskräfte ihre Rechte zu verwalten unfähig find, und gegen wel: 
che die Verjährung oder Erſitzung eines Rechts behauptet wird, 
in der vielfachen Zahl redet; ſo war es auch ganz conſequent, von 
Hinderniſſen in der vielfachen Zahl zu ſprechen, und es wäre 
nicht ganz fprachrichtig geweſen, wenn der Geſetzgeber hier die 
einfache Zahl angewendet hätte. Denn handelt es ſich um die 
Verjährung gegen mehrere ſolche unfähige, und nicht in Ge— 
meinſchaft ſtehende Perſonen, fo iſt in Anſehung jeder dieſer Per— 
ſonen ein Hinderniß vorhanden, und in Anſehung dieſer Perſo— 
nen zuſammen exiſtiren dann Hinderniſſe, und nicht bloß 
ein Hinderniß. Uebrigens kann die Behauptung, daß unter den 
Hinderniſſen im gegenwärtigen $. jene Gründe zu verſtehen ſeyn, 
welche die Unfähigkeit zur eigenen Vermögens verwaltung nach 
ſich ziehen, ſchon aus dem Grunde nicht als richtig anerkannt 
werden, weil ſich daraus Folgerungen ergeben würden, die gewiß 
nicht in dem Willen des Geſetzgebers liegen, und von den Geg— 
nern meiner Meinung ſelbſt ſicherlich nicht behauptet werden 
wollen. So iſt z. B. der Grund, welcher in Anſehung der 
Mahn: und Blödfinnigen die Unfähigkeit zur eigenen Vermö— 
gens verwaltung nach ſich ziehet, ohne Zweifel der Mangel an 
dem Gebrauche der Vernunft. Nun ordnet der §. 283 an: „Ob 
ein Wahn- oder Blödſinniger den Gebrauch der Vernunft er— 
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halten habe; — muß nach einer genauen Erforſchung der Um— 
ſtände, aus einer anhaltenden Erfahrung u. ſ. w. entſchieden 
werden.“ Die Aufhebung der Curatel über einen Wahn- oder 
Blödfinnigen ſetzt alſo ſelbſt nach dieſer geſetzlichen Vorſchrift vor— 
aus, daß ſelbe bereits eine geraume Zeit früher den Gebrauch 
der Vernunft erlangt haben, der Grund alſo ihrer Unfähigkeit 
zur eigenen Vermögens verwaltung nicht erſt im Momente der 
Aufhebung der Curatel, ſondern ſchon viel früher ſich behoben 
habe. Wäre alſo die oben berührte Behauptung richtig, ſo wä— 
ren die zwey Jahre, in welchen die Verjährung noch fortzudau— 
ern hat, nicht erſt vom Tage der Curatelsaufhebung, fondern 
von einem viel früheren Zeitpuncte zu berechnen. 

ad c). Dieſe Behauptung hat allerdings vielen Schein für 
ſich. Allein ſelbſt Herr Appellations-Vice-Präſident Ritter v. Pra— 
bevera hat !) ſolche Unzukömmlichkeiten aufgezählt, welche ſich 
aus dem gegenwärtigen F. ergeben würden, wenn dieſe Bemer— 
kung hier als richtig angenommen wird, daß wohl mit allem 
Grunde der Zweifel rege werden muß, ob denn der Geſetzgeber 
wirklich durch die gegenwärtige Anordnung den Minderjährigen 
eine, der nun nicht mehr Statt habenden Rechtswohlthat der 
Wie dereinſetzung in den vorigen Stand ähnliche Begünſtigung ha— 
be ertheilen wollen, zumahl dieſe Begünſtigung viel- ausgedehn— 
ter wäre, als die Minderjährigen unter der früheren Geſetzge— 
bung genoſſen haben, welche zu ihren Gunſten die Wiederein— 
ſetzung in den vorigen Stand ſtatuirte. Der öſterreichiſche Ge— 
ſetzgeber hat ſich, wie ſchon an einem andern Orte (F. 1450 Nr. 9) 
bemerkt worden iſt, zur Aufhebung des Rechtsinſtitutes der Wie— 
dereinſetzung in den vorigen Stand zu Gunſten der Minderjäh— 
rigen vorzüglich aus dem Grunde veranlaßt geſehen, weil, in ſo 
fern die Minderjährigen ſelbſt, ohne Intervenirung ihres Vor— 
mundes oder Curators, Handlungen und Geſchäfte unternahmen, 
die Rechtsgültigkeit derſelben durch die ordentlichen Rechtsmittel 
beftritten werden könne, und für dieſen Fall daher das außer— 
ordentliche Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
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als ganz überflüſſig hinwegfällt, und anderſeits durch die den 
Vormündern, Curatoren, ſo wie den Vormundſchafts- und Cu— 
ratelsbehörden bey Geſchäften der Minderjährigen vorgezeichne— 
ten Vorſichten, gegen allenfällige Beſchädigung dieſer Minderjäh— 
rigen mit aller möglichen Sorgfalt vorgeſehen iſt. Für die ſelte— 
nen Fälle, wo dieſer angeordneten Vorſichten ungeachtet, aus den 
Handlungen oder Unterlaffungen der Vormünder für den Min: 
derjährigen ein Nachtheil entſtehet, wollte die Geſetzgebung das 
außerordentliche Rechtsmittel der Wiedereinſetzung nicht ſanctio— 
niren, weil dadurch für diejenigen, welche ſich mit Minderjähri— 
gen unter Beobachtung der geſetzlichen Erforderniſſe in Geſchäf— 
te einlaffen, eine Rechtsunſicherheit herbeygeführt werden würde, 
die im Allgemeinen wieder nachtheilig auf die Minderjährigen 
ſelbſt zurückwirken müßte. Es gilt daher nach der öſterreichi— 
ſchen Geſetzgebung der Grundſatz, daß Minderjährige die inner— 
halb der geſetzlichen Schranken in ihrem Nahmen vorgenomme— 
nen Handlungen ihrer Vertreter ganz ſo anſehen müſſen, als wenn 
es ihre eigenen Handlungen wären, und ſich daher auch die nach— 
theiligen Folgen derſelben gefallen laſſen müſſen. Sollte dieſes 
neu aufgefaßte, von der frühern Geſetzgebung abweichende Prin— 
zip nicht auch hier auf die Verjährung angewendet worden, und 
es in der Abſicht des Geſetzgebers nicht gelegen ſeyn, diejenigen 
Pflegebefohlenen, die ununterbrochen mit einem Vertreter verſehen 
waren, ganz ſo, wie diejenigen zu behandeln, die zur eigenen Ver— 
mögens verwaltung fähig find? Das galliziſche Geſetzbuch ) ſtellt 
ſo, wie das gegenwärtige allgemeine bürgerliche Geſetzbuch, in 
Bezug auf den Anfang und die Fortſetzung der Verjährung gegen 
ſolche Unfähige ganz gleiche Grundſätze auf, unterſcheidet ſich aber 
in Betreff der Beendigung der Verjährung, daß es dem Satze, 
daß die ein Mahl angefangene Erſitzungs- und Verjährungszeit 
auch fortlaufe, auch in Beziehung auf das Ende derſelben keine 
Modification feſtſetzet. Nach jenem Geſetzbuche wird daher ge— 
gen dieſe Perſonen die bereits angefangene Erſitzung oder Ver— 
jährung nach Ablauf der Zeit ohne Unterſchied, ob dieſelben zur 


> 


4) III. Th. 65. 623 u. 630. 


[S. 1494.) 445 


Zeit der Beendigung einen Vertreter gehabt haben oder nicht, 
vollendet. Da ohnehin allen jenen, welche einen erlittenen Nach— 
theil während ihrer Minderjährigkeit erweiſen konnten, unter ge— 
wiſſen Bedingungen das Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand eingeräumt war, ſo war es nur nöthig, den Ab— 
lauf der Verjährungszeit zu beſchränken. Nach den Prinzipien, 
von welchen das neue bürgerliche Geſetzbuch bey Aufhebung des 
Rechtsmittels ausgegangen iſt, konnte ſich dieſes in Anſehung 
jener unfähigen Perſonen, welchen durch die ganze Verjährungs— 
zeit ein Vertreter beſtellt war, mit der Anordnung des §. 630 
des galliziſchen Geſetzbuches beruhigen, nicht aber in Beziehung 
auf jene Unfähigen, die bey Ablauf der Verjährungszeit keinen 
Vertreter hatten, welcher durch eine gerichtliche Klage die Vol— 
lendung der Verjährung hätte hindern können; in Anſehung die— 
fer Perſonen müßte ſelbſt nach jenen Prinzipien eine Vorſorge 
getroffen werden, und ſie iſt durch die Anordnung getroffen wor— 
den, daß die Verjährung nie früher, als binnen zwey Jahren 
nach gehobenem eHinderniſſe vollendet werde. Endlich 

ad d) Hier ſcheint ſich der Herr Verfaſſer einen Zirkel 
im Beweiſe erlaubt zu haben. Denn die Behauptung, daß un— 
ter den unfähigen Perſonen in dieſem Paragraphe auch die un— 
ter der väterlichen Gewalt ſtehenden Kinder begriffen werden 
müſſen, ſtützt er auf die klare Abſicht des Geſetzes. Die Abſicht 
des Geſetzes, auch die unter der väterlichen Gewalt ſtehenden 
Kinder unter die Anordnung des gegenwärtigen F. zu ſubſumiren, 
könnte aber nur dann klar genannt werden, wenn es wahr wäre, 
daß die Verjährungszeit gegen ſolche Perſonen, ihnen mag ein 
Vertreter beſtellt ſeyn oder nicht, immer nur nach Verlauf zweyer 
Jahre, nachdem ſie zur eigenen Vermögens-Verwaltung gelangt 
ſind, endige. Nimmt man dagegen die gegentheilige Meinung, 
nähmlich meine Behauptung als die richtige an, ſo zeigt ſich 
vielmehr umgekehrt, daß die Abſicht des Geſetzgebers nicht ſeyn 
könne, auch die unter der väterlichen Gewalt ſtehenden Kinder 
unter die Anordnung des gegenwärtigen F. zu ſubſumiren, weil 
er für dieſe dann keinen vernünftigen Sinn gebe. 

Nippel's Commentgr IX, Thl. 10 
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Directe Gründe zur Vertheidigung meiner Meinung find: 
aa) Die zweyte Periode des gegenwärtigen §. hängt mit der erſten 
zuſammen; da alſo die Vorſchrift der erſten Periode ſolche 
Perſonen, welche aus Mangel ihrer Geiſteskräfte ihre Rechte 
ſelbſt zu verwalten unfähig ſind, jedoch nur dann betrifft, als 
ihnen keine geſetzlichen Vertreter beſtellt ſind, ſo kann auch 
die Vorſchrift der zweyten Periode eben dieſelben Perſonen, 
und zwar mit der nähmlichen Beſchränkung betreffen ). 
bb) Sit ſchon oben Nr. 4 nachgewieſen worden, daß der erfte 
Satz der zweyten Periode auf den Fall, als während der gan— 
zen Verjährungszeit die unfähige Perſon ununterbrochen durch 
einen Curator vertreten wird, nicht paſſe; es kann alſo auch 
nicht der zweyte Satz auf ſelben bezogen werden, weil dieſer 
Satz lediglich als Beſchränkung des erſten beygefügt worden iſt. 
ec) Kömmt meines Erachtens alles darauf an, welcher Umſtand 
unter dem Ausdrucke „Hinderniß“ hier zu verſtehen ſey? Nach 
den Eingangsworten des gegenwärtigen §. kann aber unter Hinz 
derniß nur der Mangel der Fähigkeit zur eigenen Vermögens— 
verwaltung in Verbindung mit dem Umſtande, daß dem Un: 
fähigen kein Vertreter zur Bewahrung ſeiner Rechte aufgeſtellt 
iſt, begriffen werden; ſollte dieſer Ausdruck im Schlußſatze auf 
einmahl eine andere Bedeutung haben? Selbſte nach dem gal— 
liziſchen Geſetzbuche ) beruht das Hinderniß der Erſitzung oder 
Verjährung lediglich in der Unvermögenheit ſolcher Perſonen, 
ihren Gegner gerichtlich aufzufordern; dieſes Hinderniß wird 
daher gehoben, wenn dieſe Perſon die Fähigkeit wieder erlangt, 
ihre Rechte ſelbſt zu verwalten, oder derſelben ein Vertreter 
aufgeſtellt wird, der in ihrem Nahmen die Verjährung oder 
Erſitzung durch eine gerichtliche Klage unterbrechen kann. Endlich 
dd) ſpricht gerade der Umſtand, daß der Geſetzgeber von jenen 
Perſonen, welche unter der väterlichen Gewalt ſtehen, keine 
Erwähnung macht, und ſelbe unter die Eingangsworte dieſes 
F. auch gar nicht begriffen werden können, für meine Meinung. 
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6) Wenn ein Anderer mit einer wegen Mangels an Gei— 
ſtesfähigkeiten zur Verwaltung ihres Vermögens unfähigen Per— 
ſon ſo in Gemeinſchaft ſteht, daß dieſe der ihr von dem Ge— 
ſetze zugedachten Rechtswohlthat nicht theilhaft werden könnte, 
wenn nicht auch der Theilgenoſſe daran Antheil hätte; ſo erſtreckt 
ſich die Rechtswohlthat nach der Analogie des §. 1473 auch auf 
den fähigen Mitgenoſſen der gemeinfchaftlichen Sache. In Anſe— 
hung der Nachfolger ſind folgende Fälle zu unterſcheiden. 

7) Hat gegen den Unfähigen noch gar keine Verjährung 
zu laufen angefangen, ſo kann von einer Fortſetzung gegen die 
Nachfolger keine Rede ſeyn, ſondern ſie muß erſt von der Zeit 
an, als das Recht oder die Sache, in Anſehung welcher erſeſſen 
oder verjährt werden ſoll, auf den Anderen übergegangen iſt, ge— 
gen den Nachfolger angefangen werden. Da nun aber vor der 
Annahme des Erben die Verlaſſenſchaft ſo angeſehen wird, als 
ob fie noch von dem Verſtorbenen beſeſſen würde (F. 547), ſo 
kann bey dem Univerfalnachfolger die Verjährung erſt von der 
Zeit an laufen, als der Erbe die Erbſchaft angetreten hat; aus— 
genommen, es wäre ſchon früher ein Vertreter der Verlaſſes— 
maſſe aufgeſtellt worden, denn in dieſem Falle wäre das der Ver— 
jährung entgegenſtehende Hinderniß behoben, weil Jemand vorhan— 
den iſt, der die Rechte der Verlaßmaſſe verwahren und geltend 
machen kann. 

8) Hatte die Verjährung gegen die unfähige Perfon ſchon 
angefangen, fo läuft fie gegen den Nachfolger derſelben fort, 
wenn nicht der Fall des §. 1500 eintritt, und ſie wird gegen 
ihn auch in der gewöhnlichen Zeit vollendet, wenn die Zeit, bey 
dem Partikularnachfolger von der Uebergabe, bey dem Erben aber 
von der Erbſchaftsantretung an gerechnet, noch volle zwen Jahre 
beträgt. Wäre dieſes nicht der Fall, und wäre das Hinderniß 
zur Zeit, als die Nachfolge eintritt, bereits behoben, ſo wird es 
darauf ankommen, wie viel Zeit dem Vorfahter noch zu Guten 
gekommen iſt. Dieſe Zeit muß auch dem Nachfolger noch zu 
Guten gerechnet werden. Denn iſt es ein Univerſalnachfolger, 
fo ſtellt er den Erblaſſer vor (§. 1462); iſt es aber ein Parti— 


kularnachfolger, ſo muß ihm ebenfalls dieſe Zeit noch zu Guten 
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kommen, weil die zwiſchen Zweyen vorgenommene Handlung in 
Anſehung des Dritten nicht die Wirkung haben kann, daß die 
Verjährung, welche z. B. geſtern zur Vollendung derſelben ge— 
gen den Vorfahrer noch zwey Jahre erfordert hätte, heute gegen 
den Nachfolger ſchon wirklich vollendet ſey. Bey den Erben 
kommt hier nicht mehr die Erbſchaftsantretung in Betrachtung, 
weil die Verjährung auch gegen die noch nicht angetretene Erb— 
ſchaft läuft, da fie noch als vom Erblaſſer beſeſſen angenommen 
wird. War das Hinderniß noch nicht behoben, ſo laufen dem 
Nachfolger für jeden Fall noch zwey Jahre bis zur Vollendung, 
weil dem Vorfahrer ebenfalls für jeden Fall noch zwey Jahre 
von der Zeit an gerechnet erübrigten, als das Hinderniß zu exi— 
ſtiren aufgehört hätte ). 


5. 1495. 

Auch zwiſchen Ehegatten, dann zwiſchen Kindern 
oder Pflegebefohlenen, und ihren Aeltern oder 
Vormündern kann, ſo lange erſtere in ehelicher 
Verbindung, letztere unter älterlicher oder vor— 
mundſchaftlicher Gewalt ſtehen, die Erſitzung 
oder Verjährung weder angefangen, noch fortge— 
ſetzt werden. 


1) Oft findet, wie Hr. v. Zeiller bemerkt, in dem eben er— 
wähnten Verhältniſſe die Erſitzung ſchon aus dem Grunde, weil 
die Sachen bloß zur Verwahrung, zum Gebrauche, oder zur Frucht— 
nießung anvertraut worden find ($$. 149, 228, 1237) nicht Statt. 
Aber auch außerdem wird es dem einen Theile, gegen welchen die 
Erſitzung oder Verjährung ſtreiten ſoll, durch das Band der Ehrer— 
biethigkeit, Abhängigkeit oder Liebe unmöglich oder doch äußerſt 
ſchwer, ſeine Rechte wider den anderen Theil geltend zu machen. 

2) Unter Ehegatten ſind hier auch jene zu verſtehen, welche 
wegen eines obwaltenden Hinderniſſes in einer ungültigen Ehe 
leben, denn es kömmt hier nicht die Gültigkeit des Ehebandes, 
ſondern jenes enge Verhältniß in Betrachtung, das auch unter 
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Schein s Eheleuten beſteht, und das ſich nicht wohl mit einer 
ſtrengen Ausübung der Rechte verträgt. Die Richtigkeit dieſer 
Auslegung wird durch den F. 93 beſtätigt, wo es heißt: „den 
Ehegatten iſt keineswegs geſtattet, die eheliche Verbindung eigen— 
mächtig aufzuheben, ſie mögen nun die Ungültigkeit der Ehe 
behaupten u. ſ. w.; das Geſetz nimmt alfo die eheliche Verbin— 
dung an, ungeachtet die Ehe ungültig iſt, und ſie wird nur durch 
die wirklich erfolgte Ungültigkeitserklärung aufgehoben. Dagegen 
können eben nach der hier citirten Vorſchrift geſchiedene Ehegat— 
ten, ungeachtet das Band der Ehe zwiſchen ihnen fortwährend 
beſteht, unter die Vorſchrift des gegenwärtigen F. nicht geſtellet 
werden, weil durch die Scheidung, wie aus dem Inhalte des F. 
93 klar hervorgehet, die eheliche Gemeinſchaft aufhört. 
Auch fällt bey geſchiedenen Eheleuten der Grund weg, warum 
zwiſchen Ehegatten in der Regel keine Verjährung Platz greift ). 

3) Daß Aeltern und Vormünder gegen ihre Kinder und 
Pflegebefohlenen, ſo lange dieſe unter älterlicher oder vormund— 
ſchaftlicher Gewalt ſtehen, keine Verjährung oder Erſitzung be— 
ginnen können, iſt noch nicht bezweifelt worden. Aber die Fra— 
ge, ob auch Kinder oder Pflegebefohlene gegen Aeltern oder Vor— 
münder, fo lange fie unter älterlicher oder vormundſchaftlicher 
Gewalt ſtehen, die Erſitzung oder Verjährung weder anfangen 
noch fortſetzen können, wurde von Hrn. R. R. v. Scheidlein ) 
verneinend beantwortet, und die Behauptung aufgeſtellt, daß 
Kinder und Pflegebefohlene gegen ihre Aeltern und Vormünder 
allerdings erſitzen und verjähren können. Denn obſchon der Par— 
tikel: zwiſchen, anzudeuten ſcheine, daß die Rechte zwiſchen Ael— 
tern und Kindern, zwiſchen Vormündern und Pflegebefohlenen 
hierin eben ſo wechſelſeitig ſeyn, wie zwiſchen Ehegatten, ſo ſtehe 
der bejahenden Beantwortung obiger Frage doch der Grund des 
Geſetzes entgegen. Denn das Band der Liebe zwiſchen Ehegat— 
ten ſey wechſelſeitig, nicht ſo das Band der Ehrerbiethung und 
der Abhängigkeit zwiſchen Aeltern und Kindern, und das zwiſchen 
Vormündern und Pflegebefohlenen. Zudem erhelle ſchon aus den 


4) Siehe Hrn. Winiwarter am a. O. g. as. 
2) Am a. O. $. 112. 
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Worten: fo lange Letztere unter väterlicher ) oder vormund— 
ſchaftlicher Gewalt ſtehen; daß nur von einer Erſitzung oder Ver— 
jährung der Aeltern oder Vormünder gegen Kinder oder Pflege— 
befohlene, fo lange dieſe unter der väterlichen oder vormundſchaft⸗ 
chen Gewalt ſtehen, die Rede ſey. Allein die grammatiſche Aus— 
legung ſpricht hier offenbar für das Gegentheil deſſen, was Hr. 
v. Scheidlein behauptet, und es iſt wirklich nicht leicht erklärbar, 
wie die von ihm angeführten Worte des Geſetzes als für ſeine 
Meinung ſprechend angegeben werden konnten. Wenn übrigens 
auch die Gründe, welche Hr. v. Zeiller in ſeinem Commentare 
für gegenwärtige geſetzliche Vorſchrift anführt, als die vorzüglich— 
ſten angeſehen werden müſſen, ſo kann man doch nicht behaupten, 
daß ſie die einzigen ſeyn, welche dem Geſetzgeber bey Feſtſetzung 
derſelben vor Augen ſchwebten. 

4) Da der gegenwärtige 8. ſich des Ausdruckes älterliche 
Gewalt bedient, ſo kann es wohl keinem Zweifel unterliegen, daß 
darunter auch der Inbegriff der Rechte der Mutter gegen ihre 
Kinder begriffen ſey. In der Regel hört die älterliche Gewalt 
mit der Großjährigkeit des Kindes auf, allein in manchen Fällen 
wird ſie auch über die Jahre der Großjährigkeit hinaus erweitert 
(F. 172), und in dieſem Falle verſteht es ſich wohl von ſelbſt, 
daß auch hier von Verjährung oder Erſitzung zwiſchen dieſen Per— 
ſonen keine Rede ſeyn könne. In Anſehung des Vaters unter— 
liegt dieſe Behauptung gewiß keinem Zweifel, weil das Geſetz 
überall von Fortdauer der väterlichen Gewalt ſpricht; aber 
auch in Anſehung der Mutter wird, wie Hr. R. R. Winiwar— 
ter 2) ganz richtig bemerkt, nicht mit Unrecht das Nähmliche vor— 
ausgeſetzt werden, da die Ausdehnung der väterlichen Gewalt 
über die Jahre der Großjährigkeit hinaus immer ein Kind vor— 
ausſetzt, das ſich ſelbſt, phyſiſcher oder moraliſcher Schwächen we— 
gen, noch nicht hinlänglich zu leiten im Stande iſt, und daher 
auch die Mutter von dieſem Leitungsrechte nicht ausgeſchloſſen 
werden kann 3). 


1) Das Geſetz fagt: aͤlterlicher, nicht väterlicher Gewalt. 
2) Am a. O. 
=) Anderer Meinung iſt Hr. v. Scheidlein a. a. O. 
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5) Das Geſetz redet hier bloß von Vormündern und nicht 
auch von Curatoren. Es entſteht daher die Frage, ob die ge— 
genwärtige Vorſchrift nicht auch auf die Curatoren und ihre Pfle— 
gebefohlenen in Anwendung zu bringen ſey? Hr. Hofrath v. 
Zeiller dehnet dieſe Vorſchrift auch auf die Curatoren, die die 
Angelegenheiten eines Wahn- oder Blödfinnigen, oder eines ges 
richtlich erklärten Verſchwenders zu beſorgen haben, aus. Auch 
Herr R. R. Winiwarter 1) hält daher dafür, daß unter dem 
Ausdrucke „Vormünder“ auch die Curatoren zu verſtehen ſeyn. 
Herr R. R. v. Scheidlein 2) dehnet dieſen Ausdruck gleichfalls 
auf die Curatoren der Wahn: oder Blödſinnigen, nicht aber 
auf die Curatoren der Verſchwender aus. Hr. v. Scheidlein gibt 
als Grund feiner ausdehnenden Auslegung an, weil der Wahn— 
oder Blödſinnige von ſeinem Curator abhängig iſt, und ſeine Ge— 
walt über ihn mit der Gewalt eines Vormundes übereinkomme, 
und Winiwarter ſagt, daß die Abſicht des Geſetzes für die be— 
hauptete ausdehnende Auslegung ſpreche, indem hier nicht die 
Verhältniſſe in Beziehung auf die Perſon, ſondern nur in Bes 
ziehung auf das Vermögen in Betrachtung kommen, in welcher 
Beziehung Vormünder und Curatoren gleiche Rechte und Ver— 
bindlichkeiten haben. Allein ich glaube, daß man ſich hier ſtrenge 
an den Wortlaut des Geſetzes zu halten habe. Denn da ſich der 
Geſetzgeber über die Abſicht, die der gegenwärtigen Vorſchrift zu 
Grunde liegt, nicht ausdrücklich ausgeſprochen hat, ſo kann nur 
aus dem Wortlaute des gegenwärtigen F. ſelbſt auf dieſe Abſicht 
geſchloſſen werden. Iſt nun dieſe Bemerkung, woran kaum ge— 
zweifelt werden dürfte, richtig; ſo muß eben aus dem Umſtande, 
daß der gegenwärtige F. nur von Vormündern und ihren Pflege— 
befohlenen ſpricht, angenommen werden, daß der Geſetzgeber hier 
mehr das perſönliche Verhältniß, welches zwiſchen dieſen Perſonen 
obwaltet, als das der Vermögens verwaltung berückſichtiget habe. 


1) A. a. O. 
2) A. a. O. . 11% 
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5. 1496. 


Durch Abweſenheit in Civil- oder Kriegsdienſten, 
oder durch gänzlichen Stillſtand der Rechtspfle— 
ge, z. B. in Peſt- oder Kriegszeiten, wird nicht 
nur der Anfang, ſondern ſo lange dieſes Hin— 
derniß dauert, auch die Fortſetzung der Erſitzung 
oder Verjährung gehemmt. 


1) Schon eine bloß ſchuldloſe (wenigſtens durch ein 
Jahr) ununterbrochen fortdauernde Abweſenheit von der Provinz 
genießt die Befreyung, daß die Zeit der Abweſenheit nur zur 
Hälfte in der Verjährungszeit berechnet wird ($. 1475). Eine 
größere Begünſtigung verdient eine unwillkührliche rühm— 
liche Abweſenheit in Civil- oder Militärdienſten, und ſie wird 
zufolge der gegenwärtigen Vorſchrift dahin erweitert, daß wäh— 
rend einer ſolchen Abweſenheit die Erſitzung oder Verjährung gar 
nicht anfangen, oder die vor dem angefangene während der Zeit 
nicht fortgeſetzt werden könne 1). Unter Abweſenheit iſt hier nach 
der Beſtimmung des §. 1475 wegen Gleichheit des Grundes der 
Aufenthalt des Eigenthümers außer der Provinz, in welcher ſich 
die Sache befindet, in Anſehung deren erſeſſen oder verjährt, 
oder das Recht ausgeübt werden ſoll, zu verſtehen ). 

2) Eine gleiche Hemmung zieht ein (außerordentlicher) gänz— 
licher Stillſtand der Rechtspflege bey dem Gerichte, bey welchem 
das Recht geltend gemacht werden ſollte, nach ſich. Das Wort 
gänzlich, deſſen ſich der $. bedient, deutet, wie Hr. Winiwar- 
ter bemerkt, darauf hin, daß es ein wirklicher Stillſtand, nicht 
etwa die Ausübung der Gerichtsbarkeit auf eine ungewöhnliche 
Art, oder unter dem Nahmen eines fremden Regenten, z. B. 
während einer feindlichen Invaſion ſeyn müſſe. Eben ſo werden 
durch dieſen Ausdruck „gänzlicher Stillſtand“ die gewöhnlichen 
Gerichtsferien ausgeſchloſſen, denn zu einer Ferienzeit werden in 


4) Siehe Hrn. v. Zeillers Commentar $. 1395 Nr. 4. 
2) Siehe Hrn. Winiwarter am a. O. 9. 39. 
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der Regel wohl keine Tagſatzungen abgehalten, die Eingaben der 


Parteyen aber ununterbrochen angenommen, und auch die Nele 
digungen hierüber erlaſſen. 


5. 1497. 
Unterbrechung der Verjährung. 

Die Erſitzung ſowohl als die Verjährung wird 
unterbrochen, wenn derjenige, welcher ſich auf 
dieſelbe berufen will, vor dem Verlaufe der Ver— 
jährungszeit entweder ausdrücklich oder ſtill— 
ſchweigend das Recht des Anderen anerkannt hat; 
oder wenn er von dem Berechtigten belangt, 
und die Klage gehörig fortgeſetzt wird. Wird, 
aber die Klage durch einen rechtskräftigen Spruch 
für unſtatthaft erklärt; ſo iſt die Verjährung 
für ununterbrochen zu halten. 

1) Die Verjährung wird unterbrochen, wenn ein ſolcher 
Umſtand eintritt, welcher die bisher aus der Nichtausübung des 
Rechtes entſtandenen Folgen vernichtet. Der gegenwärtige $. ent: 
hält zwey Arten der Unterbrechung, welche ſich beyde auch auf 
die Erſitzung beziehen; aus der Natur der Erſitzung ergeben ſich 
aber noch zwey andere, die nur derſelben eigen ſind. 

2) Die erſte der Erſitzung und Verjährung gemeinfchaftliche 
Art der Unterbrechung iſt die von dem Verjährenden geſchehende 
Anerkennung des Rechtes. Dieſe Anerkennung kann, ſo wie jede 
Willenserklärung, nicht nur ausdrücklich durch Worte und all— 
gemein angenommene Zeichen, ſondern auch ſtillſchweigend durch 
ſolche Handlungen geſchehen, welche mit Ueberlegung aller Um— 
ſtände keinen vernünftigen Grund, daran zu zweifeln, übrig laſ— 
ſen; z. B. wenn der Schuldner das ſchuldige Capital gerichtlich 
hinterlegt, oder die Zinſen davon bezahlt, oder um Nachſicht 
oder Verlängerung der Flriſt zur Erfüllung der Verbindlichkeit 
bittet ). Eine bloß außergerichtlich gemachte Forderung oder 


1) Vergl. Hofdeeret vom 21. Nov 1312 Nr. 1018. 


154 [§. 1497.] 


Einmahnung, auf welche der Schuldner nichts erwiedert hat, hin— 
dert die Verjährung nicht, da Niemand, außer in Fällen, wo es 
die Geſetze ausdrücklich vorſchreiben, in ſeinen Geſchäften Rede 
und Antwort zu geben ſchuldig iſt. Selbſt die nach dem Ver— 
fallstage geſchehene Eintragung einer Schuld in die öffentlichen 
Bücher zur Erlangung der Hypothek iſt, wie Hr. R. R. Wini— 
warter bemerkt, nicht als eine Unterbrechung der Verjährung 
anzuſehen; denn der Schuldner verhält ſich dabey bloß leidend, 
und ſein Stillſchweigen kann nicht als ein Anerkenntniß der Schuld 
angeſehen werden. Dieſes gilt auch von einer bloßen, mit was 
immer für Feyerlichkeiten unternommenen Proteſtation, und den 
allgemeinen, in die Zeitungsblätter eingerückten Aufforderungen, 
deren man ſich bald nach Erſcheinung des allgemeinen bürgerli— 
chen Geſetzbuches zur Verhinderung der Verjährung zu bedienen 
anfing !). 

3) Die zweyte Art der Unterbrechung iſt die durch Anſtel— 
lung einer Klage; denn dadurch übt der Berechtigte ſein Recht 
aus, und es fällt ſohin dadurch die Grundbedingung jeder Ver— 
jährung weg. Darauf, ob die Klage auch noch vor Auslauf 
der Verjährungszeit dem Schuldner zugeſtellt wird, was nicht 
mehr von dem Kläger abhängt, kömmt es nicht an; genug, daß 
ſie bey Gericht überreicht worden iſt. Ein bloßes Friſtgeſuch 
dagegen zur Einbringung einer ſolchen Klage, welche nur den 
Willen zu klagen andeutet (an deſſen Ernſtlichkeit überdieß noch 
gezweifelt werden kann), unterbricht die Verjährung nicht, und 
es iſt daher auch dem Richter verbothen, eine Friſterweiterung zu 
dieſem Zwecke zu ertheilen 2); würde fie aber auch deſſen un: 
geachtet von ihm ertheilt, ſo hätte ſie keine Wirkung, und dieſes 
ſelbſt dann nicht, wenn von der Friſtbewilligung der Schuldner 
verſtändigt worden wäre, und er dagegen keinen Recurs ergrif— 
fen hätte, weil es deſſen ungeachtet immer wahr bleibt, daß der 
Gläubiger binnen der Verjährungszeit keine Klage angebracht hat, 


1) Winiwarter am a. O. $. 50. Dann: Der h. 1380 des neuen bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuches; oder: Was wirken Edicte zur Unterbrechung der Verjährung? 
Von J. E. v. G. Grätz 1316. 

2) Hofdec. vom 30. Jänner 1219; J. G. S. Nr. 1520. 
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folglich ihm im Prozeßwege immer dieſe Einwendung vorbehal— 
ten bleibt. Zweifelhafter iſt die Beantwortung der Frage: was in 
dem Falle Rechtens ſey, wenn zwar eine Klage wirklich überreicht, 
dieſelbe aber wegen Mangel einer geſetzlichen Förmlichkeit, z. B. 
der Unterfertigung eines Rechtsfreundes, zur Verbeſſerung zurück— 
geſtellt wird? Da in dieſem Falle, wie es der gegenwärtige $. 
verlangt, der Verpflichtete von dem Berechtigten wirklich belangt 
worden iſt, und der Mangel der vorgeſchriebenen Form einer ge— 
richtlichen Handlung die Weſenheit derſelben nicht vernichten 
kann, ſo bin ich allerdings der Meinung, daß die Verjährung 
auch durch eine ſolche unförmliche Klage unterbrochen werde. 
Hr. R. R. Winiwarter aber iſt einer anderen Meinung, indem 
er ſagt, daß die Klage bey dem zuſtändigen Gerichte und auf 
geſetzmäßige Weiſe angebracht werden müſſe, da eine nicht gehö— 
rig angeſtellte Klage überhaupt kein rechtsgültiger Act ſey, folg— 
lich auch die Unterbrechung der Verjährung nicht bewirken könne. 
Wird die Klage bey einem unzuſtändigen Gerichte überreicht, ſo 
ſtimme ich der Anſicht des Hrn. R R. Winiwarter vollkommen 
bey; nicht aber auch für den Fall, als die Klage bey dem zu- 
ſtändigen Richter, jedoch nicht in gehöriger Form überreicht wor— 
den iſt; denn für dieſen Fall kann nicht behauptet werden, daß 
die Klage ein rechtsungültiger Act ſey. Das Hofdecret vom 13. 
Februar 1795 Nr. 474 ordnet an, daß, wenn eine Saͤtzſchrift 
zur Verbeſſerung zurückgeſtellt wird, auch jederzeit die Friſt, bin— 
nen welcher ſie verbeſſert wieder einzureichen ſey, beſtimmt wer— 
den ſoll. Wird nun dieſelbe binnen dieſer Friſt verbeſſert über— 
reicht, ſo wird ſie, wenigſtens in Beziehung auf die Termine, 
welche die Gerichtsordnung feſtſetzt, ſo behandelt, als wenn ſie 
gleich urſprünglich in gehöriger Form überreicht worden wäre; 
woraus wenigſtens ſo viel folgt, daß die früher nicht in geſetz⸗ 
licher Form überreichte Schrift doch als kein rechtsungültiger Act 
anzuſehen ſey. Freylich handelt es ſich hier erſt um die Beantwor— 
tung der Frage, ob dieſe geſetzliche Vorſchrift auch auf Verjäh— 
rungsfälle anzuwenden ſey, welche Frage ich allerdings bejahend 
beantworten zu müſſen glaube; denn die Klage iſt, wie vorausgeſetzt 
wird, wirklich vor Ablauf der Verjährungszeit überreicht, folglich 
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ift dadurch der Forderung des bürgerlichen Geſetzbuches entſpro— 
chen. Das Hinderniß aber, welches der Annahme und aufrech— 
ten Erledigung der Klage von Seite der Gerichtsordnung ent— 
gegenſteht, wird dadurch ſanirt, daß ſie binnen der von dem 
Richter feſtgeſetzten Friſt in der gehörigen Form überreicht wird. 
Die erneuerte Ueberreichung der Klage iſt ſohin lediglich als eine 
Fortſetzung derſelben anzuſehen. Iſt nun die Klage binnen der 
gegebenen Friſt in der gehörigen Form überreicht worden, ſo iſt 
ſie als gehörig fortgeſetzt anzuſehen; iſt ſie aber erſt nach der 
gegebenen Friſt in der vorgeſchriebenen Form überreicht worden, 
ſo erſcheint ſie als nicht gehörig fortgeſetzt, und die Verjährung 
iſt daher durch ſelbe nicht unterbrochen worden. 

4) Wird die Klage nicht gehörig fortgeſetzt, fo ift es eben 
ſo viel, als wenn ſie nicht überreicht worden wäre. Außer dem 
oben Nr. 3 angeführten Falle iſt aber eine Klage nur dann nicht 
als gehörig fortgeſetzt anzuſehen, wenn der Kläger von derſelben 
abſteht, ſey es auch mit dem Vorbehalte, eine andere Klage zu 
überreichen, oder wenn er auch nur mit derſelben innehält (ſuper— 
ſediret). Erſtreckungs- oder Friſterweiterungsgeſuche, wenn fie 
auch während des Prozeßganges häufig vorgebracht würden, ſte— 
hen der gehörigen Fortſetzung der Klage im Sinne des gegen— 
wärtigen $. nicht entgegen, denn fie werden entweder von der 
Gegenparthey ausdrücklich oder ſtillſchweigend zugeſtanden, oder 
von dem Richter ſelbſt bewilliget. Im erſten Falle kann die Ge— 
genparthey, die die Friſt ſelbſt zugeſtanden hat, ſich über kein 
Unrecht beklagen, wenn auf dieſe Zögerung keine Rückſicht ge— 
nommen wird; im letzteren Falle dagegen ſind die erwirkten Er— 
ſtreckungen oder Friſten ſchon dadurch, daß die Gegenparthey da— 
gegen entweder gar nicht, oder nicht mit Erfolg recurirte, ge- 
rechtfertiget. Uebrigens ſtimme ich der Behauptung der öſterreichi— 
ſchen Rechtsgelehrten “) vollkommen bey, daß die Klage nur bis 
zum Urtheile fortzuſetzen ſey, daß alſo die Erſitzung oder Ver- 
jährung mit dem Tage des ergangenen Urtheils für unterbrochen 
gehalten werden müſſe, wenn wirklich derfenige, der den Prozeß 


1) Siehe Hrn. v. Zeillers Commentar, Hrn. Winiwarter am a. O., und Hrn. 
v. Scheidlein Miszellen 5 Heft 9. 121, 5 
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behauptet hat, die Execution zu führen gänzlich unterläßt, oder 
nachdem er den einen oder anderen Grad der Execution bewirket 
hat, mit Bewirkung der noch übrigen ſtill ſtehet; daß jedoch die— 
ſes Urtheil kein Hinderniß ſey, das dem aus dem Urtheile er— 
wachſenen Rechte entgegengeſetzte Recht neuerdings zu erſitzen, 
oder das aus dem rechtskräftigen Urtheile erwachſene Recht 
neuerdings zu verjähren. — Nur iſt hier zu beachten, daß 
das gerichtliche Urtheil einen neuen ſelbſtſtändigen Rechtstitel 
bildet (§. 317), und daher der frühere Rechtstitel hier in kei— 
ne Betrachtung kommt. Iſt daher Jemanden durch Ulrtheil eine 
Entſchädigung zuerkannt, oder ein Betrag als Pflichttheil, oder 
aus dem Widerrufe einer Schenkung durch rechtskräftiges Ur— 
theil zugeſprochen worden; ſo kann hier von keiner dreyjähri— 
gen Verjährung mehr eine Rede ſeyn, ſondern das durch das 
Urtheil zugeſprochene Recht wird nach der allgemeinen Regel des 
§. 1478 erft nach Verlauf von dreyßig Jahren verjähren. Hans 
delt es ſich um ſolche Forderungen, von denen der $. 1480 Er— 
wähnung macht, ſo ſcheint unterſchieden werden zu müſſen, ob 
in dem Urtheile der bereits verfallene Betrag zugeſprochen wor— 
den iſt, oder in dem Urtheile auf die zukünftigen jährlichen Lei— 
ſtungen Rückſicht genommen worden iſt, indem z. B. das Ur— 
theil dahin lautet, der Geklagte fey ſchuldig, die bereits bis Ende 
December 1834 verfallenen Zinſen mit 200 fl., dann aber auch 
die weiters bis zur Zahlung laufenden 5%)gen Intereſſen zu 
bezahlen. Die bereits durch Urtheil zuerkannten 200 fl. werden 
erſt in dreyßig Jahren verjähren; denn in Anſehung dieſes be— 
reits zuerkannten Betrages kommt es auf die Eigenſchaft desſel— 
ben nicht mehr an, dem Kläger gebühren nunmehr dieſe 200 fl., 
weil fie ihm durch Urtheil zugeſprochen worden ſind; die für die 
Zukunft zuerkannten Intereſſen ändern aber ihre Natur nicht, 
ſie verjähren daher nach drey Jahren, wenn der Kläger keinen 
Executionsſchritt unternommen hat. Eben ſo wird der Kläger, 
wenn er dieſe für die Zukunft zuerkannten Inteteſſen bis auf den 
Betrag der Hauptſchuld ſteigen hat laſſen „ die über dieſen Be— 
trag weiter laufenden Intereſſen nicht mehr executive eintreiben 
können, nur von dem Tage der wegen des Rückſtandes ergriffe— 
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nen Execution werden felbe wieder neuerdings zu laufen anfan: 
gen ($. 1335). 

5) Damit die Klage die Verjährung unterbreche, wird noch 
erfordert, daß der Kläger in dem von ihm angefangenen Prozeſſe 
nicht ſach fällig werde; denn wird die Klage durch einen rechts— 
kräftigen Spruch für unftatthaft erklärt, fo ift fie, wie Hr. R. 
R. Winiwarter bemerkt, als eine widerrechtliche Handlung an— 
zuſehen, die in dem Rechtszuſtande des Gegentheils keine Ver— 
änderung hervorbringen kann. 

6) Die oben Nr. 1 berührten zwey Unterbrechungsarten, 
welche bloß bey der Erſitzung eintreten können, und aus der 
Natur derſelben ſich ergeben, ſind: a) wenn der Beſitz verloren 
geht, und b) wenn die redliche Meinung des Beſitzers auf: 
hört. Denn der §. 1460 fordert, daß der Beſitz durch die 
ganze von dem Geſetze beſtimmte Zeit fortgeſetzt werde. Es liegt 
alſo ganz in der Natur der Sache, daß die Erſitzung unter— 
brochen werde, wenn der Beſitz verloren geht. Daß eine Un— 
terbrechung der Verjährung vor ſich gehe, wenn der bisher red— 
liche Beſitz zum unredlichen wird, iſt bereits ſchon bey Erläu— 
terung des $. 1465 geſagt worden; und bey Erläuterung des 
§. 326, Nr. 5, iſt bereits gezeigt worden, daß dieſes in Anſe— 
hung der Redlichkeit auch ohne Anſtellung einer Klage geſche— 
hen könne. Herr R. R. Winiwarter ) rechnet hierher noch 
den Fall, wenn der verlorne echte Beſitz auf eine unechte Art er— 
langt wird. Allein in dieſem Falle iſt die Unterbrechung der Ver— 
jährung bereits durch den Verluſt des echten Beſitzes vor ſich ge— 
gangen. Durch die Wiedererlangung des Beſitzes könnte ſohin nur 
eigentlich eine neue Verjährung begonnen werden, was aber ganz 
natürlich nicht geſchieht, weil die Bedingung des §. 1464 man⸗ 
gelt. Richtig iſt aber, daß, wenn der Beſitzer ſeinen Beſitz da— 
durch verloren hat, daß er ſelbſt feinen Beſitz auf einen Anderen 
übertrug, und er dieſen Beſitz in der Folge wieder erlangt hat, 
die Erſitzung nicht unterbrochen worden ſey, weil er in Anſehung 
dieſes wieder erlangten Beſitzes bloß als Nachfolger zu betrach— 
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ten iſt ). War aber der mittlerweilige Beſitzer, z. B. wegen Uns 
redlichkeit unfähig, die Erſitzung fortzuſetzen, ſo iſt die Erſitzung 
als unterbrochen anzuſehen, wenn auch der vorige Beſitzer wieder 
in den Beſitz gelangt, weil dieſer durch die Uebertragung feines Bes 
ſitzes an einen Anderen den Beſitz und alle daraus für ihn entſtehen— 
den Vortheile ſelbſt aufgegeben, durch die Wiedererlangung aber nur 
die Rechte erworben hat, welche ſein Vormann an ihn übertragen 
konnte; er muß alſo die Erſitzung für ſich von Neuem beginnen 
(§. 1463). Dagegen kann ich der vom Herrn R. R. Winiwarter 
ausgeſprochenen Behauptung nicht beyſtimmen, daß in dem Fal— 
le, als die Sache ohne den Willen des gegenwärtigen Beſitzers in 
den Beſitz eines Anderen gelangt, die Wiedererlangung des Bes 
ſitzes, wenn ſie nur auf eine echte Art geſchieht, nach der Ana— 
logie des gegenwärtigen F. bewirke, daß die Statt gehabte Un— 
terbrechung als nicht geſchehen angeſehen werde. Man wird, ſagt 
dieſer achtungswürdige Schriftſteller zur Unterſtützung ſeiner Be— 
hauptung, dieſer Behauptung ohne Schwierigkeit beytreten, wenn 
man ſich den Fall denkt, daß der Beſitz durch eine offenbare ge— 
ſetzwidrige Handlung, z. B. durch einen Diebſtahl, unterbrochen 
worden iſt; denn es widerſpricht allen Rechtsgrundſätzen, daß der 
Beſitzer deßwegen, weil ihm die Sache geſtohlen worden iſt, die 
Erſitzung von Neuem anfangen ſollte, wenn er die Sache durch 
Hülfe des Richters, oder auf eine andere erlaubte Art zurücker— 
halten hat. Geſetzwidrige Handlungen Anderer konnen wohl de 
facto unſere Rechte ſtören, beſchränken oder gar aufheben; aber 
es iſt die Beſtimmung der Geſetze und des Richters, dieſe Stö— 
rungen, in ſo weit ſie nicht verhüthet werden können, wenigſtens 
ſo viel als möglich ungeſchehen zu machen, und den vorigen 
Rechtszuſtand wieder herzuſtellen. 

Dagegen glaube ich nun aber Folgendes bemerken zu müſ— 
fen. Der F. 1460 knüpft die Erſitzung ausdrücklich an die Be⸗ 
dingung, daß Jemand die Sache oder das Recht, die durch die 
Erſitzung erworben werden ſoll, durch die ganze vom Geſetze 
beſtimmte Zeit zu beſitzen fortfahre. Es will alfo von diefer nicht 
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bloß als Regel, ſondern ganz ausnahmslos aufgeftellten Vor: 
ſchrift des Geſetzes, eine Ausnahme behauptet werden, die ſich 
durch den Ausſpruch des gegenwärtigen F. um fo weniger recht— 
fertigen läßt, als eine wahre Analogie zwiſchen dem Fall, den die— 
fer $. entſcheidet, und demjenigen, der vom Hrn. R. R. Wini⸗ 
warter hier angeführt worden iſt, keineswegs vorhanden zu ſeyn 
ſcheinet. Denn die Unterbrechung des Beſitzes in dem letzten 
Falle beruht auf den Umſtand, weil hier der factiſche Zuſtand, 
an dem das Geſetz die Erwerbung durch Erſitzung knüpfet, ſelbſt 
aufgehoben wird, was in dem Falle, den der gegenwärtige $. 
vorausſetzt, nicht eintritt. Hier wird vorausgeſetzt, daß die Sa— 
che fortwährend im Beſitze des Erſitzenden verbleibe; denn, wenn 
auch die Sache während des Streites gerichtlich hinterlegt, oder 
einem Dritten zur Aufbewahrung übergeben würde, ſo geht da— 
durch der Beſitz nicht für ihn verloren (F. 349); nur die Eigen— 
ſchaft der Redlichkeit des Beſitzes wird durch die angebrachte Kla— 
ge zerſtöret, jedoch nur in der Vorausſetzung, daß der Beſitzer 
wirklich durch richterlichen Ausſpruch zur Zurückſtellung der Sa— 
che verurtheilet wird (§. 338); geſchieht dieſes nicht, ward die 
Klage als unftatthaft verworfen, fo thut ſelbe auch der Redlich— 
keit des Beſitzes keinen Eintrag, daher ganz natürlich die Er— 
ſitzung in dieſem Falle für ununterbrochen zu halten iſt. Kömmt 
die Sache aus Jemandens Beſitze, fo wird es ja demjenigen, ge: 
gen den erſeſſen werden ſoll, unmöglich, ſein Recht gegen den 
Erſitzenden, eben weil er die Sache nicht mehr im Beſitze hat, 
in Ausübung zu bringen. Der Beſitz iſt, wie bereits mehrmahls 
erwähnt wurde, ein bloß factifches, und kein Rechtsverhältniß. 
Dieſes factiſche Verhältniß wird aber von dem Geſetzgeber, wenn 
es mit beſtimmten Eigenſchaften verſehen ift, und durch längere 
Zeit fortdauert, ſo ſehr begünſtigt, daß ſogar die wirkliche Er— 
werbung des Rechtes, das beſeſſen wird, damit in Verbindung 
geſetzt wird. Wird nun dieſes factiſche Verhältniß durch einen 
Zufall, oder ſelbſt die widerrechtliche Handlung eines Dritten auf— 
gehoben, ſo wird ganz natürlich auch das Recht zerſtöret, welches 
lediglich an dieſes factiſche Verhältniß geknüpft iſt. 


5. 1498. 
Wirkung der Erſitzung oder Verjährung. 

Wer eine Sache oder ein Recht erſeſſen hat, kann 
gegen den bisherigen Eigenthümer bey dem Ge— 
richte die Zuerkennung des Eigenthumes anfu> 
chen, und das zuerkannte Recht, wofern es einen 
Gegenſtand der öffentlichen Bücher ausmacht, 
den letzteren einverleiben laſſen. 
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1) Bey Beantwortung der Frage, welche Wirkung die Er— 
ſitzung hervorbringe, muß man zwiſchen beweglichen und unbe— 
weglichen Sachen dann Rechten unterſcheiden. Die Wirkung der 
Erſitzung einer beweglichen Sache iſt die unmittelbare Er: 
werbung des Eigenthums derſelben, weil ſich der Erſitzende ſchon 
in dem wirklichen Beſitze derſelben befindet; dieſer bedarf ſohin 
keiner eigenen Klage, mittelſt welcher er erſt die Zuerkennung des 
Eigenthums anſuchet. Der gegenwärtige $. ſpricht ſich zwar in 
feinem Vorderſatze fo allgemein aus, daß in ſelbem auch der Fall 
begriffen zu ſeyn ſcheint, wenn es ſich um die Erſitzung einer be— 
weglichen Sache handelt; allein, daß der Erſitzer einer bewegli— 
chen Sache die gerichtliche Zuerkennung des Eigenthums zur wirk— 
lichen Erwerbung desſelben nicht nöthig habe, gehet aus dem Be— 
griffe der Erſitzung ſelbſt hervor ($. 1452). Der gegenwärtige 
$. ſagt auch nicht, daß der Erſitzer gegen den bisherigen Eigen: 
thümer die Zuerkennung des Eigenthums anſuchen müſſe, um 
dasſelbe wirklich zu erlangen, ſondern er ſpricht ſich nur dahin 
aus, daß er die Zuerkennung des Eigenthums anſuchen könne. 
Es kann nähmlich auch dem Erſitzer einer beweglichen Sache da— 
ran gelegen ſeyn, von allen künftigen Anfechtungen des vorigen 
Eigenthümers geſichert zu ſeyn, und in dieſem Falle kann er es 
vorziehen, ſelbſt mit einer Klage gegen den vorigen Eigenthümer 
aufzutreten. Nur in dem Falle, wenn er den Beſitz nach vollen— 
deter Erſitzung verloren hätte, und er die Eigenthumsklage gegen 
den dritten Beſitzer anſtrengen wollte, würde er, um ſein Eigen— 
thumsrecht gehörig zu erweiſen, die Zuerkennung des Eigenthums 
gegen den vorigen Beſitzer anfuchen müſſen. 

2) Anders verhält es ſich bey unbeweglichen Sachen 
an denjenigen Orten, wo öffentliche Bücher eingeführt ſind; denn 
das Eigenthum unbeweglicher Sachen wird, ſo wie der rechtmä— 
ßige Beſitz derſelben, nur durch die Eintragung in die öffentlichen 
Bücher erworben ($$. 324, 431, 437). Wer daher eine unbe— 
wegliche Sache nur mittelſt des phyſiſchen Beſitzes nach . 1468 
durch Erſitzung erworben hat, hat dadurch noch nicht das wirk— 
liche Eigenthum derſelben, ſondern nur ein Recht zum Eigenthu— 
me erlangt, er muß ſich ſohin erſt eine Urkunde verſchaffen, mit— 
telſt welcher er ſein Eigenthumsrecht in die öffentlichen Bücher ein— 
verleiben laffen kann. Er iſt ſohin, in fo fern derjenige, der in 
den offentlichen Büchern als Eigenthümer angeſchrieben iſt, ſich 
nicht freywillig herbeylaſſen wollte, ihm eine ſolche Urkunde aus— 
zufertigen, genöthiget, bey dem Gerichte um die Zuerkennung 
des Eigenthumes anzufuchen. Iſt er aber bereits als Eigenthü— 
mer in den öffentlichen Büchern angeſchrieben, ſo hat er gleich— 
falls nicht nothwendig, vorerſt die Zuerkennung des Eigenthumes 
bey Gericht anzuſuchen, ſondern er kann ſich gegen eine allenfäl— 
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lige Anfechtung von Seite des früheren Eigenthümers mit einer 
Einrede ſchützen. N N 

3) Das, was hier von dem Eigenthume gefagt worden iſt, 
gilt auch von anderen Rechten. So kann z. B. derjenige, mel: 
cher ein Recht der Dienftbarkeit erſeſſen hat, das dem öffentlichen 
Buche noch nicht einverleibt iſt, verlangen, daß fein erſeſſenes 
Recht dem öffentlichen Buche einverleibt, und hierdurch für ein 
dingliches, wider jeden Beſitzer gültiges Recht anerkannt werde 
(. 481). Jedoch wird in dem einen oder andern Falle voraus— 
geſetzt, daß derjenige, gegen welchen das Eigenthum oder das 
Recht erſeſſen worden iſt, zur Zeit des Anſuchens um die Einver— 
leibung in den öffentlichen Büchern noch als Eigenthümer ange— 


ſchrieben ſey. 
5. 1499. 


Auf gleiche Art kann nach Verlauf der Verjährung 
der Verpflichtete die Löſchung feiner in den öf⸗ 
fentlichen Büchern eingetragenen Verbindlichkeit, 
oder die Nichtigerklärung des dem Berechtigten 
bisher zugeſtandenen Rechtes und der darüber 
ausgeſtellten Urkunden erwirken. | 


1) Die nächſte Wirkung der eigentlichen Verjährung ift die 
Befreyung von einer bisher beftandenen Verbindlichkeit. Dieſe 
Befteyung kann in der Regel durch eine Einrede geltend gemacht 
werden, welche der Befreyte dem früher Berechtigten, wenn er 
mit einer Klage gegen ihn auftreten ſollte, entgegenſetzt. Es kön— 
nen aber auch Fälle eintreten, wo es erforderlich iſt, daß der 
Befreyte das gerichtliche Erkenntniß ſeiner Befreyung mittelſt 
Anſtrengung einer Klage gegen den früher Berechtigten erwirke. 
Dieſe Fälle ſind folgende: 

2) Wenn das verfährte Recht den öffentlichen Büchern ein— 
verleibt war, und es ſich ſohin um die Löſchung desſelben handelt. 
Hier muß er nach Ablauf der Verjährungszeit als Kläger auf: 
treten (ausgenommen der frühere Berechtigte ließe ſich freywillig 
herbey, eine löſchungsfähige Urkunde auszuſtellen), weil ohne eine 
Urkunde die Löſchung einer intabulirten Forderung nicht geſche— 
ſchen kann, und ſohin das Erkenntniß erwirken, daß die Verbind— 
lichkeit in Folge der Verjährung als aufgehoben anzuſehen ſey. 
Mit dem nach dieſem Begehren geſchöpften Urtheile kann nun 
ſomit, wenn es in die Rechtskraft übergegangen iſt, die Loͤſchung 
erwirkt werden. 

3) Im Falle, als über das bereits verjährte Recht Beweis— 
urkunden vorhanden ſind, kann dem bisher Verpflichteten daran 
gelegen ſeyn, die über das verjährte Recht ausgeſtellte Urkunde 
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zurück zu erhalten, oder für ungültig erklären zu machen, damit 
er auch in der Zukunft vor allen Anſprüchen in Anſehung derſel— 
ben ſicher ſey. Er muß daher, wenn ihm der bisher Berechtigte 
die Herausgabe der Urkunde verweigert, denſelben gerichtlich hierum 
belangen, und daher mittelſt einer ordentlichen Klage nachweiſen, 
daß ſeine Verbindlichkeit durch Verjährung erloſchen, und der 
Geklagte ſohin die ausgeſtellte Urkunde zurück zu ſtellen verbun— 
den ſey; oder daß dieſelbe für null und nichtig erklärt werde. 
Dieſe Ungültigkeitserklärung iſt aber von der Amortiſirung einer 
Urkunde weſentlich unterſchieden; denn die Amortiſirung einer Ur— 
kunde kann nur derjenige begehren, der ſich im Beſitze derſelben 
befand, und dem ſie in Verluſt gerathen iſt, und ſie hat oft die 
Ausfertigung einer neuen Urkunde zur Folge; auch bewirkt die 
Amortiſirung nur die Nichtigkeit der Urkunde, als Beweisinſtru— 
mentes, keineswegs aber die Nichtigkeit der Forderung ſelbſt, die 
dadurch begründet wird. Hier aber wird die Nichtigkeitserklärung 
einer Urkunde, die ſich im fremden Beſitze befindet, begehrt, und 
erwirkt, und ſie iſt eine Folge der Ungültigkeit der Forderung 
ſelbſt, zu deren Beweis die Urkunde ausgefertigt wurde. 


9. 1500. 


Das aus der Erſitzung oder Verjährung erworbene 
Recht kann aber demjenigen, welcher im Ver— 
trauen auf die öffentlichen Bücher noch vor der 
Einverleibung desſelben eine Sache oder ein 
Recht an ſich gebracht hat, zu keinem Nachtheile 
gereichen. 


1) Dieſe Vorſchrift gründet ſich, wie Hr. v. Zeiller bemerkt, 
in der nothwendigen Sorgfalt, den öffentlichen Büchern volles Zu— 
trauen zu verſchaffen. Hat alſo z. B. Jemand ein Haus von 
Jemanden gekauft, der zur Zeit des geſchloſſenen Kaufes noch 
als Eigenthümer desſelben in den öffentlichen Büchern erſchienen 
iſt, und den Kaufvertrag zur Erwirkung des Eigenthums dem öf— 
fentlichen Buche einverleiben laſſen, ſo hat er das Eigenthum des 
Hauſes erworben, obſchon ein Anderer durch einen ununterbro— 
chenen dreyßigjährigen phyſiſchen Beſitz dieſes Hauſes das Recht 
zum Eigenthume desſelben erſeſſen hat. Eben fo hat derjenige, 
der ein Haus gekauft, und den Kaufvertrag in den öffentlichen 
Büchern zu einer Zeit hat einverleiben laſſen, zu welcher noch 
keine Servitut auf demſelben in den öffentlichen Büchern haftete, 
das unbeſchränkte Eigenthum des Hauſes erworben, obſchon ein 
Anderer ſchon vorher ein Servitutsrecht rückſichtlich dieſes Hau: 
ſes erſeſſen hatte. Aus dieſer geſetzlichen Vorſchrift folgt auch 
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zugleich, daß, wenn wahrend der Erſitzungszeit ein Dritter das 
grundbüchliche oder landtäfliche Eigenthum einer unbeweglichen 
Sache erworben hat, die Erſitzung dadurch unterbrochen werde, 
und gegen den neuen Eigenthümer nur von Neuem beginnen könne. 

2) Eben dieſes gilt auch von der Verjährung. Wenn das 
durch dieſelbe erloſchene Recht der Hypothek oder der Dienſtbar— 
keit noch in den öffentlichen Büchern erſcheint, ſo ſchadet die vor— 
ausgegangene Verfährung einem Partikularnachfolger, der im Ver— 
trauen auf die öffentlichen Bücher ein ſolches Recht durch Ceſſion 
oder durch Erwerbung des herrſchenden Gutes erlangt hat, nicht, 
da die Verjährung in dieſem Falle bloß das Recht erzeugt, die 
Löſchung der in den öffentlichen Büchern eingetragenen Verbind— 
lichkeit anzuſuchen (F. 1499), dieſes Recht aber bloß gegen den 
wirkſam iſt, gegen den man verjährt hat. Die Veränderung in dem 
Tabularbeſitze auf Seite des Berechtigten unterbricht ſohin auch, 
wie oben von der Erſitzung bemerkt wurde, die Verjährung, und 
ſie muß gegen den ſpäteren Beſitzer von Neuem angefangen werden. 


5. 1501. 


Auf die Verjährung iſt, ohne Einwendung der Par- 
teyen, von Amtswegen kein Bedacht zu nehmen. 


1) In der Regel hat der Richter bey Entſcheidung eines 
Rechtsſtreites die ihm von den ſtreitenden Parteyen dargeleg— 
ten factiſchen Umſtände von Amtswegen zu berückſichtigen, und 
nach Geftalt derſelben und des von den Parteyen geſtellten Be— 
gehrens zu erkennen, was ſich aus den für wahr zu haltenden 
factiſchen Umſtänden als Recht ergibt. Wenn z. B. Jemand auf 
Erfüllung eines Kaufcontractes geklagt wird, und es ergibt ſich 
aus den dem Richter zur Entſcheidung vorgelegten Acten, daß 
der Geklagte zur Zeit des von ihm eigenmächtig abgeſchloſſenen 
Kaufvertrages noch minderjährig geweſen, ſo muß er den Kläger 
mit feiner Klage abweiſen, wenn ſich auch der Geklagte in feiner 
Einrede nicht ausdrücklich auf ſeine Minderjährigkeit berufen, ſon— 
dern andere Einwendungen gegen ſeine angeſprochene Verpflich— 
tung angebracht hätte. Von dieſer allgemeinen Regel macht aber 
hier das Geſetz in Anſehung der Verjährung eine Ausnahme. 
Wenn daher auch der Richter bey Entſcheidung eines Prozeſſes 
aus der Actenlage erfieht, daß die Verjährung bereits eingetreten 
ſey; ſo hat er, wenn die betroffene Partey ſich nicht aus drücklich 
auf die Verjährung beruft, auf ſelbe von Amtswegen keinen Be: 
dacht zu nehmen. Der Geſetzgeber ging bey Feſtſetzung gegen— 
wärtiger Anordnung ohne Zweifel von der Betrachtung aus, daß 
der Verpflichtete vielleicht aus Gewiſſenhaftigkeit und Weberzeus 
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gung feiner Verbindlichkeit nachkommen, und ſich nicht mit frem— 
den Schaden bereichern wolle, wenigſtens bloß aus dem Umſtan— 
de, daß der Andere ſein Recht, vielleicht aus Güte und Nach— 
ſicht, ſo lange nicht ausgeübt hat, keinen Vortheil ziehen wolle. 
Die Einwendung der Verjährung muß aber auch ſo, wie alle 
übrigen Einwendungen, in der Einrede angebracht werden. 

2) Es entſteht hier die Frage, ob das, was der gegenwär— 
tige $. von der Verjährung ausſpricht, auch auf die Exſitzung 
auszudehnen ſey? Es kann nähmlich ſowohl das Factum, das der 
Kläger in feiner Klage anführt, als das, was der Geklagte in 
der Einrede anbringt, eine Erſitzung begründen, ohne daß ſich in 
der einen oder anderen Schrift ausdrücklich auf die Erſitzung be— 
rufen wird. Setze man z. B.: Jemand fordere eine in eines An— 
deren Innehabung befindliche Sache als ſein Eigenthum zurück. 
Er führt in ſeiner am 1. July 1834 überreichten Klage lediglich 
an, daß er die bewegliche Sache, um die es ſich handelt, am 1. 
Jänner 1830 gekauft, und bis zum 1. October 1833 immer im 
Beſitze gehabt habe, an welchem Tage ſie ihm durch einen unbe— 
kannten Thäter entwendet worden ſey. Der Geklagte ſtellt dieſe 
Umſtände nun in ſeiner Einrede nicht in Abrede, weiſet ſich aber 
aus, daß er dieſe Sache am 1. März 1834 (von keinem zu die— 
ſem Verkehre befugten Gewerbsmanne) gekauft habe. Wird da— 
her in dieſem Falle auf die Erſitzung, von welcher Kläger kei— 
ne ausdrückliche Erwähnung machte, nicht Rückſicht genommen, 
fo muß er mit feiner Klage nach Vorſchrift des F. 374 abge: 
wieſen werden, wo hingegen im gegentheiligen Fall der Geklag— 
te zur Zurückſtellung der Sache verurtheilt werden muß. Neh— 
men wir den verkehrten Fall. Der Kläger weiſe in ſeiner Kla— 
ge aus, die Sache, die er als Eigenthum anſpricht, am 1. März 
1830 in einer öffentlichen Lizitation gekauft zu haben, der Ge— 
klagte aber führt den Beweis, daß er die Sache, in deren Be— 
ſitze er ſich befindet, am 1. July 1830 gekauft habe. Wird nun 
hier auf die Erſitzung des Geklagten, weil er hievon keine aus— 
drückliche Erwähnung machte, keine Rückſicht genommen, ſo muß 
er zur Zurückſtellung der Sache verurtheilt werden, während im 
Gegenfalle Kläger mit feiner Klage abgewieſen werden muß. Ich 
bin nun der Meinung, daß hier in dem einen und anderen Falle 
allerdings die Erſitzung zu berückſichtigen ſey, weil das Geſetz 
ausdrücklich nur von der Einwendung der Verjährung ſpricht, 
und in den gerade vorhergehenden §§. 1498 und 1500 die Ver- 
jährung von der Erſitzung genau unterſchieden wird. Dafür ſpricht 
auch der Umſtand, daß im gegenwärtigen F. ausdrücklich von der 
Einwendung der Verjährung die Rede iſt. 
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5. 1502. 
Entſagung oder Verlängerung der Verjährung. 


Der Verjährung kann weder im voraus entſagt, 
noch kann eine längere Verjährungsfriſt, als durch 
die Geſetze beſtimmt iſt, bedungen werden. 

1) Wer die Erſitzung oder Verjährung ſchon wirklich voll— 
endet hat, kann ohne Zweifel auf die daraus entſtandenen Folgen 
Verzicht leiſten; eben ſo kann im Laufe der Verjährungs- oder 
Erſitzungszeit der Verjährende oder Erſitzende in Beziehung auf die 
verfloſſene Zeit auf die Verjährung oder Erſitzung in der Art ver— 
zichten, daß die bereits verfloffene Erſitzungs- oder Verjährungs— 
zeit gar nicht beachtet wird, und der Erſitzende oder Verjährende 
die Erſitzungs- oder Verjährungszeit von Neuem beginnen muß. 

2) Hingegen geſtattet das Geſetz nicht, daß Jemand gleich 
bey Eingehung eines Rechtsgeſchäftes oder der Uebernahme einer 
Verbindlichkeit der Verjährung im voraus entſage, oder ſich eine 
längere Verjährungsfriſt, als durch die Geſetze beſtimmt iſt, bedin— 
ge; denn dadurch würde der Zweck des Verfährungsinſtitutes ent— 
weder ganz oder doch größtentheils vereitelt. Hr. R. R. Wini— 
warter bemerkt hierbey in feiner mehrerwähnten Abhandlung ), 
daß die ehemahls pohlniſchen Provinzen hiervon ein abſchreckendes 
Beyſpiel darbothen, indem unter anderen Mitteln, die Verjährung 
zu vereiteln, auch hier die Verzichtleiſtung auf dieſelbe gewöhn— 
lich war, was eine Menge von Prozeſſen nach ſich zog. Darum 
wurde ſie ſchon durch die höchſte Reſolution von 31. October 1785 
lit. f J. G. S. Nr. 489 verbothen. Würde Jemand während 
der Verjährungszeit auf die Verjährung Verzicht leiſten, oder in 
eine längere, als die geſetzliche Verjährungszeit einwilligen, ſo 
könnte dieſes nur zur Folge haben, daß die bereits zurückgelegte 
Verjährungszeit nicht beachtet wird, weil eine ſolche Erklärung 
eine Anerkennung des Rechtes ſelbſt vorausſetzt, und durch eine 
ſolche Anerkennung die Verjährung unterbrochen wird (§. 1497). 

3) Bey der Erſitzung läßt ſich eine ſolche Verzichtleiſtung oder 
Verlängerung der Erſitzungszeit nicht wohl denken. Denn eine ſolche N 
Erklärung würde vorausſetzen, daß der Erſitzende in der Kenntniß 
ſey, daß die Sache oder das Recht ihm nicht gebühre, er wäre ſohin 
unredlicher Beſitzer, und als ſolcher zu erſitzen überhaupt unfähig. 

4) Das Uebereinkommen über eine kürzere Verjährungszeit 
iſt vom Geſetze nicht als ungültig erklärt. 


1) H. 56. 
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